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2 Das Europäische Migrationsnetzwerk

Das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) wurde 
im Jahr 2003 von der Europäischen Kommission im 
Auftrag des Europäischen Rates eingerichtet, um dem 
Bedarf eines regelmäßigen Austausches von verläss-
lichen Informationen im Migrations- und Asylbereich 
auf europäischer Ebene nachzukommen. Seit 2008 
bildet die Ratsentscheidung 2008/381/EG die dau-
erhafte Rechtsgrundlage des EMN. Das EMN setzt 
sich aus den nationalen Kontaktstellen in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union (mit Ausnahme 
Dänemarks) sowie Beobachterstaaten (Norwegen, 
Armenien, Georgien, Republik Moldau, Montenegro, 
Serbien, Ukraine), der Europäischen Kommission und 
dem EMN Service Provider (ICF) zusammen.

Aufgabe des EMN ist es, die Organe der Europäischen 
Union, nationale Institutionen und Behörden sowie die 
Öffentlichkeit mit aktuellen, objektiven, verlässlichen 
und vergleichbaren Informationen über Migration und 
Asyl im Hinblick auf eine Unterstützung der Politik in 
diesem Bereich zu versorgen. Die deutsche nationale 
Kontaktstelle ist beim BAMF in Nürnberg angesiedelt. 
Zu den Hauptaufgaben der nationalen Kontaktstelle 
gehört die Umsetzung des jährlichen EMN-Arbeits-
programms. Dies umfasst die Erstellung des jährlichen 
Politikberichts ‚Migration, Integration, Asyl‘, die Erar-
beitung von bis zu vier themenspezifischen Studien, 
die Beantwortung von an das Netzwerk gestellten Ad-
hoc-Anfragen sowie die Informationsvermittlung in 
unterschiedlichen Foren, z. B. durch die Organisation 
von eigenen Tagungen und die Teilnahme an Tagungen 
im In- und Ausland. Darüber hinaus richten die natio-
nalen Kontaktstellen jeweils nationale Netzwerke aus 
Organisationen, Institutionen und Einzelpersonen ein, 
die im Bereich Migration und Asyl tätig sind.

Das Europäische Migrationsnetzwerk

Im Rahmen des EMN wird in der Regel keine Primär-
forschung betrieben, sondern es werden bereits vor-
handene Daten und Informationen aufbereitet und 
analysiert; nur bei Bedarf werden diese durch eigen-
ständige Erhebung von Daten und Informationen er-
gänzt. Die nationalen EMN-Studien werden nach ein-
heitlichen Spezifikationen erstellt, um innerhalb des 
Netzwerkes vergleichbare Ergebnisse zu erzielen. Um 
auch begriffliche Vergleichbarkeit zu gewährleisten, 
wurde ein Glossar erstellt, das über die nationalen und 
internationalen EMN-Webseiten zugänglich ist.

Nach der Fertigstellung der nationalen Studien wird 
eine vergleichende EMN-Studie erstellt, welche die 
wichtigsten Ergebnisse der einzelnen nationalen Stu-
dien zusammenfasst und so einen europäischen Über-
blick erlaubt. Dazu kommen themenspezifische Infor-
mationsblätter (EMN-Informs), die knapp und präzise 
ausgewählte Themen präsentieren. Das EMN-Bulletin 
liefert vierteljährlich Informationen über die aktuel-
len Entwicklungen in der EU und ihren Mitgliedstaa-
ten. Des Weiteren gibt es die Arbeitsgruppe Return 
Expert Group (REG), die sich mit Aspekten der freiwil-
ligen Rückkehr, der Reintegration und der Rückfüh-
rung beschäftigt.

Alle EMN-Publikationen sind auf der Webseite der 
Generaldirektion Migration und Inneres der Europäi-
schen Kommission verfügbar. Die nationalen Studien 
der deutschen nationalen Kontaktstelle sowie die ver-
gleichenden EMN-Studien, Informs und das Glossar 
finden sich auch auf der nationalen Webseite:  
www.emn-deutschland.de.

http://www.emn-deutschland.de
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Zusammenfassung

Die vorliegende Studie stellt den deutschen Beitrag 
zur EMN-Studie ‚Integration of migrant women in the 
EU and Norway: Policies and measures‘ dar. Die Studie 
wird in allen beteiligten EU-Mitgliedstaaten und Nor-
wegen nach gemeinsamen Vorgaben durchgeführt. Die 
Ergebnisse der nationalen Studie fließen anschließend 
in eine vergleichende EMN-Studie ein, die einen ge-
samteuropäischen Überblick über die Integration von 
Migrantinnen sowie über die politischen Integrations-
ansätze in den jeweiligen Staaten gibt.

Die im Rahmen dieser Studie betrachteten Integrati-
onsbereiche konzentrieren sich im Wesentlichen auf 
die im EU-Aktionsplan für Integration und Inklusion 
2021-2027 abgedeckten Felder, darunter Bildung und 
Sprache, Erwerbstätigkeit, Gesundheit, Wohnen sowie 
zusätzlich politische und zivilgesellschaftliche Partizi-
pation. Eine weitere Vorgabe, die sich aus dem Man-
dat des EMN ergibt, betrifft die Untersuchungsgruppe 
dieser Studie, bei der es sich primär um drittstaats-
angehörige Frauen handelt. Da allerdings die Daten-
grundlage in Deutschland nicht durchgängig eine 
Unterscheidung nach Drittstaatsangehörigkeit und 
Geschlecht zulässt und zudem nicht alle Integrations
maßnahmen nur explizit für Drittstaatsangehörige 
ausgelegt sind, werden in dieser Studie auch solche 
Forschungserkenntnisse und Integrationsmaßnahmen 
dargestellt, die sich allgemein auf Frauen mit Migra
tionshintergrund beziehen und damit Drittstaatsange-
hörige implizit miteinschließen.

Definition und Datengrundlage

Der Begriff ‚Integration’ ist nicht einheitlich definiert. 
Im wissenschaftlichen Bereich in Deutschland ist das 
Stufenmodell von Hartmut Esser weit verbreitet, das 
vier Dimensionen der Integration benennt. Besondere 
Aufmerksamkeit erhält dabei die strukturelle Integra-
tion, d. h. die Integration auf dem Arbeitsmarkt oder 
der Erwerb von Bildungsabschlüssen. Die bundespo-
litische Integrationsstrategie versteht unter Integ-
ration eine chancengleiche Teilhabe aller Menschen. 
Des Weiteren sind die Bezeichnungen ‚Migrant‘ und 
‚Migrantin‘ ebenso umstritten. Mit Migrantinnen sind 
im Rahmen dieser Studie entsprechend der EMN-
Vorgabe Frauen aus Drittstaaten gemeint. Dazu ge-
hören sowohl zugewanderte als auch in Deutsch-
land geborene Frauen, welche die Staatsangehörigkeit 
eines Drittstaates besitzen. Im Jahr 2021 lebten nach 

dieser Definition rund 3.226.000 drittstaatsangehö-
rige Frauen in Deutschland und 10.969.000 Frauen 
mit Migrationshintergrund. Dabei weist ein Groß-
teil von ihnen eigene Migrationserfahrungen auf. Die 
häufigsten Aufenthaltstitel für drittstaatsangehörige 
Migrantinnen sind familiäre sowie völkerrechtliche, 
humanitäre und politische Gründe. Insgesamt stellen 
Migrantinnen eine heterogene Gruppe in Hinblick auf 
die Herkunftsregion und den aufenthaltsrechtlichen 
Status dar.

Aktueller Stand der Integration in zentralen 
Bereichen

In Bezug auf ihren Bildungsstand weisen drittstaats-
angehörige Frauen zwar sehr unterschiedliche Bil-
dungsabschlüsse auf, was als Zeichen der Heteroge-
nität dieser Gruppe gesehen werden kann. Allerdings 
lassen die Daten zu erworbenen Abschlüssen ein Bil-
dungsgefälle zwischen drittstaatsangehörigen Frauen 
und Frauen ohne Migrationshintergrund erkennen, 
das aber ebenso auf Männer zutrifft. Jedoch zeigen 
die Daten zur Arbeitsmarktpartizipation, dass Migran-
tinnen bei ähnlichen Bildungshintergründen in Bezug 
auf den Zugang zum Arbeitsmarkt geschlechterspezifi-
schen Herausforderungen begegnen und viel seltener 
am Erwerbsleben teilnehmen als drittstaatsangehörige 
Männer. Dies lässt sich auf zwei wesentliche Fakto-
ren zurückführen: Erstens arbeiten Frauen häufiger als 
Männer in reglementierten Berufen wie z. B. Pflege, 
Lehre und Erziehung, die entsprechende Qualifikati-
onen benötigen. Reglementierte Berufe setzen in der 
Regel eine Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
voraus und bedürfen einer höheren Investition in Fort- 
und Weiterbildung, was eine Hürde darstellt. Zweitens 
kommt es bei Migrantinnen, die stärker als Männer in 
die Kinderbetreuung eingebunden sind, zu einem Ver-
einbarkeitsdilemma von Familie und Beruf. Dies wirkt 
sich auch negativ auf ihre Teilnahmemöglichkeiten bei 
Integrations- und Sprachkursen aus.

Im Bereich Gesundheit ist die Datenlage weniger um-
fangreich, gerade in Bezug auf Drittstaatsangehörige 
ohne Fluchtkontext. Bekannt sind Zugangshürden, 
die aus sprachlichen Barrieren resultieren können. Im 
Bereich Wohnen zeigt sich, dass fast ein Drittel aller 
drittstaatsangehörigen Frauen in engen Wohnver-
hältnissen leben. Auch im Bereich der politischen und 
zivilgesellschaftlichen Partizipation wirken sich die 
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zum Teil bereits thematisierten Hürden wie Betreu-
ungs- und Haushaltsverpflichtungen sowie mangelnde 
Sprachkenntnisse neben eingeschränkten rechtlichen 
Möglichkeiten (Wahlrecht) negativ auf das politische 
Engagement von Migrantinnen aus.

Integrationspolitik im Hinblick auf 
Migrantinnen

In der föderalen Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland wird Integration auf unterschiedlichen 
Ebenen von einer Vielzahl an Akteurinnen und Ak-
teuren umgesetzt. Auch ist Integrationspolitik nicht 
klar von anderen Politikfeldern abgrenzbar und wird 
vielmehr als Querschnittsaufgabe gesehen. Dies folgt 
der Strategie des Gender Mainstreaming, wonach die 
grundsätzliche Herstellung von Geschlechtergerech-
tigkeit ein wesentliches Ziel des politischen Handelns 
in allen Politikbereichen darstellt. Gleichwohl wird 
auch der geschlechtsspezifischen Integrationsförde-
rung von Migrantinnen ein hoher Stellenwert in der 
Integrationspolitik eingeräumt. Gender Mainstreaming 
und genderspezifische Förderung sollen sich in der 
Gesamtstrategie des Bundes ergänzen.

Die strategische Ausrichtung der Integrationspolitik ist 
im Nationalen Aktionsplan Integration (NAP-I) fest-
gehalten, der seit 2012 erarbeitet wird. Die Integrati-
onsstrategie des Bundes umfasst unter anderem viel-
fältige Bereiche wie Sprachvermittlung, Integration in 
Arbeit und Bildung sowie gesellschaftliche Integration 
(z. B. in Form des Integrationskurses). Der Integrati-
onskurs bildet das Kernstück der Integrationsmaßnah-
men des Bundes. Dabei existieren auch Integrations-
kurse, die für spezielle Zielgruppen wie Migrantinnen 
mit Kindern ausgelegt sind und die Bedürfnisse dieser 
Gruppen berücksichtigen. Ein wesentliches Integra-
tionsziel stellt die Steigerung der Erwerbsbeteiligung 
von Migrantinnen und geflüchteten Frauen dar, was 
bspw. durch Programme wie ‚Stark im Beruf‘ gefördert 
wird. Auch Themen wie diversitätssensible Gesund-
heitsversorgung und Integration auf dem Wohnungs-
markt und der Abbau von Diskriminierung stellen ein 
wichtiges politisches Ziel dar, wobei hier eine spezi-
fische Fokussierung auf Migrantinnen derzeit noch 
nicht stattfindet. Entsprechend besteht neben den gut 
ausgebauten Förderangeboten in den Bereichen Spra-
che und Arbeitsmarkt nach wie vor ein Bedarf an ent-
sprechenden geschlechtsspezifischen Angeboten in 
den Bereichen Gesundheit, Wohnen sowie politische 
und zivilgesellschaftliche Partizipation.

Herausforderungen und Möglichkeiten im 
Hinblick auf die Integrationsförderung von 
Migrantinnen

Eine wesentliche geschlechterspezifische Integrati-
onsherausforderung liegt im Vereinbarkeitsdilemma 
von Familie und Beruf bzw. der Teilnahme an Förder-
maßnahmen wie Integrationskursen. Zwar existieren 
spezielle Integrationskurse für Frauen und für Eltern, 
in denen auf besondere zeitliche Bedürfnisse Rück-
sicht genommen wird, allerdings weisen Evaluationen 
und Studien darauf hin, dass ein weiterer Ausbau der 
Angebote für Kinderbetreuung notwendig ist. Auch die 
Anerkennung von Qualifikationen stellt ein wichtiges 
Ziel zur Überwindung zentraler Integrationshemm-
nisse von Migrantinnen dar. Auf diese Weise kann das 
häufig ungenutzte Humankapital von Migrantinnen 
in die Gesellschaft eingebracht und Frauen zugleich 
ermöglicht werden, einer qualifikationsgerechten 
Erwerbstätigkeit nachzugehen. Um dies zu realisieren, 
müssen geschlechtsspezifische Integrationshürden 
weiterhin genauer betrachtet werden. Dies gilt insbe-
sondere für die Integrationsbereiche Gesundheit und 
Wohnen, in denen weiterführende Erkenntnisse und 
Daten notwendig sind, um eine politische Adressie-
rung von Herausforderungen und Bedarfen, speziell im 
Hinblick auf Migrantinnen, zu ermöglichen.

Zudem hat die COVID-19-Pandemie einige Herausfor-
derungen noch verstärkt. Dazu gehört der Verlust von 
Arbeitsplätzen in prekären Beschäftigungsbereichen, 
wovon Migrantinnen und insbesondere geflüchtete 
Frauen tendenziell häufiger betroffen sind. Ebenso war 
die Umsetzung der integrationspolitischen Maßnah-
men in den Jahren 2020 und 2021 durch die Pande-
mie stark eingeschränkt. Zugleich haben sich aller-
dings auch neue Möglichkeiten eröffnet. Insbesondere 
die Ausweitung von digitalen bzw. hybriden Forma-
ten ermöglichte es, bestimmte Zielgruppen besser zu 
erreichen als vorher.
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8 Einleitung

Weltweit lässt sich eine sogenannte „Feminisierung 
der Migration“ (Hanewinkel 2018) beobachten. In 
Europa – vor allem im medialen Diskurs – herrscht 
dennoch weiterhin eine weitverbreitete Wahrnehmung 
vor, dass Migration ein überwiegend männliches Phä-
nomen sei. Dabei handelt es sich bei den knapp 281 
Millionen weltweiten Migrantinnen und Migranten im 
Jahr 2020 zu 48 % um Frauen (IOM 2022: 10). In ei-
nigen Weltregionen ist der Anteil von international 
mobilen Frauen sogar höher als der Anteil der Män-
ner (IOM 2022: 82). In Deutschland sind etwa 38,4 % 
der zugewanderten Personen Frauen (BMI/BAMF 
2021: 53).

Die Integration von Migrantinnen und Migranten 
gelingt vielfach, kann aber auch mit Herausforderun-
gen und Hürden verbunden sein. Studien zeigen, dass 
Migrantinnen häufig von Mehrfachbenachteiligungen 
betroffen sind, die sich aus der Intersektionalität1 
von Geschlecht, Ethnizität und ihrer Migrations- oder 
Fluchtgeschichte ergeben (Grubanov-Boskovic et al. 
2020; Biletta et al. 2019; Ballarino/Panichella 2018; 
Liebig 2018). Insbesondere hinsichtlich der Erwerbs
tätigenquote sowie des Bildungserwerbs weisen Mi-
grantinnen und Migranten geschlechtsspezifische 
Differenzen auf. Frauen stehen nicht nur vor der Auf-
gabe, Zugang zum Bildungs- und Arbeitsmarkt zu 
erhalten, sondern übernehmen häufiger als Männer 
den Großteil der Haushalts- und Kinderbetreuungs-
pflichten (Albrecht et al. 2021: 63). Ferner erfahren 
zugewanderte Frauen in den Bereichen Gesundheit 
und Wohnen geschlechterspezifische Benachteili-
gungen. Entsprechend zielen geschlechtsspezifische 
Integrationsansätze und -maßnahmen in Deutsch-
land darauf ab, diese Benachteiligungen und Integ-
rationshemmnisse zu beseitigen. Trotz bestehender 
Herausforderungen ist die Integration von Migrantin-
nen auch mit Chancen und Potenzialen, beispielsweise 
für den deutschen Arbeitsmarkt, verbunden. So wei-
sen viele Migrantinnen in Deutschland einen höheren 
Bildungsabschluss auf als Migranten (OECD 2020a; 
Wälde/Katalin 2018) und ihre Erwerbsmotivation ist 
vergleichsweise hoch (Worbs/Baraulina 2017; Kluß/
Farrokhzad 2020: 24).

1	 Unter Intersektionalität versteht man die Überschnei-
dung und gegenseitige Beeinflussung von mehreren 
Diskriminierungskategorien.

Die vorliegende EMN-Studie beschreibt spezifische 
Bedarfe und Herausforderungen von Migrantinnen im 
Hinblick auf ihre Integration in den zentralen Lebens-
bereichen Bildung, Arbeitsmarkt, Gesundheit sowie 
Wohnen und geht auf die zivilgesellschaftliche und 
politische Partizipation von zugewanderten Frauen 
ein. Im Anschluss zeigt die Studie, welche Bedarfe von 
Frauen in Integrationsprogrammen und -maßnahmen 
berücksichtigt werden.2 In Deutschland werden zahl-
reiche bundesweite, bundesländerspezifische sowie 
kommunale Integrationsmaßnahmen für Migrantin-
nen gefördert und durchgeführt. Die Studie richtet 
den Fokus exemplarisch auf einige Beispiele und bietet 
daher keinen vollständigen Überblick über alle beste-
henden Maßnahmen.

Gemäß den Vorgaben für diese EMN-Studie werden 
hier primär weibliche Drittstaatsangehörige3 unter-
sucht. Im Fokus stehen dabei vor allem geflüchtete 
und im Familienkontext nachgezogene Migrantinnen, 
da diese in den letzten Jahren sowohl zahlenmäßig 
eine relevante Gruppe unter den zugewanderten 
Migrantinnen in Deutschland darstellen als auch in 
wissenschaftlichen Studien besondere Aufmerksam-
keit erhalten. Allerdings werden auch solche For-
schungserkenntnisse und Integrationsmaßnahmen 
dargestellt, die sich allgemein auf Frauen mit Migra
tionshintergrund beziehen und damit Drittstaatsange-
hörige implizit miteinschließen.

In einem ersten Schritt erfolgt eine Definition der 
Begriffe ‚Integration‘ (Kapitel 2.1) und ‚Migrantinnen‘ 
(Kapitel 2.2) sowie eine Darstellung des Umfangs und 
der Migrationsmotive von Migrantinnen aus Drittstaa-
ten (Kapitel 2.3). Daran schließt ein Überblick über 
den Stand der Integration von Migrantinnen in ausge-
wählten zentralen Lebensbereichen (Kapitel 3) sowie 
ein kurzer Abriss der politischen und öffentlichen De-
batten zur Integration an. Kapitel 4 widmet sich der 

2	 Die Studie steht im Kontext des im November 2020 von der 
Europäischen Kommission vorgestellten Aktionsplans für 
Integration und Inklusion 2021-2027, der die gezielte Inte-
grationsförderung von Migrantinnen und die Notwendigkeit 
geschlechtsspezifischer Ansätze in der europäischen Integra
tionspolitik hervorhebt. Die hier ausgewählten Lebensbereiche 
bzw. Integrationsfelder basieren auf der gemeinsamen Studien
vorlage des EMN und betrachten den Zeitraum von 2016 bis 
2021 (in einigen Fällen aufgrund der statistischen Verfügbarkeit 
der Daten nur bis 2020).

3	 Zur Definition vgl. Kapitel 2.2.

Einleitung1
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Frage, inwieweit Migrantinnen in nationalen Integra-
tionsstrategien und -politiken berücksichtigt werden, 
und stellt einige Integrationsmaßnahmen im Sinne 
von Beispielen guter Praxis genauer vor. Abschließend 
werden in Kapitel 5 Herausforderungen im Hinblick 
auf die Integrationsförderung von Migrantinnen und 
Folgen der COVID-19-Pandemie diskutiert. Kapitel 6 
zieht ein Resümee und beleuchtet bestehende Lücken 
in der Integrationsförderung von Migrantinnen.
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Definitionen und Datengrundlage2
Dieses Kapitel soll einen Überblick über die Definitio-
nen und Datengrundlagen liefern. Hierfür erfolgt zu-
nächst eine Begriffsbestimmung für die Zwecke die-
ser Studie, denn weder der Begriff ‚Integration‘ noch 
der Begriff ‚Migrantin‘ sind in Deutschland gesetzlich 
definiert. Auch im wissenschaftlichen und politischen 
Gebrauch gibt es unterschiedliche Definitionen und 
Diskussionen um die Verwendung dieser Begriffe. Im 
Anschluss erfolgt eine statistische Darstellung über 
den Umfang und die Migrationsgründe von Migrantin-
nen nach Deutschland, bevor im nächsten Kapitel der 
Integrationsstand in den zentralen Bereichen Arbeit, 
Bildung, Gesundheit und Wohnen sowie politische und 
zivilgesellschaftliche Partizipation beleuchtet wird.

2.1	 Integration

Der Begriff ‚Integration‘ wird sowohl im Rahmen der 
multikulturalistischen als auch der assimilatorischen 
Gesellschaftskonzepte viel diskutiert. Letztere fassen 
Integration häufig als einen sequenziellen Prozess 
oder als Stufenmodell auf. Dieses Konzept der „mo-
nistischen Assimilation“ (Pries 2015: 12), basierend auf 
den Arbeiten des Migrationsforschers Hartmut Esser 
(2001), findet in Deutschland sowohl im wissenschaft-
lichen als auch politischen Kontext der Integrationsde-
batte weite Verbreitung. So orientiert sich bspw. auch 
das ‚Integrationsmonitoring der Länder‘4 an diesem 
Modell, das folgende vier Dimensionen unterscheidet:

	� Kulturelle Integration: Damit ist der Erwerb von 
Wissen und Fähigkeiten gemeint, insbesondere der 
Sprache der Ankunftsgesellschaft. Entscheidend 
kann hier die Teilnahme an Integrations- und Be-
rufssprachkursen sein.

	� Strukturelle Integration: Dies bezeichnet die Ein-
nahme von Positionen, insbesondere auf dem Ar-
beitsmarkt, und den Erwerb von Rechten. Häufig 
werden hierfür die Bildungsabschlüsse sowie die 
berufliche Stellung als Indikatoren herangezogen.

	� Soziale Integration: Damit ist der Aufbau inter
ethnischer Netzwerke und Beziehungen gemeint, 

4	 https://www.integrationsmonitoring-laender.de/integrati-
on_messen#fn06 [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

wofür häufig die Kontakthäufigkeit zu Personen 
deutscher Herkunft als Indikator genutzt wird.

	� Identifikative Integration: Dies bezeichnet die 
Entwicklung von Zugehörigkeitsgefühlen zum 
Einwanderungsland, also vor allem von dem Gefühl 
der Verbundenheit zu Deutschland.

Dieses Modell wird im wissenschaftlichen wie im 
politisch-öffentlichen Diskurs zum Teil dahingehend 
kritisiert, eine homogene, einheitliche Vorstellung von 
Gesellschaft zugrunde zu legen (Pries 2015: 23), was 
in extremen Fällen sogar in einem Plädoyer für die 
Abschaffung des Integrationsbegriffs aufgrund sei-
ner angeblich diskriminierenden Funktion mündet.5 
Die Kritik am Integrationsbegriff übersieht aber, dass 
Integration selbst in assimilatorischen Modellen keine 
einseitige Anpassung meint, sondern vielmehr für 
die Verringerung sozial relevanter Merkmalsunter-
schiede zwischen Gruppen steht (Heckmann 2015: 77). 
Migrations- und integrationsbezogene Begriffe sind 
deshalb notwendig, um bspw. soziale Ungleichheiten 
zu untersuchen, die sich aus der Migrationsgeschichte 
ergeben können. Aus der Perspektive der Ungleichheit 
zielt der Begriff ‚Integration‘ daher auf „eine möglichst 
chancengleiche Teilhabe aller Menschen [ab]“ (Pries 
2015: 22).

Ein solches Verständnis von Integration als chancen-
gleiche Teilhabe ist ebenfalls Grundlage der Integrati-
onsstrategie des Bundes. Laut Bundesministerium des 
Innern und für Heimat hat Integration das Ziel, „alle 
Menschen, die dauerhaft und rechtmäßig in unserem 
Land leben, in die Gesellschaft einzubeziehen. Dabei 
betrifft Integration uns alle – Alteingesessene ebenso 
wie Zugewanderte“.6 Das teilhabebasierte Integrati-
onskonzept versteht Integration als eine wechselsei-
tige und eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe.

Wissenschaft und Politik beschäftigen sich in Bezug 
auf die Integration von Menschen mit Migrationshin-
tergrund wesentlich mit der Frage, welche Hinder-
nisse einer gleichberechtigten Teilhabe an den zent-
ralen gesellschaftlichen Bereichen im Wege stehen. 

5	 Aufruf ‚Demokratie statt Integration‘: http://kritnet.org/2010/
demokratie-statt-integration/ [zuletzt abgerufen am 
05.10.2022].

6	 https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/
integration/integration-bedeutung/integration-bedeutung.html 
[zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

https://www.integrationsmonitoring-laender.de/integration_messen#fn06
https://www.integrationsmonitoring-laender.de/integration_messen#fn06
http://kritnet.org/2010/demokratie-statt-integration/
http://kritnet.org/2010/demokratie-statt-integration/
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/integration/integration-bedeutung/integration-bedeutung.html 
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/integration/integration-bedeutung/integration-bedeutung.html 
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Im Vordergrund stehen dabei „makrostrukturelle und 
systemrelevante Kerninstitutionen der Einwande-
rungsgesellschaft wie Wirtschaft, Arbeitsmarkt, Bil-
dungs- und Qualifikationssystem, soziale Sicherung 
und Staatsbürgerschaft“ (Heckmann 2015: 79 f.). Aber 
auch weitere Bereiche, etwa die soziale und kulturelle 
Teilhabe, sind für die Integration relevant. Die Integra-
tionspolitik schafft Rahmenbedingungen, die Einge-
wanderten und ihren Nachkommen möglichst glei-
che Chancen auf Teilhabe eröffnen (Fachkommission 
Integrationsfähigkeit 2020: 94). Ferner setzt sie Maß-
nahmen um, die spezifische Teilhabehürden beseiti-
gen. Dabei soll die Integrationspolitik nicht nur Mi-
grantinnen und Migranten, sondern der gesamten 
Gesellschaft zugutekommen.

Für die Zwecke dieser Studie erlaubt das Verständ-
nis von Integration als chancengleiche Teilhabe an 
den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen Le-
bens, die Partizipation der unterschiedlichen Gruppen 
von Migrantinnen in ausgewählten Teilbereichen (Bil-
dung und Sprache, Arbeitsmarkt, Gesundheit, Woh-
nen, politische und zivilgesellschaftliche Partizipation) 
genauer zu analysieren. Dies erfolgt in einer kompa-
rativen Betrachtung zu anderen Bevölkerungsgrup-
pen, z. B. zugewanderten Männern, aber auch zu nicht 
zugewanderten Personen, um Integrationshürden und 
Benachteiligungen im Vergleich zur autochthonen 
Bevölkerung in Deutschland aufzuzeigen. In der Ana-
lyse werden die Migrantinnen identifiziert, die beson-
ders benachteiligt sind und deshalb eine zusätzliche 
Förderung für eine gleichberechtigte Teilhabe, bspw. 
auf dem Arbeitsmarkt oder im Bereich der Bildung, 
benötigen.

2.2	 Migrantinnen

Auch um die Bezeichnungen ‚Migrantin‘ und ‚Migrant‘ 
werden kritische gesellschaftspolitische und wissen-
schaftliche Debatten geführt. Im Fokus der Debatten 
steht die Frage, ob die eigenen Erfahrungen der Mi-
gration für die Zugehörigkeit zu dieser Gruppe aus-
schlaggebend sind oder ob auch die Nachkommen der 
migrierten Personen ebenfalls zur Gruppe der Migran-
tinnen und Migranten gehören (Fachkommission Inte-
grationsfähigkeit 2020).

Die Migrationsforschung verwendet häufig eine engere 
Definition von Migration bzw. Migrantinnen und Mi-
granten: Migration findet statt, wenn Menschen ihren 
Lebensmittelpunkt verlagern oder zum alten Lebens-

mittelpunkt ein neuer hinzukommt (Treibel 2008: 298). 
Auch die Vereinten Nationen (VN) definieren Personen 
als ‚Migrantinnen‘ und ‚Migranten‘, wenn diese für eine 
Zeitspanne von mindestens einem Jahr den ständigen 
Wohnsitz von ihrem Herkunftsland in ein anderes 
Land verlegen (IOM 2003: 296).

In der Integrationsforschung wird hingegen häufiger 
die zweite Generation mitbetrachtet. Um die Integ-
ration der Migrantinnen und Migranten sowie ihrer 
Nachkommen besser zu erfassen, wurde 2005 in der 
amtlichen Statistik der Begriff ‚Person mit Migrations-
hintergrund‘ eingeführt. Eine Person hat einen Mig-
rationshintergrund, wenn sie selbst oder mindestens 
ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangehörigkeit 
geboren wurde.7 Gemäß dieser Definition des Statisti-
schen Bundesamtes werden selbst zugewanderte Per-
sonen sowie in Deutschland geborene Nachkommen 
von Migrantinnen und Migranten erfasst.

Seit mit der Mikrozensuserhebung von 2005 der Mi-
grationshintergrund abgefragt wird, werden kritische 
Stimmen dazu laut. Zwar erlaubt der Migrationshinter-
grund einerseits, die Integration von Eingewanderten 
und ihren Nachkommen in zentralen Bereichen der 
Gesellschaft wie z. B. Bildung und Arbeit statistisch ge-
nauer zu analysieren als nur auf der Basis von Staats-
bürgerschaft (Pries 2015: 22). Doch andererseits emp-
finden viele Menschen, die lange in Deutschland leben, 
in Deutschland geboren sind und teilweise einen deut-
schen Pass besitzen, dies als eine lebenslange Katego-
risierung als Migrantin oder Migrant und eine ‚Abstu-
fung‘ ihrer Zugehörigkeit zur deutschen Gesellschaft.8 
Trotz dieser Kritik und der anhaltenden Diskussion um 
diesen Begriff9 wird im Rahmen dieser Studie der Be-
griff ‚Migrationshintergrund‘ im Sinne der Definition 
des Statistischen Bundesamtes verwendet, um eine 
analytische Zustandsbeschreibung der Teilhabestruk-
turen von eingewanderten und in Deutschland gebo-
renen Frauen mit Migrationshintergrund auf Basis na-
tionaler Statistiken und Erhebungen zu ermöglichen.

Mit Migrantinnen sind im Rahmen dieser Studie ent-
sprechend der EMN-Studienspezifikationen Frauen 
aus Drittstaaten gemeint. Dazu gehören sowohl zu-
gewanderte und als auch in Deutschland geborene 

7	 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/
Bevoelkerung/Migration-Integration/Glossar/migrationshinter-
grund.html [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

8	 https://mediendienst-integration.de/artikel/alternativen-zum-
migrationshintergrund.html [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

9	 Siehe zur Diskussion auch Seite 218 im Bericht der Fachkom-
mission der Bundesregierung zu den Rahmenbedingungen der 
Integrationsfähigkeit.

https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Glossar/migrationshintergrund.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Glossar/migrationshintergrund.html
https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Bevoelkerung/Migration-Integration/Glossar/migrationshintergrund.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/alternativen-zum-migrationshintergrund.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/alternativen-zum-migrationshintergrund.html
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Frauen, welche die Staatsangehörigkeit eines Dritt-
staates besitzen (im Folgenden ‚Drittstaatsangehörige‘, 
‚drittstaatsangehörige Migrantinnen‘).10 Da bei der 
Betrachtung bestimmter Integrationsbereiche (z. B. 
Gesundheit) allerdings auf nationale Statistiken und 
Studien zurückgegriffen wird, die nicht nach Staats-
angehörigkeit, sondern nach Migrationshintergrund 
aufgeschlüsselt sind, werden auch Frauen mit einem 
Migrationshintergrund aus Drittstaaten berücksich-
tigt. Dies umfasst folglich auch Frauen mit deutscher 
Staatsangehörigkeit, bei denen mindestens ein Eltern-
teil bei der Geburt die Staatsangehörigkeit eines Dritt-
staats besaß.

2.3	 Datengrundlage

Personen mit Migrationshintergrund werden in den 
statistischen Daten unterschiedlich erfasst. Im Folgen-
den werden die in der Studie genutzten Datenquellen 
und die dort erfassten Gruppen von Personen mit 
Migrationshintergrund beschrieben.

Der Mikrozensus ist die größte repräsentative Haus-
haltsbefragung der amtlichen Statistik in Deutsch-
land. Seit 1957 wird diese jährlich in Zusammenarbeit 
der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
durchgeführt. Anhand der Befragung von etwa 1 % der 
Bevölkerung Deutschlands werden aktuelle Informa-
tionen zur wirtschaftlichen sowie sozialen Lage und 
Bevölkerungsstruktur der Bundesrepublik erfasst und 
für Politik und Wissenschaft bereitgestellt. Der Mik-
rozensus bietet Daten zu Personen mit Migrations-
hintergrund mit und ohne deutsche Staatsangehö-
rigkeit. Der zentrale Vorteil der Mikrozensus-Daten 
besteht in ihrer Aktualität, der Vielfältigkeit hinsicht-
lich der Themenspektren und der repräsentativen 
Erfassung innerhalb der Bevölkerung Deutschlands. 
Auf Grundlage des Mikrozensus erscheinen jährlich 
Fachserien, welche aggregierte Daten zu verschiede-
nen Themenbereichen bündeln. Die Analysen in dieser 
Studie beruhen auf der Fachserie zur Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit.

10	 Drittstaatsangehörige sind alle Personen, die nach Art. 20 Abs. 1 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) nicht Unionsbürgerin und Unionsbürger sind und die 
nicht nach Unionsrecht Anspruch auf freien Personenverkehr 
haben. Demnach gelten Staatsangehörige von Island, Norwe-
gen, Liechtenstein und der Schweiz nach dieser Definition und 
in dieser Studie nicht als Drittstaatsangehörige.

Das Ausländerzentralregister (AZR) ist eines der 
größten Verwaltungsregister Deutschlands, wel-
ches der Unterstützung von Behörden dient, die mit 
der Durchführung von ausländer- und asylrechtli-
chen Vorschriften betraut sind. Die AZR-Daten erfas-
sen ausschließlich Personen mit (nur) ausländischer 
Staatsangehörigkeit, die sich länger als drei Monate 
in Deutschland aufhalten. Die Auswertung dieser 
Daten erlaubt es, differenziert anhand der einzelnen 
Rechtsgrundlagen, die unterschiedlichen Aufenthalts-
zwecke der drittstaatsangehörigen Migrantinnen zu 
betrachten.

Bei Statistiken der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
werden insbesondere die Beschäftigungsstatistik 
sowie die Arbeitslosenstatistik ausgewertet. In einigen 
Fällen enthalten die Statistiken der BA auch Angaben 
zu Personen mit einer ausländischen Staatsangehö-
rigkeit und darunter zu Drittstaatsangehörigen, wobei 
eine solche Aufschlüsselung nicht durchgehend vor-
handen ist. Häufig erfolgt nur eine Unterscheidung 
zwischen deutschen und ausländischen Staatsangehö-
rigen (wobei Staatsangehörige von EU-Staaten mitein-
geschlossen sind).

Die BA-Statistiken erfassen zudem seit 2016 unter 
der Kategorie ‚Personen im Kontext von Fluchtmi
gration‘ die Arbeitsmarktsituation von Geflüchteten. 
Diese Kategorie umfasst geflüchtete Personen, die 
eine Drittstaatsangehörigkeit aufweisen und eine 
Aufenthaltsgestattung, eine Aufenthaltserlaubnis 
aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen 
Gründen (§§ 19d, 22–26 AufenthG) oder eine Duldung 
(§ 60a AufenthG) besitzen. Frauen, die im Rahmen 
eines Familiennachzugs (§§ 29 ff. AufenthG) zu ge-
flüchteten Familienangehörigen migrieren, zählen im 
statistischen Sinne nicht zu Personen im Kontext von 
Fluchtmigration, sondern zu ‚Personen mit sonsti-
gem Aufenthaltsstatus‘. Ebenso zählen Personen, die 
zwar aus Fluchtgründen nach Deutschland eingereist 
sind, inzwischen aber eine Niederlassungserlaubnis 
erworben haben, im statistischen Sinne nicht mehr zu 
Personen im Kontext von Fluchtmigration (BA 2022: 
48). Des Weiteren wird in den Statistiken der BA die 
aggregierte Kategorie ‚Asylherkunftsländer‘ genannt. 
Darunter werden die folgenden acht Länder gefasst, 
aus denen in den vergangenen Jahren die meisten 
Asylerstanträge kamen: Afghanistan, Eritrea, Irak, Iran, 
Nigeria, Pakistan, Somalia und Syrien (BA 2022: 10).

Neben der Auswertung statistischer Daten nutzt diese 
Studie v. a. Forschungsberichte, Gesetzestexte, Bun-
destagsdrucksachen und Presseartikel. Für die Be-
schreibung der integrationspolitischen Maßnahmen 
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(u. a. Beispiele guter Praxis) berücksichtigen die Ana-
lysen die auf Anfrage des BAMF-Forschungszentrums 
übermittelten Informationen des Bundesministeri-
ums für Arbeit und Soziales (BMAS), des Bundesmi-
nisteriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) und des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG). Weiterhin fließen die auf Anfrage des BAMF-
Forschungszentrums übermittelten Informationen 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration sowie der Integrations-
abteilung des BAMF in die Studie mit ein. Darüber hi-
naus wurden die Innen- und Integrationsministerien 
der Länder um Informationen zu integrationspoliti-
schen Maßnahmen gebeten. Von den angefragten Län-
dern haben sechs eine Rückmeldung gegeben (Bayern, 
Berlin, Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz, Schleswig-Holstein) (vgl. Tabelle im Anhang).

2.4	 Zahl der in Deutschland 
lebenden Migrantinnen und 
ihre Migrationsgründe

Um den Integrationsstand von Migrantinnen in 
Deutschland besser einschätzen zu können, soll zu-
nächst ein kurzer Überblick über Zahl und die Migrati-
onsgründe von Frauen mit Migrationshintergrund aus 
Drittstaaten gegeben werden.

In Deutschland lebten im Jahr 2021 rund 10.969.000 
Frauen mit Migrationshintergrund, davon sind etwa 
37 % in Deutschland geboren und haben keine eigene 
Migrationserfahrung (2. Generation), 63 % sind selbst 
in die Bundesrepublik Deutschland migriert (1. Gene-
ration) (Statistisches Bundesamt 2022: 89). Ein gutes 

Drittel der Frauen mit Migrationshintergrund stammt 
aus EU-Staaten, weitere 30 % aus dem restlichen Eu-
ropa. Frauen aus der Türkei sind mit 12 % die zahlen-
mäßig größte Gruppe aus einem nicht europäischen 
Herkunftsstaat. Eine weitere bedeutende Herkunfts-
region von Frauen mit Migrationshintergrund ist der 
Nahe und Mittlere Osten. Etwa 15 % der Frauen stam-
men aus dieser Region. Frauen mit Migrationshinter-
grund aus Afrika, Amerika, Australien und Ozeanien 
sowie dem restlichen Asien machen einen deutlich 
kleineren Anteil aus.

Die unterschiedlichen Herkunftsregionen zeigen, dass 
Frauen mit Migrationshintergrund in Deutschland eine 
heterogene Gruppe darstellen. Dies belegen auch die 
Angaben der zugewanderten Migrantinnen und Mi-
granten aus Drittstaaten zu ihren Migrationsgründen 
im Mikrozensus. Im Jahr 2021 überwogen humanitäre 
und familiäre Gründe für beide Geschlechter, wenn-
gleich zwischen Männern und Frauen eine unter-
schiedliche Gewichtung der Gründe zu beobachten ist 
(vgl. Abbildung 1). So migrierten mehr Männer (28 %) 
aufgrund von humanitären Gründen nach Deutschland 
als Frauen (19 %). Wiederum zählten bei Frauen fami-
liäre Gründe (58 %) häufiger als bei Männern (38 %) zu 
den hauptsächlichen Zuwanderungsgründen. Erwerbs- 
und Bildungsgründe spielten insgesamt eine weniger 
wichtige Rolle, wobei mehr Männer als Frauen auf-
grund von Arbeit und/oder Bildung nach Deutschland 
einwanderten. Es lassen sich Zusammenhänge zwi-
schen Migrationsgründen und Herkunftsregion erken-
nen. Erwerbsmigrantinnen stammen überwiegend aus 
Asien, Amerika, Europa oder der Türkei. Humanitäre 
Migration findet vermehrt aus dem Nahen und Mittle-
ren Osten, Afrika und Asien statt.

Gegenüber den 10.969.000 Frauen mit Migrations-
hintergrund laut Mikrozensus lebten nach Angaben 

Abbildung 1:	 Hauptmotive der Migration für Zugewanderte aus Drittstaaten nach Geschlecht im Jahr 2021

Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage des Mikrozensus 2022, Fachserie 1 Reihe 2.2, Tab 19M und 19W.

19%

28%

58%

38%

8%

16%

6%

8%

10%

10%

0% 20% 40% 60% 80% 100%

Frauen

Männer

Humanitäre Gründe Familiäre Gründe Erwerbstätigkeit Bildung Sonstige Gründe



14 Definitionen und Datengrundlage

des Ausländerzentralregisters im Jahr 2021 3.226.435 
drittstaatsangehörige Frauen in Deutschland.11 Der 
Anteil der in Deutschland geborenen weiblichen Dritt-
staatsangehörigen an allen drittstaatsangehörigen 
Frauen laut AZR entspricht dabei etwa 14 %. Das be-
deutet, dass gegenüber der Verteilung beim Migra-
tionshintergrund ein größerer Anteil der Frauen mit 

11	 Quelle: AZR, Statistisches Bundesamt 2022, Fachserie 1 Reihe 2 
(Erstergebnisse), Tabellen 11 und 12.

der Staatsangehörigkeit eines Drittstaats eine eigene 
Migrationserfahrung aufweist und nicht in Deutsch-
land geboren ist (86 %). Neben völkerrechtlichen, 
humanitären und politischen Gründen (490.330) 
stellen familiäre Gründe (535.170) die häufigsten 
Aufenthaltstitel für drittstaatsangehörige Migran
tinnen dar (vgl. Tabelle 1).

Tabelle 1:	 Aufenthaltsrechtlicher Status von drittstaatsangehörigen Frauen in den Jahren 2016–2021

Drittstaatsangehörige Frauen insgesamt

2021 2020 2019 2018 2017 2016

3.226.435 3.090.650 2.997.450 2.877.060 2.764.195 2.665.410

K
ei

n 
A

uf
en

th
al

ts
ti

te
l 

er
fo

rd
er

lic
h Mit EU-Freizügigkeit 119.770 131.585 91.955 63.800 55.935 49.835

Vom Erfordernis auf einen  
Aufenthaltstitel befreit,  
heimatlose Ausländerinnen  
und Ausländer

4.095 3.725 3.735 3.865 3.815 3.900

A
uf

en
th

al
ts

ti
te

l e
rf

or
de

rl
ic

h

M
it

 A
uf

en
th

al
ts

ti
te

l

Insgesamt 2.547.955 2.479.870 2.472.230 2.398.700 2.287.375 2.125.010

Unbefristet 1.279.410 1.260.205 1.256.050 1.260.760 1.258.480 1.257.835

Befristet 1.268.540 1.219.665 1.216.180 1.137.940 1.028.900 867.175

Davon

Zum Zweck der 
Ausbildung 93.875 93.610 104.370 99.210 90.310 89.685

Zum Zweck der 
Erwerbstätigkeit 95.980 86.085 80.955 69.710 58.090 48.760

Völkerrechtliche, 
humanitäre, poli-
tische Gründe

490.330 466.925 447.810 408.170 348.985 234.655

Familiäre Gründe 535.170 520.225 527.625 500.890 471.785 434.515

Besondere  
Aufenthaltsrechte

53.185 52.820 55.420 59.960 59.730 59.560

O
hn

e 
A

uf
en

th
al

ts
ti

te
l Insgesamt 334.830 286.235 292.985 295.230 309.660 398.155

Duldung 73.855 72.110 63.785 58.025 55.035 53.730

Aufenthaltsgestattung 86.120 75.895 89.685 93.700 110.805 171.140

Ohne Duldung oder  
Gestattung* 174.855 138.230 139.515 143.505 143.820 173.285

Antrag auf Aufenthaltstitel  
gestellt

219.785 189.235 136.540 115.465 107.410 88.510

Quelle: AZR, Statistisches Bundesamt 2017, 2018, 2019, 2020, 2021, 2022, Fachserie 1 Reihe 2, Tabelle 1, jeweils Bestandswerte vom 31.12.

* Anmerkung: Die Genauigkeit und Zuverlässigkeit dieser Angaben sind eingeschränkt (vgl. Statistisches Bundesamt 2021b: 5).
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Aktueller Stand der Integration in 
zentralen Bereichen

3

Das Thema Integration ist eingebettet in öffentliche 
und politische Debatten um Migrantinnen und 
Migranten. In den letzten Jahren lag der Fokus der 
öffentlichen Wahrnehmung häufig auf männlichen 
Geflüchteten (Phineo 2018). Zeitweise herrschte dabei 
ein aufgeladener und verengter Diskurs über Geflüch-
tete. Während Männer dabei pauschalisierend als ge-
fährdend und bedrohlich beschrieben wurden, verband 
die öffentliche Debatte geflüchtete Frauen häufig mit 
stereotypen Vorstellungen wie ‚Verschleierungszwang‘ 
oder ‚Zwangsverheiratung‘ (Phineo 2018). Insbeson-
dere bei Frauen aus muslimisch geprägten Ländern 
wurden in der öffentlichen Debatte häufig Attribute 
wie ‚Abhängigkeit‘ oder ‚Unterdrückung‘ verwendet 
und die Lebenswelt dieser Frauen wurde als ein 
Gegenbild zu einem vermeintlich freiheitlichen Leben 
von Frauen in Europa präsentiert (Palenberg 2021: 1; 
Bröse 2018: 304).

Dieser stereotypisierenden Darstellung steht eine 
öffentliche und politische Diskurslinie entgegen, die 
sich auf die geschlechtsspezifischen Integrationshür-
den und auf die Bedeutung der Integrationsförde-
rung ausrichtet. So werden die Herausforderungen 
insbesondere von geflüchteten Frauen hinsichtlich 
der strukturellen Integration betont – bei der Arbeits-
suche, Anerkennung von Berufsqualifikationen oder 
auch Vereinbarkeit von Beruf und Familie (Nogueira 
2018). Frauen stellen hierbei eine wichtige Zielgruppe 
der Integrationsförderung dar. Die Adressierung von 
Migrantinnen im politischen wie auch im öffentlichen 
Diskurs offenbart damit ein Spannungsfeld zwischen 
realer Problembearbeitung in Bezug auf Integrations-
hürden einerseits und Problematisierung von weib-
lichen Migrantinnen als besonders hilfsbedürftige 
‚Opfer‘ andererseits (Hanewinkel 2018).

In jüngerer Zeit lässt sich zudem eine verstärkte, auf 
Migrantinnen und speziell geflüchtete Frauen gerich-
tete politische und gesellschaftliche Aufmerksamkeit 
beobachten, die auf ihre Ressourcen und Fähigkeiten 
abhebt. So werden Frauen vermehrt als ‚Brückenbaue-
rinnen‘ gesehen, die zum einen die Integration der an-
deren Familienmitglieder, zum anderen die Integration 
weiterer Migrantinnen erleichtern können. So beschäf-
tigt sich die von der Bundesregierung in der letzten 

Legislaturperiode berufene Fachkommission Integ-
rationsfähigkeit mit der Rolle der Migrantinnen als 
wichtige Bezugspersonen in der Familie und als Teil-
nehmerinnen im Berufsleben in Deutschland (Fach-
kommission Integrationsfähigkeit 2020). Auch weitere 
Akteurinnen und Akteure weisen auf die Potenziale 
der Migrantinnen hin. So thematisiert die Bertelsmann 
Stiftung ‚verborgene Ressourcen‘, Talente und Fähig-
keiten von Migrantinnen als Unternehmerinnen und 
Selbstständige (Bertelsmann Stiftung 2022: 22).

Eine genauere Betrachtung des Integrationsstandes 
von Migrantinnen kann in diesem Zusammenhang zur 
Versachlichung der Diskussion beitragen. Im Rah-
men dieser Studie erhalten dabei die Bereiche Bildung, 
Sprache sowie Arbeitsmarkt besondere Aufmerk-
samkeit, da in Deutschland hierzu eine umfangrei-
che statistische Datengrundlage zu weiblichen Dritt-
staatsangehörigen vorhanden ist. Auch hat sich die 
Forschungslandschaft intensiv mit den bestehenden 
Hürden bei der Bildungs- und Arbeitsmarktintegration, 
insbesondere von Geflüchteten, beschäftigt. Gleichzei-
tig stellt der Abbau von Barrieren für Migrantinnen auf 
dem Arbeitsmarkt ein häufig genanntes integrations-
politisches Ziel in Deutschland dar (vgl. Kapitel 4.3). In 
den Bereichen Gesundheit und Wohnen sowie politi-
sche und zivilgesellschaftliche Partizipation ist die In-
formationslage zu weiblichen Drittstaatsangehörigen 
weniger umfangreich, sodass hier auch Erkenntnisse 
aus Studien einbezogen werden, die insgesamt Perso-
nen mit Migrationshintergrund in den Blick nehmen.

3.1	 Bildung und Spracherwerb

Bildungsabschlüsse sowie der Erwerb der deutschen 
Sprache spielen eine wesentliche Rolle bei der Inte-
gration. Dabei sind Bildung sowie Sprache nicht nur 
wichtige Voraussetzungen für soziale und kulturelle 
Teilhabe, sondern auch für sozialen und wirtschaft-
lichen Aufstieg.12 Im Folgenden werden Aussagen 

12	 https://www.nationaler-aktionsplan-integration.de/napi-de/
aktionsplan [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

https://www.nationaler-aktionsplan-integration.de/napi-de/aktionsplan
https://www.nationaler-aktionsplan-integration.de/napi-de/aktionsplan
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zu allgemeinbildenden und beruflichen Bildungsab-
schlüssen von drittstaatsangehörigen Frauen getrof-
fen. Zudem wird analysiert, inwiefern der Erwerb der 
deutschen Sprache gelingt und welche Hürden dabei 
für weibliche Drittstaatsangehörige bestehen.

Bildung

Drittstaatsangehörige Frauen haben sehr unterschied-
liche Bildungsabschlüsse (vgl. Abbildung 2), was die 
Heterogenität dieser Gruppe als Ganzes widerspiegelt. 
28 % haben keinen allgemeinbildenden Schulab-
schluss, während dieser Anteil bei drittstaatsangehöri-
gen Männern etwas geringer bei 24 % liegt. Insgesamt 
unterscheiden sich die schulischen Bildungshinter
gründe von drittstaatsangehörigen Frauen und 
Männern nur minimal.

Deutlich sind hingegen die Unterschiede zwischen 
Personen ohne Migrationshintergrund und Drittstaats-
angehörigen, da nur 2 % der Frauen ohne Migrations-
hintergrund gar keinen allgemeinen Bildungsabschluss 
aufweisen. Mit Blick auf Fachhochschulreife/Abitur 
sind die Unterschiede jedoch geringer, wobei sogar 
etwas mehr drittstaatsangehörige Frauen (39 %) einen 
solchen Schulabschluss erreichen als Frauen ohne Mi-
grationshintergrund (34 %). Hinsichtlich der Verteilung 
der einzelnen Bildungsabschlüsse ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass die Bevölkerung ohne Migrations-
hintergrund älter ist als die Bevölkerung mit Migrati-

onshintergrund.13 Betrachtet man die Schulabschlüsse 
daher differenziert nach unterschiedlichen Altersgrup-
pen (vgl. Tabelle 2), so zeigt sich, dass bei allen Grup-
pen die Anteile der Personen mit einer Fachhoch-
schulreife oder einem Abitur mit zunehmendem Alter 
abnehmen, gleichzeitig der Anteil der Personen mit 
einem Hauptschulabschluss stetig zunimmt. Eine Aus-
nahme bildet die Altersgruppe der 25- bis 35-jährigen 
Drittstaatsangehörigen. Hier ist der Anteil an Frauen 
und Männern, die über eine Fachhochschulreife oder 
über ein Abitur verfügen, höher als in der Altersgruppe 
der 18- bis 25-Jährigen. Insgesamt erlaubt eine Be-
trachtung der Altersgruppen ein differenzierteres Bild: 
Insbesondere drittstaatsangehörige Frauen über 65 
Jahre verfügen häufiger als Frauen ohne Migrations-
hintergrund über die Fachhochschulreife oder das Ab-
itur. Gleichzeitig ist es gerade diese Altersgruppe, die 
mit 50,6 % gar keinen Schulabschluss aufweist. Bei 
Frauen wie auch Männern ohne Migrationshintergrund 
nimmt hingegen der Anteil an Personen ohne einen 
Schulabschluss mit zunehmendem Alter sogar mini-
mal ab. Zudem ist zu beachten, dass die Mikrozensus-
Daten keine Rückschlüsse darüber erlauben, ob die 
Abschlüsse im In- oder Ausland erworben wurden. Mit 
zunehmendem Altem steigt auch der Anteil der Dritt-
staatsangehörigen, die im Ausland geboren sind (vgl. 
Statistisches Bundesamt 2022: 84). Daher ist zu ver-
muten, dass in den höheren Altersgruppen ein großer 
Teil den Schulabschluss nicht in Deutschland erwor-

13	 https://www.demografie-portal.de/DE/Fakten/bevo-
elkerung-migrationshintergrund.html#:~:text=Die%20
Bev%C3%B6lkerung%20mit%20Migrationshintergrund%20
unterscheidet,durchschnittliches%20Alter%20von%2047%20
Jahren [zuletzt aufgerufen am 05.10.2022].

Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage des Statistischen Bundesamtes (Zulieferung), Mikrozensus 2021 (Erstergebnisse).

* Ohne Personen, die sich noch in Ausbildung befinden oder noch nicht schulpflichtig sind.

Abbildung 2:	 Allgemeiner Schulabschluss nach Migrationshintergrund und Geschlecht im Jahr 2021 (Anteile in Prozent)*
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ben hat, sodass die hier präsentierten Daten keine di-
rekten Rückschlüsse darüber erlauben, wie erfolgreich 
Drittstaatsangehörige im deutschen Bildungssystem 
sind oder waren.

Deutliche Unterschiede sind auch bei der Betrach-
tung der berufsqualifizierenden Abschlüsse sichtbar. 
So haben über die Hälfte der Drittstaatsangehörigen 
keinen solchen Abschluss, während diese Anteile bei 
Personen ohne Migrationshintergrund nur bei 11 % 
(Männer) bzw. 16 % (Frauen) liegen (vgl. Abbildung 3). 

Unabhängig vom Migrationshintergrund sind es je-
weils die Altersgruppen der 18- bis 25-Jährigen sowie 
der Über-65-Jährigen, die die höchsten Anteile ohne 
einen berufsqualifizierenden Abschluss vorweisen.

Bei den nicht akademischen Abschlüssen verfügen 
drittstaatsangehörige Männer etwas häufiger (25 %) 
als drittstaatsangehörige Frauen (19 %) über einen 
solchen gegenüber jeweils zwei Drittel der Personen 
ohne Migrationshintergrund. Gleichzeitig ist der Anteil 
der drittstaatsangehörigen Frauen mit einem akademi-

Tabelle 2:	 Allgemeiner Schulabschluss nach Altersgruppen, Migrationshintergrund und Geschlecht im Jahr 2021 (in Prozent)

Alter  
(von bis)  
in Jahren

Ohne Abschluss Hauptschule Polytechn.  
Oberschule Realschule o. ä. Fachhochschulreife/

Abitur

Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen Männer

Personen 
ohne MH

18–25 2,2% 3,3% 6,9% 13,1% - - 26,9% 37,3% 64,0% 46,3%

25–35 1,4% 2,3% 8,8% 17,1% - - 30,1% 35,5% 59,6% 45,2%

35–45 1,2% 1,9% 11,0% 20,9% - - 37,0% 38,5% 50,8% 38,6%

45–65 1,2% 1,6% 21,4% 29,4% 15,1% 16,8% 31,1% 24,4% 31,2% 27,8%

65 + 1,9% 1,0% 52,1% 49,7% 12,6% 13,5% 19,1% 15,5% 14,2% 20,3%

Drittstaats-
angehörige

18–25 18,1% 19,8% 14,7% 25,1% - - 23,3% 22,0% 44,0% 33,1%

25–35 18,1% 18,7% 13,4% 16,7% - - 15,0% 15,3% 53,4% 49,3%

35–45 23,2% 21,4% 17,7% 22,1% - - 16,5% 16,4% 42,6% 40,2%

45–65 35,1% 26,7% 21,5% 26,5% - - 16,0% 18,3% 27,4% 28,5%

65 + 50,6% 39,2% 17,5% 23,0% - - 10,5% 11,8% 21,4% 26,0%

Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage des Statistischen Bundesamtes (Zulieferung), Mikrozensus 2021 (Erstergebnisse).

Abbildung 3:	 Berufsqualifizierende Abschlüsse nach Migrationshintergrund und Geschlecht 2021 (Anteile in Prozent)

Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage des Statistischen Bundesamtes (Zulieferung), Mikrozensus 2021 (Erstergebnisse).
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schen Abschluss etwas höher (23 %) als der Anteil der 
drittstaatsangehörigen Männer (20 %) und als der An-
teil der Frauen ohne Migrationshintergrund (18 %).

Die Daten lassen ein Bildungsgefälle zwischen Dritt-
staatsangehörigen und Personen ohne Migrationshin-
tergrund erkennen. Die häufig fehlende Schul- oder 
berufsqualifizierende Bildung stellt für Drittstaatsan-
gehörige ein Integrationshindernis dar, da der Über-
gang in den Arbeitsmarkt eine relativ hohe Pass-
genauigkeit zwischen beruflicher Ausbildung und 
angestrebtem Arbeitsverhältnis erfordert. ‚Training 
on the job‘ oder der Quereinstieg in einen Beruf ist 
eher selten und hauptsächlich im Bereich von einfa-
chen Dienstleistungs- oder industriellen Tätigkeiten im 
Niedriglohnsektor verbreitet. In vielen Herkunftslän-
dern der Migrantinnen und Migranten spielen formale 
Bildungsabschlüsse dagegen eine deutlich geringere 
Rolle als in Deutschland. Im Herkunftsland erwor-
bene Berufserfahrung ohne ein entsprechendes Zerti
fikat reicht in Deutschland häufig nicht aus, um den 
entsprechenden Beruf weiter ausüben zu können. Vor 
diesem Hintergrund erscheinen die Teilhabechancen 
von Drittstaatsangehörigen ohne formalen beruflichen 
Abschluss auf dem Arbeitsmarkt sehr reduziert/deut-
lich vermindert. Wie aber später gezeigt wird, parti-
zipieren drittstaatsangehörige Männer jedoch trotz 
der genannten Hürden viel häufiger am deutschen 
Arbeitsmarkt als Frauen, da Migrantinnen trotz ähnli-
cher Bildungshintergründe beim Zugang zum Arbeits-
markt geschlechterspezifischen Herausforderungen 
begegnen (siehe Kapitel 3.2).

Bildung von geflüchteten Frauen

Betrachtet man die Gruppe der Geflüchteten ge
sondert, zeigen sich in den Bildungsabschlüssen 
geschlechterspezifische Differenzen. So weisen 
geflüchtete Frauen durchschnittlich eine gerin-
gere Schul- sowie berufsqualifizierende Bildung als 
geflüchtete Männer auf (Brücker et al. 2020; Brü-
cker et al. 2016; Worbs et al. 2016). Sowohl die Stu-
die von Worbs et al. als auch die jüngeren Analysen 
von Brücker et al. lassen annehmen, dass schlech-
tere Bildungsabschlüsse der Frauen mit geschlech-
terspezifischen Zugangshürden zur Bildung in den 
fluchtrelevanten Herkunftsländern und anschließend 
mit Hürden bei der Bildungsbeteiligung in Deutsch-
land zusammenhängen. Erlangen geflüchtete Frauen 
nämlich Zugang zur Ausbildung oder zum Studium, 
schließen sie diese genauso häufig ab wie die Männer 
(Brücker et al. 2018; Worbs et al. 2016: 129).

Forschungsergebnisse zeigen, dass die Bildungsaspi-
rationen bei weiblichen Geflüchteten geringer sind 
als bei geflüchteten Männern (Brücker et al. 2020: 41), 
was ebenfalls mit den angesprochenen Zugangshür-
den zusammenhängen kann. Die Annahme ist, dass 
geflüchtete Frauen ihre Erfolgschancen im Bildungs-
system aufgrund wahrgenommener Hürden geringer 
als Männer einschätzen und deshalb seltener einen 
Bildungs- oder Berufsabschluss anstreben. Als zentrale 
Zugangsbarrieren zu Bildung werden in einigen Stu-
dien mangelnde Angebote der Kinderbetreuung iden-
tifiziert, die auch im Zusammenhang mit dem Sprach
erwerb sowie der Arbeitsmarktintegration in Kapitel 
3.2 ausführlicher diskutiert werden.

Anerkennung von Bildungsabschlüssen

Für Frauen mit Migrationshintergrund, die als Er-
wachsene nach Deutschland kommen und bildungs-
qualifizierende Bildungsabschlüsse aufweisen, stellt 
die Anerkennung von ausländischen (Aus-)Bildungs-
abschlüssen eine zentrale Voraussetzung für die In-
tegration in das weitere Bildungssystem oder den 
Arbeitsmarkt dar. Untersuchungen zu Integrations-
hindernissen speziell von geflüchteten Frauen zeigen, 
dass diese Frauen in ihren Herkunftsländern häufi-
ger als Männer in Berufen tätig waren, die länderspe-
zifisches Wissen und Fähigkeiten erfordern und deren 
Zugang in Deutschland stark reglementiert ist, z. B. in 
Lehre und Erziehung (Kosyakova et al. 2021: 4). Da-
raus ergeben sich für geflüchtete Frauen Schwierig-
keiten, einer qualifikationsgerechten Beschäftigung 
nachzugehen.

Möchten Frauen in den reglementierten Berufen14 
qualifikationsadäquat arbeiten, müssen sie sowohl in 
die Anerkennung der Abschlüsse als auch in die für 
diese Berufe erforderlichen sehr guten Sprachkennt-
nisse investieren. Beides ist ressourcen- und insbe-
sondere zeitintensiv (Kosyakova et al. 2021: 4) und 
stellt für Frauen im Vergleich zu geflüchteten Män-
nern, die häufig in Berufen im weniger reglementier-

14	 Eine Definition der reglementierten Berufe nach nationalem 
Recht gibt es nicht. Jedoch findet sich in Art. 3 Abs. 1a der EU-
Richtlinie über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (RL 
2005/36/EG) eine Definition: Ein reglementierter Beruf ist eine 
berufliche Tätigkeit oder eine Gruppe beruflicher Tätigkeiten, 
bei der die Aufnahme oder Ausübung oder eine der Arten der 
Ausübung direkt oder indirekt durch Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften an den Besitz bestimmter Berufsqualifikationen 
gebunden ist. Eine Art der Ausübung ist insbesondere die Füh-
rung einer Berufsbezeichnung, die durch Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften auf Personen beschränkt ist, die über eine 
bestimmte Berufsqualifikation verfügen. Siehe hierzu: https://
eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2005:255:
0022:0142:DE:PDF [zuletzt aufgerufen am 05.10.2022].
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tem Sekundärsektor beschäftigt sind, eine besondere 
Herausforderung dar. Die Geschlechterdifferenzierung 
der Berufe und damit einhergehende unterschiedliche 
Bedarfe, eine Anerkennung der Berufsabschlüsse zu 
erlangen, dürften nicht nur geflüchtete Frauen, son-
dern auch weitere Gruppen der zugewanderten Frauen 
betreffen.

Spracherwerb

Im Hinblick auf die Sprachkenntnisse weisen Unter-
suchungen unterschiedliche Ergebnisse auf. Wäh-
rend einige Studien zu dem Ergebnis kommen, dass 
männliche Migranten bessere Zweitsprachenkennt-
nisse haben als Migrantinnen (Scheible/Rother 2017: 
15), wird dies von anderen nicht bestätigt. So weisen 
beispielsweise die Ergebnisse des Integrationsmonito-
rings der Länder bei der Selbsteinschätzung der Spra-
che von Personen mit Migrationshintergrund nicht auf 
eindeutige geschlechtsspezifische Muster hin (IntMK 
2021). Eine Studie zu geflüchteten Frauen zeigt hinge-
gen auf, dass diese ihre deutschen Sprachkenntnisse 
im Vergleich zu geflüchteten Männern geringer ein-
schätzen (Worbs/Baraulina 2017: 4). Demnach schätzt 
ein Drittel der weiblichen Befragten (34 %) die eige-
nen Kenntnisse als schlecht oder nicht vorhanden 
ein gegenüber lediglich einem Fünftel der Männer 
(21,8 %) (Worbs/Baraulina 2017: 4). Bestehende ge-
schlechtsspezifische Unterschiede im Hinblick auf den 
Spracherwerb bei Frauen werden u. a. auf seltenere 
Lerngelegenheiten sowie mögliche unterschiedliche 
„Rollen im beruflichen und privaten Leben zurückge-
führt, welche mit unterschiedlichen Anreizen einher-
gehen“ (Scheible/Rother 2017: 15; Worbs/Baraulina 
2017: 1).

Die Teilnahme an einem Sprachkurs führt laut mehre-
rer Studien zu einem rascheren Erwerb der deutschen 
Sprachkenntnisse (de Paiva Lareiro et al. 2020; Tissot 

et al. 2019). Personen mit Migrationshintergrund steht 
dabei eine Vielzahl an Sprachkursangeboten von Bund, 
Länder, Kommunen und Zivilgesellschaft offen, da
runter auch mehrere spezielle Kurse für Migrantinnen 
(vgl. Kapitel 4). Dabei stellen die Integrationskurse des 
BAMF im Bereich des Spracherwerbs seit ihrer Einfüh-
rung im Jahr 2005 die zentrale Integrationsmaßnahme 
des Bundes dar. Der Zugang zu den bundesweiten 
Integrationskursen steht Zugewanderten mit einer 
Teilnahmeberechtigung unabhängig des Geschlechts 
offen.15

Nach den Daten der Integrationskursgeschäftsstatistik 
des BAMF waren Frauen unter den neuen Integrati-
onskursteilnehmenden im Jahr 2021 überrepräsentiert 
(vgl. Tabelle 3). Der Anteil der Teilnehmerinnen ist im 
Jahr 2021 (60,8 %) gegenüber dem Jahr 201716 (43,5 %) 
deutlich gestiegen. Eine Erklärung hierfür kann sein, 
dass bei Frauen, die 2017 aufgrund von Betreuungs-
pflichten noch nicht den Integrationskurs besuchen 

15	 „Anspruch auf Teilnahme am Integrationskurs haben:
	• Neuzuwanderer, denen erstmalig ein Aufenthaltstitel erteilt 

wurde und die sich dauerhaft im Bundesgebiet aufhal-
ten, darunter unter anderem anerkannte Asylberechtigte, 
Flüchtlinge, international subsidiär Schutzberechtigte und 
Personen gem. § 44 Abs. 1 Nr. 1c und Nr. 2 AufenthG,

	• Spätaussiedler sowie deren Ehegatten und Abkömmlinge.
	 Ferner können vom BAMF zur Teilnahme im Rahmen einer 

Ermessensentscheidung zugelassen werden:
	• Altzuwanderer und EU-Bürger, 
	• integrationsbedürftige Deutsche.

	 Seit Inkrafttreten des Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes 
im Jahr 2015 können insbesondere auch zugelassen werden:

	• Asylbewerber, bei denen ein rechtmäßiger und dauerhafter 
Aufenthalt zu erwarten ist, 

	• Aus humanitären und persönlichen Gründen Geduldete“ 
(Bundesregierung 2019a: 14).

16	 Die erste Integrationskursgeschäftsstatistik des BAMF wurde 
2017 veröffentlicht. Online verfügbar unter: https://www.bamf.
de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Integrationskurszahlen/
Bundesweit/2017-integrationskursgeschaeftsstatistik-gesamt_
bund.pdf?__blob=publicationFile&v=5 [zuletzt abgerufen am 
05.10.2022].

Tabelle 3:	 Neue Kursteilnehmende im Jahr 2021 nach Kursarten und Geschlecht

Weiblich Männlich

Allgemeiner Integrationskurs 59,5 % 40,5 %

Alphabetisierungskurs 62,2 % 37,8 %

Eltern- und Frauenintegrationskurs 90,4 % 9,6 %

Intensivkurs 67,3 % 32,7 %

Jugendintegrationskurs 49,6 % 50,4 %

Zweitschriftlernerkurs 57,1 % 42,9 %

Sonstiger spezieller Integrationskurs 58,1 % 41,9 %

Insgesamt 60,8 % 39,2 %

Quelle: BAMF, Integrationskursgeschäftsstatistik 2021.

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Integrationskurszahlen/Bundesweit/2017-integrationskursgeschaeftsstatistik-gesamt_bund.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Integrationskurszahlen/Bundesweit/2017-integrationskursgeschaeftsstatistik-gesamt_bund.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Integrationskurszahlen/Bundesweit/2017-integrationskursgeschaeftsstatistik-gesamt_bund.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/Integrationskurszahlen/Bundesweit/2017-integrationskursgeschaeftsstatistik-gesamt_bund.pdf?__blob=publicationFile&v=5
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konnten, im Jahr 2021 eine Teilnahme aufgrund des 
Alters ihres Kindes und z. B. dem damit einhergehen-
den Kindergarten- oder Schulbesuch wieder mög-
lich ist bzw. sie hierzu verpflichtet werden (Wenke et 
al. 2021: 10). Neben allgemeinen Integrationskursen 
gibt es spezielle Kurse u. a. für Eltern und Frauen, in 
denen der Frauenanteil noch deutlich höher ist (BAMF 
2022: 6).

Studien zeigen zudem, dass nicht alle Frauen gleicher-
maßen Zugang zu einem Integrationskurs haben. So 
zeigt sich, dass geflüchtete Frauen später und seltener 
als Männer mit dem Spracherwerb in den Integrati-
onskursen beginnen (Worbs/Baraulina 2017). Geflüch-
tete Frauen nehmen „seltener am Integrationskurs 
teil, wenn Kinder im vorschulischen Alter im Haushalt 
leben und betreut werden müssen“ (Tissot 2021: 2; 
Brücker et al. 2019, Tissot et al. 2019). Zudem verlau-
fen die Lernfortschritte in einem Integrationskurs auf-
grund der besonderen Lebensumstände und Verpflich-
tungen meist langsamer, wenn geflüchtete Frauen 
mit kleinen Kindern in einem Haushalt leben (Tissot 
et al. 2019). Insgesamt lassen die Ergebnisse darauf 
schließen, dass sich „für weibliche Geflüchtete weni-
ger günstige Gelegenheitsstrukturen für den Spracher-
werb [ergeben]“ (de Paiva Lareiro 2021: 4; Tissot et al. 
2019; Brücker et al. 2019; Scheible/Rother 2017: 15).

3.2	 Arbeitsmarktbeteiligung 
und Armutsgefährdung

Neben der Bildung kommt der Arbeitsmarktintegra-
tion eine erhebliche Bedeutung zu (vgl. Kapitel 4.3). 
So heißt es im 6. Bericht zum Integrationsmonito-
ring der Länder, dass Erwerbstätigkeit ein „Schlüs-
selmerkmal für gelungene Integration [ist]“ (IntMK 
2021: 78). Dabei ist weder politisch noch wissen-
schaftlich festgelegt, was unter ‚gelungener‘ Integra-
tion definiert wird. Grundsätzlich werden zur Beurtei-
lung der Arbeitsmarktintegration diverse Kennzahlen 
zur Teilhabe am Arbeitsmarkt verglichen, z. B. die 
Erwerbstätigenquoten17, sozialversicherungspflich-

17	 Die Erwerbstätigenquote ist der Anteil der Erwerbstätigen an 
der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter, häufig zwischen 15 
und 65 Jahren.

tige18 und geringfügige19 Beschäftigung sowie Zah-
len zur Arbeitslosigkeit20 (Tangermann/Grote 2018: 
17). Diese Kennzahlen werden wiederum um weitere 
sozialstrukturelle Merkmale wie Staatsangehörigkeit 
und Geschlecht ergänzt, um Aussagen über den Stand 
von Integration von Personen mit Migrationshinter-
grund treffen zu können.

Frauen mit Migrationshintergrund, welche die deut-
sche Staatsangehörigkeit besitzen, unterliegen keinen 
rechtlichen Einschränkungen beim Zugang zum Ar-
beitsmarkt. Die Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen 
mit ausländischen Staatsangehörigkeiten hängt hinge-
gen vom jeweiligen Aufenthaltstitel ab (Tangermann/
Grote 2018: 21). Eingeschränkt bzw. verlangsamt war 
lange Zeit der Zugang zum Arbeitsmarkt für Geflüch-
tete mit einer Aufenthaltsgestattung während des 
Asylverfahrens oder einer Duldung nach der Ableh-
nung eines Asylantrages. Erst im Zuge des Asylverfah-
rensbeschleunigungsgesetzes 2015 und des Integra
tionsgesetzes 2016 wurden rechtliche Grundlagen 
geschaffen, um einen schnelleren Arbeitsmarktzugang 

18	 Zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zählen auch 
Auszubildende, Altersteilzeitbeschäftigte, Praktikanten, Werk-
studenten, Personen, die aus einem sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigungsverhältnis zur Ableistung von gesetzlichen 
Dienstpflichten (z. B. Wehrübung) einberufen werden, behin-
derte Menschen in anerkannten Werkstätten oder gleichartigen 
Einrichtungen, Personen in Einrichtungen der Jugendhilfe, 
Berufsbildungswerken oder ähnlichen Einrichtungen für behin-
derte Menschen sowie Personen, die ein freiwilliges soziales, 
ein freiwilliges ökologisches Jahr oder einen Bundesfreiwilli-
gendienst ableisten. Nicht zu den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten gezählt werden im Rahmen der Beschäftigungs-
statistik die geringfügig Beschäftigten, da für diese nur pauscha-
le Sozialversicherungsabgaben zu leisten sind. Nicht einbezogen 
sind zudem Beamte, Selbstständige und mithelfende Familien-
angehörige, Berufs- und Zeitsoldaten sowie Wehr- und Zivil-
dienstleistende (BA 2022: 56).

19	 Bei der geringfügigen Beschäftigung unterscheidet die Be-
schäftigungsstatistik zwei Arten: „die ‚geringfügig entlohnte 
Beschäftigung‘ und die ‚kurzfristige Beschäftigung‘. Personen, 
die eine ‚geringfügig entlohnte Beschäftigung‘ oder eine ‚kurz-
fristige Beschäftigung‘ ausüben, bezeichnet man als ‚geringfügig 
Beschäftigte‘. In der Beschäftigungsstatistik ergeben sich die 
‚geringfügig Beschäftigten‘ als Summe aus ‚geringfügig entlohn-
ten Beschäftigten‘ und ‚kurzfristig Beschäftigten‘“ (BA 2022: 34).

20	 Als Arbeitslose werden im Sozialgesetzbuch (SGB) Personen 
definiert, die vorübergehend nicht in einem Beschäftigungsver-
hältnis stehen, das 15 Wochenstunden und mehr umfasst, eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung suchen und dabei den 
Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit zur Verfügung 
stehen und sich bei der Agentur für Arbeit arbeitslos gemeldet 
haben (§ 16 Abs. 1 SGB III).
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von Geflüchteten zu ermöglichen.21 Geflüchtete, die 
nach Abschluss des Asylverfahrens eine Schutzzusage 
erhalten, haben eine uneingeschränkte Arbeitserlaub-
nis. Eine Genehmigung zur Ausübung einer Beschäfti-
gung erhalten auch diejenigen, die sich aufgrund eines 
nationalen Abschiebungsverbots vorübergehend in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhalten. Ein Beschäf-
tigungsverbot besteht hingegen bei Geflüchteten aus 
sicheren Herkunftsstaaten.22 Personen mit einer Dul-
dung dürfen nur unter diversen Voraussetzungen mit 
einer Erlaubnis der Ausländerbehörde einer Beschäfti-
gung nachgehen (Haberstroh et al. 2022: 33 f.).

21	 „Asylbewerber dürfen, solange sie verpflichtet sind, in einer Auf-
nahmeeinrichtung zu wohnen, keine Erwerbstätigkeit und damit 
auch keine Ausbildung aufnehmen. Sofern das Asylverfahren 
nach neun Monaten nach Asylantragsstellung noch nicht un-
anfechtbar abgeschlossen ist, ist dem Ausländer die Ausübung 
einer Beschäftigung zu erlauben. Ausgenommen sind Personen 
aus sicheren Herkunftsstaaten und Personen, deren Asylanträ-
ge als offensichtlich unbegründet oder unzulässig abgelehnt 
wurden (wenn Klage keine aufschiebende Wirkung hat). Asylbe-
werber mit minderjährigen Kindern haben nach sechs Monaten 
einen Arbeitsmarktzugang. Im Übrigen kann Asylbewerberinnen 
und Asylbewerber drei Monaten nach Asylantragstellung die 
Aufnahme einer Beschäftigung erlaubt werden (ausgenommen 
sind Asylbewerber aus sicheren Herkunftsstaaten mit Asylanträ-
gen nach dem 31. August 2015). Wird der Asylantrag abgelehnt, 
aber eine Duldung erteilt, kann mit Erlaubnis der Ausländer-
behörde nach sechs Monaten Aufenthalt eine Beschäftigung 
aufgenommen werden. Für Geduldete besteht ein gesetzliches 
Beschäftigungsverbot, z.B. wenn sie ihre Mitwirkungspflichten 
zur Ausreise (insbesondere Vorlage von Ausweisdokumenten) 
verletzt haben“ (vgl. https://www.bmas.de/DE/Arbeit/Fachkra-
eftesicherung-und-Integration/Migration-und-Arbeit/Flucht-
und-Aysl/arbeitsmarktzugang-fuer-fluechtlinge.html) [zuletzt 
abgerufen am 13.11.2022].

22	 Als sichere Herkunftsländer gelten derzeit: alle Mitgliedstaaten 
der EU, Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Kosovo, 
Mazedonien, Montenegro, Senegal und Serbien. Siehe hierzu: 
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/
Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunfts-
staaten-node.html [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

Erleichterungen des Zugangs zur Erwerbstätigkeit 
für Migrantinnen und Migranten aus Drittstaaten er-
folgten mit dem am 1. März 2020 in Kraft getretenen 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FEG). Ziel des FEG 
ist es, „eine gezielte und gesteigerte Zuwanderung 
von qualifizierten Fachkräften aus Nicht-EU-Ländern“ 
zu schaffen, hierzu zählen „Hochschulabsolventinnen 
und -absolventen sowie Personen mit qualifizierter 
Berufsausbildung“.23 Zudem gilt seither in Umkehrung 
der bisherigen Regelung die Erlaubnis zur Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit für Personen mit einem Aufent-
haltstitel als Regelfall und nicht mehr als Ausnahme, 
es sei denn, sie ist gesetzlich ausgeschlossen (§ 4a 
Abs. 1 AufenthG).

Im Juni 2021 waren laut den Daten der BA in Deutsch-
land insgesamt 33.802.173 Menschen in einem sozial
versicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis beschäf-
tigt, davon 15.653.575 Frauen, von denen wiederum 
764.895 Drittstaatsangehörige waren (vgl. Tabelle 4).

Im Jahr 2016 lag die Zahl der sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigten Frauen bei 14.579.091. Im 
Zeitraum von 2016 bis 2021 stieg die Zahl der sozial-
versicherungspflichtig beschäftigten Frauen um 7 %. 
Im selben Zeitraum stieg die Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten drittstaatsangehörigen 
Migrantinnen dagegen deutlich um 52 %. Der Anteil 
der Drittstaatsangehörigen an allen sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigten Frauen erhöhte sich von 
3,5 % im Jahr 2016 auf 4,9 % im Jahr 2021. Im Jahr 
2021 machten Frauen unter den Drittstaatsangehö-
rigen allerdings nur 34,8 % aller sozialversicherungs-

23	 https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/mi-
gration/fachkraefteeinwanderung/faqs-fachkraefteeinwande-
rungsgesetz.html [zuletzt abgerufen am 14.11.2022].

Tabelle 4:	 Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (SVB) nach Staatsangehörigkeit sowie die prozentualen 
Geschlechteranteile 2016–2021 (Frauen)

Jahr 
(jeweils Juni)

SVB Frauen insgesamt und  
ihre Anteile an allen SVB

SVB drittstaatsangehörige Frauen 
und ihre Anteile an allen  

drittstaatsangehörigen SVB

SVB Frauen aus Asylherkunfts­
ländern und ihre Anteile an allen 

SVB aus Asylherkunftsländern

2016 14.579.091 (46,4 %) 502.990 (36,7 %) 19.298 (18,9 %)

2017 14.891.680 (46,3 %) 547.449 (35,7 %) 24.015 (15,3 %)

2018 15.173.692 (46,2 %) 600.530 (34,6 %) 31.489 (12,8 %)

2019 15.419.171 (46,2 %) 658.830 (34,3 %) 41.845 (12,9 %)

2020 15.428.834 (46,3 %) 694.586 (34,8 %) 49.306 (14,0 %)

2021 15.653.575 (46,3 %) 764.895 (34,8 %) 60.262 (14,4 %)

Quelle: BA Beschäftigte nach Staatsangehörigkeit (Quartalszahlen) 2016–2021, Tabelle 2. Zur besseren Vergleichbarkeit wurde jeweils der 30.06. 
als Stichtag gewählt. Saisonale Schwankungen sind somit nicht abgebildet.

https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/Sonderverfahren/SichereHerkunftsstaaten/sichereherkunftsstaaten-node.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/fachkraefteeinwanderung/faqs-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/fachkraefteeinwanderung/faqs-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/faqs/DE/themen/migration/fachkraefteeinwanderung/faqs-fachkraefteeinwanderungsgesetz.html
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pflichtig beschäftigten Personen aus, während der 
Anteil der Frauen unter den sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten mit deutscher Staatsangehörigkeit 
46,3 % betrug. Bei den sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten aus Herkunftsstaaten mit einer hohen 
Anzahl von Asylanträgen betrug der Anteil von Frauen 
im Jahr 2021 sogar nur 14,4 %.

Frauen mit ausländischer Staatsangehörigkeit parti
zipieren seltener am deutschen Arbeitsmarkt. Dies 
zeigt sich sowohl im Vergleich zu Männern mit und 
ohne deutschen Pass als auch im Vergleich zu deut-
schen Frauen. In der Gruppe der Drittstaatsangehöri-
gen lag die Erwerbstätigenquote24 von Frauen im Jahr 
2021 bei 44,1 %, von Männern hingegen bei 66,8 % 
(vgl. Abbildung 4). Dies entspricht einem Unterschied 
von 22,7 Prozentpunkten, während der Unterschied 
bei deutschen Staatsangehörigen lediglich bei 5,4 Pro-
zentpunkten liegt.

Die Erwerbslosenquote von weiblichen Drittstaats-
angehörigen sank im Zeitraum von 2016 bis 2019 von 
10,6 % im Jahr 2016 auf 8,1 % im Jahr 2019 (vgl. Ab-
bildung 5). Dieser positive Trend wurde aufgrund der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie unterbro-
chen, sodass die Arbeitslosenquote für weibliche Dritt-
staatsangehörige im Jahr 2020 zunächst auf 11,9 % 
anstieg und im Jahr 2021 9,4 % betrug. Damit ist sie 
etwas niedriger als die Erwerbslosenquote von männ-
lichen Drittstaatsangehörigen, die im Jahr 2021 bei 
10,4 % lag. Auffällig ist jedoch, dass die Erwerbslosen-
quote von deutschen Frauen im selben Jahr lediglich 
2,7 % betrug. Hierbei gilt zu beachten, dass die nied-
rigere Erwerbslosenquote von drittstaatsangehörigen 
Frauen im Vergleich zu drittstaatsangehörigen Män-

24	 Die Erwerbstätigenquote ist der Anteil der Erwerbstätigen an 
der gleichaltrigen Bevölkerung.

nern nicht zwangsläufig ein Indikator für eine hohe 
Arbeitsmarktbeteiligung von drittstaatsangehörigen 
Frauen ist, wie oben anhand der Erwerbstätigenquote 
verdeutlicht. Vielmehr ist die Erwerbslosenquote von 
Frauen – unabhängig ob mit oder ohne Migrationshin-
tergrund – grundsätzlich niedriger als die von Män-
nern. Eine Erklärung könnte sein, dass Frauen weni-
ger häufig als Männer aufgrund von Haushalt, Pflege 
und Kindererziehung einer Erwerbstätigkeit nachge-
hen und so dem Arbeitsmarkt seltener zur Verfügung 
stehen.

Gelingt Frauen mit Migrationshintergrund aus Dritt-
staaten25 die Platzierung auf dem Arbeitsmarkt, zei-
gen sich im Vergleich zu Frauen ohne Migrations-
hintergrund deutliche Lohnunterschiede: Frauen mit 
Migrationshintergrund aus Drittstaaten erzielen mit 
ihrer Erwerbsarbeit im Durchschnitt 76 % des Netto-
lohns von Frauen ohne Migrationshintergrund.26 Die 
Ursachen dafür sind vielschichtig: Frauen mit Migra-
tionshintergrund aus Drittstaaten sind durchschnitt-
lich jünger und haben häufiger Kinder als Frauen ohne 
Migrationshintergrund. Sie befinden sich entsprechend 
eher noch am Beginn ihres Erwerbslebens oder arbei-
ten in reduziertem Umfang, um die Kinderbetreuung 
gewährleisten zu können. Zudem haben sie wie oben 
erwähnt in höherem Maß keinen allgemeinbildenden 
oder berufsqualifizierenden Schulabschluss, was das 
potenziell erzielbare Einkommen schmälert, da da-

25	 Im Gegensatz zu Drittstaatsangehörigen sind hier Frauen mit 
Migrationshintergrund gemeint, die entweder selbst oder deren 
Eltern aus Drittstaaten kommen, aber nicht zwangsläufig eine 
Drittstaatsangehörigkeit haben. Dies liegt an den hier verwen-
deten Fachserien des Statistischen Bundesamtes, welche primär 
den Migrationsstatus, nicht jedoch die spezifische Staatsange-
hörigkeit umfassen.

26	 Eigene Berechnungen auf Basis der Daten des Mikrozensus 
2020.

Abbildung 4:	 Erwerbstätigenquote von deutschen Staatsangehörigen und Drittstaatsangehörigen im Alter von 15 bis 
64 Jahren nach Geschlecht im Jahr 2021

Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage des Statistischen Bundesamtes (Zulieferung), Mikrozensus 2021 (Erstergebnisse).
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durch überwiegend an- und ungelernte Tätigkeiten im 
Niedriglohnbereich zur Auswahl stehen. Dass sich der 
gleichzeitig hohe Anteil an Frauen mit Fachhochschul-
reife, Abitur und mit akademischen Abschlüssen nicht 
positiver auf die durchschnittlichen Einkommen aus-
wirkt, könnte ein Indikator dafür sein, dass Frauen ihre 
mitgebrachten Qualifikationen und Abschlüsse (z. B. 
mangels Anerkennung) nicht immer auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt einsetzen können. Ferner sind 
mangelnde Sprachkenntnisse ein großes Hindernis für 
eine erfolgreiche Platzierung auf dem Arbeitsmarkt 
(Geis-Thöne 2019). Schließlich beeinflussen auch die 
Migrationsgründe die Erwerbsbeteiligung. So wandern 
Männer häufiger als Frauen zum Zweck von Bildung 
oder der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit aus. Bei 
diesen Migrationsformen beginnt oft bereits im Her-
kunftsland der Spracherwerb und es findet eine plan-
mäßige Vorbereitung auf die Arbeitsmarktbeteiligung 
in Deutschland statt. Eine Migration aus humanitären 
Gründen geschieht hingegen nicht planvoll und ist mit 
geringeren Vorbereitungskapazitäten, beispielsweise 
für das vorherige Erlernen der deutschen Sprache, ver-
knüpft. Auch die Zuwanderung aus familiären Grün-
den, die für Frauen häufig relevant ist, ist nicht primär 
auf Arbeitsmarktbeteiligung ausgerichtet.

Neben der geringeren Teilhabe am Erwerbsleben 
haben Migrantinnen auch ein höheres Armutsrisiko. 

Die Armutsgefährdungsquote27 für Frauen mit Migra-
tionshintergrund aus Drittstaaten variiert dabei jedoch 
stark. Der Höchstwert liegt bei knapp 47 % für Frauen 
aus Afrika sowie dem Nahen und Mittleren Osten.28 
Dies sind Herkunftsregionen, aus denen Migration zu 
großen Teilen aus humanitären Gründen erfolgt, was 
mit einer langsameren Platzierung auf dem Arbeits-
markt einhergeht. Die niedrigste Armutsgefährdungs-
quote mit knapp 19 % weisen Frauen aus Amerika 
auf, einer Region mit Erwerbs- und Bildungsmigration 
als zentralen Migrationsgründen. Dennoch liegt auch 
diese Quote über jener von Frauen ohne Migrations-
hintergrund, welche lediglich 13 % beträgt.

Die Armutsgefährdungsquote hängt für alle Bevölke-
rungsgruppen eng mit dem Bildungsstand und dem 
Erwerbsstatus zusammen. Der Zusammenhang zeigt 
sich für alle Herkunftsgruppen, die Quoten bewe-
gen sich jedoch auf unterschiedlichen Niveaus. Frauen 
aus dem Nahen und Mittleren Osten mit allgemein-
bildendem Schulabschluss haben beispielsweise eine 
Armutsgefährdungsquote von rund 36 %, ohne Ab-
schluss liegt sie bei 75 %. Gehen die Frauen einer Er-
werbstätigkeit nach, liegt die Quote lediglich bei 18 %. 
Sind sie wiederum erwerbslos oder zählen sie zu den 
Nichterwerbspersonen, liegt die Quote weit höher bei 

27	 Die Armutsgefährdungsquote gibt an, wie hoch der Anteil der 
armutsgefährdeten Personen an einer Gesamtgruppe ist. Als 
armutsgefährdet gelten Personen, deren Einkommen weniger 
als 60 Prozent des Medianeinkommens in Deutschland beträgt. 
Weitere Informationen unter: https://www.destatis.de/Europa/
DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbe-
dingungen/Armutsgefaehrdung-Definition.html [zuletzt abge-
rufen am 05.10.2022].

28	 Es handelt sich hierbei um eigene Berechnungen auf Basis der 
Daten des Mikrozensus 2020.

Abbildung 5:	 Erwerbslosenquoten von deutschen Staatsangehörigen und Drittstaatsangehörigen im Alter von 15 bis 
64 Jahren nach Geschlecht 2016–2021

11

9 8 8

11
9

13 13
12

11

12

10

3 3 3 2 3 3

4 4 3 3 4 3

0

2

4

6

8

10

12

14

2016 2017 2018 2019 2020 2021

drittstaatsangehörige Frauen 

deutsche Frauen

drittstaatsangehörige Männer 

deutsche Männer

Quelle: Eigene Ausarbeitung auf Grundlage des Statistischen Bundesamtes (Zulieferung), Mikrozensus 2021 (Erstergebnisse).

https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Armutsgefaehrdung-Definition.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Armutsgefaehrdung-Definition.html
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/Bevoelkerung-Arbeit-Soziales/Soziales-Lebensbedingungen/Armutsgefaehrdung-Definition.html
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über 60 %. Grundsätzlich gilt in Deutschland aber, dass 
Frauen unabhängig vom Migrationshintergrund einem 
höheren Armutsrisiko ausgesetzt sind als Männer, 
wobei Frauen mit Migrationshintergrund aus Dritt-
staaten stärker betroffen sind.

Hürden für die Arbeitsmarktpartizipation

Migrantinnen leben in Deutschland seltener allein, 
sondern sind häufiger in familiäre Strukturen einge-
bunden als Frauen ohne Migrationshintergrund (vgl. 
Kapitel 2.4). Sie migrieren zudem häufiger als Män-
ner aus familiären Gründen nach Deutschland. In die-
sem Zusammenhang zeigen aktuelle Untersuchungen, 
dass nachgezogene Personen massiv un- und unter-
beschäftigt sind: So sind nur 46,9 % der nachgezo-
genen Frauen erwerbstätig, während das bei 80,7 % 
der nachgezogenen Männern der Fall ist (Maciejew-
ski/Harder 2022: 7) Für einige Frauen kann es zudem 
zu einem verstärkten Vereinbarkeitsdilemma von Fa-
milie und Beruf kommen (Borowsky et al. 2020: 42). 
Dies trifft insbesondere auf geflüchtete Frauen zu, 
wie die Ergebnisse der IAB-BAMF-SOEP-Befragung 
von Geflüchteten29, in deren Rahmen unter anderem 
die Arbeitsmarktteilhabe von geflüchteten Frauen in 
Deutschland untersucht wurde, hindeuten (Brücker et 
al. 2020). Dies zeigt sich beispielsweise, wenn die Er-
werbstätigkeit im Zusammenhang mit der Anzahl der 
im Haushalt lebenden Kinder betrachtet wird (vgl. Ab-
bildung 6).

29	 Hierbei handelt es sich um eine vom Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung (IAB), dem Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) und dem Sozio-oekonomischen Panel 
(SOEP) durchgeführte repräsentative Längsschnittbefragung 
von Geflüchteten, die zwischen Januar 2013 und Juni 2019 nach 
Deutschland zugezogen sind.

Laut den Daten der IAB-BAMF-SOEP-Befragung war 
nur ein Prozent der geflüchteten Frauen, die mit min-
destens einem nicht extern betreuten Kind in einem 
Haushalt lebten, im Jahr 2017 erwerbstätig, während 
neun Prozent der Frauen ohne Kinder erwerbstätig 
waren. Bei geflüchteten Männern hat die Anzahl der 
nicht betreuten Kinder im Haushalt hingegen kaum 
signifikante Auswirkungen auf die Erwerbstätigkeit, 
was darauf hindeutet, dass Betreuungsarbeit haupt-
sächlich von Frauen geleistet wird und sich negativ 
auf die Chancen der Arbeitsmarktintegration aus-
wirkt (Brücker et al. 2020: 53). Weitere Auswertungen 
zeigen, dass geflüchtete Frauen – im Gegensatz zu 
Frauen mit und ohne Migrationshintergrund – einen 
Großteil ihrer Zeit für die Kinderbetreuung und haus-
haltsnahe Tätigkeiten aufbringen und ihnen demnach 
weniger Zeit für Erwerbstätigkeit zur Verfügung steht 
(de Paiva Lareiro 2021). Eine stark ausgeprägte Famili-
enorientierung geflüchteter Frauen macht sich bereits 
in jüngeren Alterskohorten bemerkbar (Niehues 2021).

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie stellt für 
Frauen, unabhängig ob mit oder ohne Migrationshin-
tergrund, häufiger eine Barriere im Berufsleben dar 
als für Männer. Das angesprochene Vereinbarkeitsdi-
lemma erhält insbesondere bei Migrantinnen im Fa-
miliennachzug eine zusätzliche Intensität, wie Unter-
suchungen belegen (Kluß/Farrokhzad 2020: 43). Die 
spezifischen Gründe hierfür sind noch nicht ausrei-
chend untersucht. Qualitative Studien verweisen z. B. 
darauf, dass Migrantinnen im Kontext von Familien-
nachzug trotz hohem Erwerbswunsch aufgrund zu-
sätzlicher Belastungen, potenzieller Unsicherheiten 
auf einem (neuen) Arbeitsmarkt, Herausforderungen 
beim Erwerb von Sprach- und Qualifikationsnachwei-
sen sowie wahrgenommener Diskriminierungserfah-
rungen eine Überforderung erleben können, die letzt-

Abbildung 6:	 Erwerbstätigkeit von Geflüchteten nach Geschlecht und Kindern ohne externe Betreuung im Haushalt im Jahr 
2017 (in Prozent)

Quelle: Brücker et al. 2020, basierend auf der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten 2017, gewichtet.
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lich zu einer stärkeren Orientierung auf Familie und 
Reproduktionsarbeit führen kann (Kluß/Farrokhzad 
2020: 52 ff.).

Eine Abwendung der Migrantinnen vom Arbeitsmarkt 
und die Übernahme von tradierten Geschlechterrollen 
im Haushalt und in der Sorgearbeit sind nicht notwen-
digerweise kulturell bedingt, sondern hängen vielfach 
mit dem Bildungsstand, der Generationenzugehörig-
keit sowie der Frage zusammen, welche Geschlechter
arrangements in den Familien praktiziert werden (Far-
rokhzad et al. 2011). Auch spielen hier die spezifischen 
Migrationssituationen eine entscheidende Rolle. Spe-
ziell beim (zeitversetzen) Familiennachzug können 
rational-ökonomische Entscheidungen darüber, wes-
sen Erwerbstätigkeit priorisiert werden soll, ausschlag-
gebend sein. Zieht bspw. die Frau zu ihrem Ehemann 
nach, ist es wahrscheinlicher, dass der Ehepartner be-
reits soziale Netzwerke aufgebaut, Sprachkenntnisse 
erworben und Berufserfahrung in Deutschland ge-
sammelt hat und somit seine Erfolgschancen auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt höher sind als die der Ehefrau. 
Auch der in Kapitel 3.1 thematisierte Umstand, dass 
Migrantinnen höhere Investitionen in ihr mitgebrach-
tes Humankapital brauchen als männliche Migranten, 
da dieses schwerer auf den deutschen Arbeitsmarkt 
übertragbar ist (Kosyakova et al. 2021: 11), könnte eine 
Erklärung dafür sein, weshalb die Erwerbstätigkeit von 
Migrantinnen in familiären Entscheidungen weniger 
priorisiert wird.

3.3	 Gesundheit

Im Bereich der Gesundheit ist der Zugang zu medi-
zinischer Versorgung und Behandlung ein wichtiger 
Indikator für die Integration von Migrantinnen. Im 
Gegensatz zum Bereich Bildung und Arbeit ist hier 
die Datenlage allerdings weniger umfangreich, ge-
rade in Bezug auf Drittstaatsangehörige ohne Flucht-
kontext. In repräsentativen Gesundheitsstudien und 
Datenerhebungen werden die erhobenen Daten sel-
ten zielgruppenspezifisch ausgewertet (Bundesregie-
rung 2019b: 240). Im Rahmen des Projekts ‚Improving 
Health Monitoring in Migrant Populations‘ (IMIRA) 
arbeitet das Robert-Koch-Institut (RKI) seit 2016 an 
einer Verbesserung der Einbindung von Menschen mit 
Migrationshintergrund in das Gesundheitsmonitoring 
des RKIs (IMIRA 2020). Ein Überblick zur Gesundheit 
von Frauen mit Migrationshintergrund findet sich in 
der 2020 veröffentlichten Gesundheitsberichterstat-

tung des Bundes zur gesundheitlichen Lage der Frauen 
in Deutschland (RKI 2020).

Laut RKI sind Menschen mit Migrationshintergrund im 
Vergleich zu Menschen ohne Migrationshintergrund 
spezifischen Gesundheitsrisiken ausgesetzt, weisen 
allerdings auch besondere gesundheitsrelevante Res-
sourcen auf, z. B. religiös begründete Ablehnung von 
Substanzkonsum, Ernährungsgewohnheiten, soziale 
Unterstützung (RKI 2020: 245). Bekannt ist zudem 
eine niedrige Sterblichkeit von Migrantinnen und Mi
granten im Vergleich zur Bevölkerung des Ziellandes, 
da häufiger junge, gesunde Menschen migrieren, be-
kannt als „Healthy Migrant Effect“ (Razum et al. 2006).

Unterschiede in Bezug auf Geschlecht und Gesund-
heit bei Personen mit Migrationshintergrund sind ab-
hängig von den geschlechtsbezogenen Expositionen 
im Herkunftsland, dem Migrationsprozess sowie den 
Lebenssituationen im Einwanderungsland (RKI 2020: 
245). Hierbei gilt es unter Berücksichtigung der oben 
bereits angesprochenen Differenzen in den Bereichen 
Bildung und Arbeitsmarktzugang zu beachten, dass es 
einen Zusammenhang zwischen gesundheitlichen und 
sozialen Ungleichheiten gibt, von denen Frauen – wie 
im Kapitel zur Arbeitsmarktteilhabe deutlich wurde – 
stärker betroffen sind als Männer (Binder-Fritz/Rieder 
2014). Berufliche und ökonomische Unsicherheiten, 
gesundheitsgefährdende Arbeits- und Wohnbedingun-
gen, aber ebenso Diskriminierung, mangelnde soziale 
Anerkennung wie auch Informationsdefizite führen 
zwar unabhängig vom Geschlecht und Migrationshin-
tergrund zu erhöhten Gesundheitsrisiken, doch die 
Forschung belegt einen stärkeren Struktureffekt bei 
Migrantinnen aufgrund zusätzlicher Benachteiligungen 
(Kupfer/Gamper 2020: 375 f.; Schenk 2007).

Weiterhin zeigen subjektive Selbsteinschätzungen des 
Gesundheitszustandes auf Basis der SOEP-Befragung 
aus dem Jahr 2018, dass sowohl Frauen als auch Män-
ner mit Migrationshintergrund in der Altersgruppe bis 
44 Jahre seltener einen weniger guten oder schlech-
ten Gesundheitszustand angeben als Personen ohne 
Migrationshintergrund (vgl. Abbildung 7). Dies ändert 
sich bei der Altersgruppe ab 45 Jahre für beide Ge-
schlechter, wobei Frauen mit Migrationshintergrund 
etwas seltener als Männer von einem eher schlechten 
Gesundheitszustand berichten. Erklärungsansätze für 
die relativ positive Selbsteinschätzung von Frauen mit 
Migrationshintergrund fehlen noch weitgehend.

Bei geflüchteten Frauen wird vermutet, dass starke 
psychische Belastungen durch Traumata infolge von 
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Krieg, (sexualisierten) Übergriffen auf der Flucht, Fol-
ter oder dem Verlust der (Teil-)Familie bzw. (tempo-
rärer) Trennung der Familie (Ehepartner und Kinder) 
zu häufigen Ursachen oder Auslösern von akuten und 
chronischen Krankheiten gehören (Jesuthasan et al. 
2018; Schröder et al. 2018). Statistisch aussagekräf-
tige und belastbare Untersuchungen, die belegen, wie 
sich dies explizit auf die Wahrscheinlichkeit einer De-
pression, auf körperliche Beschwerden, generalisierte 
Angststörungen, posttraumatische Belastungsstörun-
gen und andere Erkrankungen bei Frauen mit Flucht
erfahrung auswirkt, sind aber kaum vorhanden (RKI 
2020: 251). In der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von 
Geflüchteten berichteten Frauen mit Ausnahme der 
jüngsten Altersgruppe (18 bis 24 Jahre alt) von einem 
schlechteren körperlichen Gesundheitszustand als bei 
den weiblichen Vergleichsgruppen im Bevölkerungs-
durchschnitt (Brücker et al. 2019: 3).

Drittstaatsangehörige Geflüchtete im Asylverfahren 
und Geduldete nach Ablehnung des Asylantrages er-
halten in der Regel während der ersten 18 Monate 
ihres Aufenthalts im Bundesgebiet Gesundheitsleis-
tungen nach den § 4 und § 6 AsylbLG. Der Anspruch 
nach § 4 Absatz 1 AsylbLG umfasst die zur Behandlung 
akuter Erkrankungen und Schmerzzustände erforder
liche ärztliche und zahnärztliche Behandlung. Zur 
Verhütung und Früherkennung von Krankheiten oder 
Krankheitsfolgen werden amtlich empfohlene Schutz-
impfungen und die medizinisch gebotenen Vorsorge
untersuchungen erbracht. Auch werdende Mütter 

und Wöchnerinnen haben nach § 4 Absatz 2 AsylbLG 
Anspruch auf ärztliche und pflegerische Hilfe und 
Betreuung wie auch Hebammenhilfe. Der Anspruch 
nach § 4 Absatz 1 AsylbLG wird ergänzt durch die Öff-
nungsklausel des § 6 Absatz 1 AsylbLG: Nach dieser 
Vorschrift können ‚sonstige Leistungen‘ insbesondere 
gewährt werden, wenn dies zur Sicherung der Gesund-
heit unerlässlich oder zur Deckung der besonderen 
Bedürfnisse von Kindern geboten ist. Diese Regelung 
ermöglicht den zuständigen Leistungsbehörden, be-
sonderen Bedarfen im Einzelfall gerecht zu werden. 
Nach 18 Monaten Aufenthalt im Bundesgebiet werden 
Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG leistungs-
rechtlich den gesetzlich Versicherten gleichgestellt.

Bei neuzugewanderten Migrantinnen und Migranten 
führen auch sprachliche Barrieren dazu, dass eine 
gleichberechtigte Teilhabe am Gesundheitssystem er-
schwert wird. Studien zeigen, dass bspw. Migrantinnen 
türkischer Herkunft im Vergleich zu deutschen Pati-
entinnen die medizinische Aufklärung durch die Ärz-
tinnen und Ärzte häufiger nicht verstehen (RKI 2020: 
258). Neben strukturellen Barrieren erschweren auch 
Diskriminierungserfahrungen den Zugang zur Gesund-
heitsversorgung, die Forderungen nach einer besseren 
interkulturellen Öffnung des Gesundheitssystems auf-
kommen lassen (Bundesregierung 2019b: 241).

Abbildung 7:	 Selbstauskunft allgemeiner Gesundheitszustand (‚weniger gut‘ oder ‚schlecht‘) nach Migrationshintergrund 
und Geschlecht 2018 (in Prozent)

Quelle: Statistisches Bundesamt, Gesundheit – Auszug aus dem Datenreport 2021, basierend auf SOEP v35, abrufbar unter: https://www.de-
statis.de/DE/Service/Statistik-Campus/Datenreport/Downloads/datenreport-2021-kap-9.pdf?__blob=publicationFile [zuletzt abgerufen am 
05.10.2022].
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3.4	 Wohnen

In Deutschland herrscht seit Jahren ein sich zuspit-
zender Mangel an bezahlbarem Wohnraum, insbe-
sondere in den städtischen Ballungsgebieten (Tanis 
2020). Zudem findet auf dem überwiegend privaten 
und verhältnismäßig unregulierten deutschen Woh-
nungsmarkt Diskriminierung aufgrund der ethnischen 
Herkunft statt (Hanhörster et al. 2020). Zwar ist dies 
für die Betroffenen in den konkreten Einzelfällen nur 
schwer erkenn- und nachweisbar, allerdings häufen 
sich diesbezügliche Berichte (Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes 2020; Antidiskriminierungsbüro 
Sachsen e.V. 2017). Einige Frauen sind von dieser Dis-
kriminierung als sogenannte ‚visible minorities‘, also 
z. B. aufgrund der sichtbaren Zugehörigkeit zum Islam 
(durch das Tragen eines Kopftuchs), stärker betroffen 
(Hanhörster et al. 2020).

Der Bereich ‚Wohnen‘ wird, wie im folgenden Kapitel 4 
dargelegt, in den Integrationsstrategien der Bundesre-
gierung nicht explizit als strategisches Integrationsfeld 
im Zusammenhang mit Migrantinnen thematisiert. 
Allerdings adressieren die Integrationsstrategien des 
Bundes die Bereiche Diskriminierung und Rassismus 
als zentrale Handlungsfelder, was im Hinblick auf Un-
gleichheiten und Benachteiligungen von Migrantinnen 
und Migranten auf dem Wohnungsmarkt eine wichtige 
Rolle spielt. Die Bedeutung von Diskriminierung auf 
dem Wohnungsmarkt belegen auch experimentelle 
Studien (Schott et al. 2018; Hinz/Auspurg 2017). So 
erhielten Personen, bei denen aufgrund ihres Famili-
ennamens ein Migrationshintergrund vermutet wurde, 
in simulierten Bewerbungen auf Wohnungen deutlich 
weniger Besichtigungstermine gegenüber vermeintlich 
deutschen Bewerbenden (Schott et al. 2018: 314).

Betrachtet man die Wohnsituation von Drittstaatsan-
gehörigen im Vergleich zu deutschen Staatsangehöri-
gen, zeigen sich deutliche Differenzen, die insbeson-

dere in der Überbelegungsquote30 deutlich werden. 
Während nach den Daten von Eurostat die Überbele-
gungsquote von deutschen Frauen und Männern im 
Jahr 2021 (5,8 % und 6,5 %) fast identisch ist, leben 
Drittstaatsangehörige deutlich häufiger in überbeleg-
ten Haushalten.31 Hiervon sind weibliche Drittstaats-
angehörige mit 31,4 % etwas weniger als männliche 
Drittstaatsangehörige mit 32,6 % betroffen. Diese 
hohen Zahlen könnten ein Hinweis auf die eingangs 
angesprochene Diskriminierung auf dem Wohnungs-
markt sein, wenngleich hierzu keine belastbaren Daten 
oder Untersuchungen bezüglich des Zugangs zum 
Wohnungsmarkt vorliegen. Belegt ist hingegen, dass 
bspw. Geflüchtete überwiegend in (Groß-)Städten 
wohnen, in denen deutlich weniger freier Wohnraum 
zur Verfügung steht (Weber 2022). Dies gilt auch für 
Zugewanderte insgesamt (Carstensen-Egwuom 2018), 
während deutsche Staatsangehörige deutlich häu-
figer im ländlichen Raum wohnen, was zum Teil die 
hohe Diskrepanz bei der Überbelegungsquote erklä-
ren könnte. Auch können steigende Mietpreise im ur-
banen Raum dazu beitragen, dass Migrantinnen und 
Migranten, die häufig ökonomisch schlechter gestellt 
sind als Personen ohne Migrationshintergrund, ge-
zwungen sind, in günstigere und kleinere Wohnräume 
auszuweichen.

Der Mangel an Wohnraum führt dazu, dass z. B. Ge-
flüchtete über einen längeren Zeitraum in Sammel
unterkünften oder in zu kleinen Wohnungen leben 
müssen (Antidiskriminierungsbüro Sachsen e.V. 2017). 
Da Frauen und Kinder in den Gemeinschaftsunter-
künften in höherem Maße gefährdet sind, Opfer von 
Gewalt zu werden (Rabe 2015; Christ et al. 2017; Og-
halai 2021), werden sie bei der Vergabe von sozial ge-
fördertem Wohnraum begünstigt und leben deshalb 
häufiger als geflüchtete Männer in privaten Unter-
künften (de Paiva Lareiro 2021).

30	 Die Überbelegungsquote wird definiert als Prozentsatz der 
Bevölkerung, die in einem überfüllten Haushalt lebt. Ein über-
füllter Haushalt besteht dann, wenn der Haushalt über das 
folgende Minimum von Zimmern nicht verfügt: Einen Gemein-
schaftsraum für den Haushalt, ein Zimmer pro Paar im Haushalt, 
ein Zimmer für jede einzelne Person im Alter von 18 Jahren und 
mehr, ein Zimmer pro zwei Personen desselben Geschlechtes 
zwischen 12 und 17 Jahren alt, ein Zimmer pro Person zwi-
schen 12 und 17 Jahren alt, die nicht in die vorherige Kategorie 
fällt, ein Zimmer pro zwei Personen unter 12 Jahren alt. Siehe 
auch: https://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.
php?title=Glossary:Overcrowding_rate/de#:~:text=Die%20
%C3%9Cberbelegungsquote%20ist%20definiert%20als,der%20
in%20%C3%BCberbelegten%20Haushalten%20lebt [zuletzt 
aufgerufen am 05.10.2022].

31	 https://ec.europa.eu/eurostat/databrowser/bookmark/
b218241b-4b31-4c8f-a81a-42f303766666?lang=de [zuletzt 
aufgerufen am 05.10.2022].
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3.5	 Politische und 
zivilgesellschaftliche 
Partizipation

Während Integration in der öffentlichen, aber auch 
politischen Wahrnehmung in der Regel an ‚harten‘ 
Indikatoren – wie z. B. der Teilhabe am Arbeitsmarkt 
und am Bildungssystem sowie an den Sprachkennt-
nissen – festgemacht wird, geraten ‚weichere‘ Indi-
katoren wie politische Partizipation und zivilgesell-
schaftliches Engagement häufig in den Hintergrund 
(SVR 2020: 6). Dabei kommt der politischen Partizipa-
tion eine bedeutende gesellschaftliche Rolle zu. Nicht 
nur ist die gleichberechtigte Einbeziehung der Bürge-
rinnen und Bürger in die politischen Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesse ein Grundsatz der demo-
kratischen Gesellschaftsordnung (Gabriel 2020). Auch 
kommt politischer Teilhabe eine wichtige symbolische 
Bedeutung zu, da sie weit mehr als bspw. Bildung oder 
Sprache eine volle Zugehörigkeit zu einem Gemein-
wesen signalisiert (Roth 2017: 243). Politische Partizi-
pation und zivilgesellschaftliches Engagement finden 
zudem lokal vor Ort statt und sind somit ein wichtiges 
Potenzial für den sozialen Zusammenhalt im Stadtteil 
und der Kommune (Huxhold/Hameister 2017: 512). 
Umgekehrt kann ein dauerhafter Ausschluss einer 
Bevölkerungsgruppe und ihrer Interessen aus dem 
politischen Willensbildungsprozess mögliche Entfrem-
dungstendenzen zur Folge haben und damit letzt-

lich den gesellschaftlichen Zusammenhalt schwächen 
(Sauer 2016: 256 f.).

Migrantinnen gehören in zweierlei Hinsicht zu einer 
Gruppe, bei der man ein geringeres politisches Inte-
resse annehmen würde.32 Einerseits gibt es Hinweise 
aus empirischen Studien, dass Frauen weniger poli-
tisch engagiert sind als Männer (Westle et al. 2013, 
Gabriel 2014). Andererseits zeigt sich auch, dass Men-
schen mit Migrationshintergrund im Vergleich zu 
Menschen ohne Migrationshintergrund seltener poli-
tisch engagiert sind und ihr politisches Interesse we-
niger stark ausgeprägt ist (Müssig/Worbs 2012, Roth 
2017, Mays et al. 2019, SVR 2020). Im Rahmen des 
SVR-Integrationsbarometers 2018 gaben rund 70 % 
der Befragten ohne Migrationshintergrund an, sich 
„eher stark“ oder „sehr stark“ für Politik zu interes-
sieren, während es bei Befragten mit Migrationshin-
tergrund nur bei knapp 53 % der Fall war (vgl. Abbil-
dung 8). Mit zunehmender Aufenthaltsdauer steigt 
aber das politische Interesse unter selbst zugewander-
ten Migrantinnen und Migranten. Über die repräsenta-
tiven Daten des Integrationsbarometers hinaus ist die 
empirische Datengrundlage zum politischen Interesse 
und zur Partizipation speziell von Migrantinnen sehr 
eingeschränkt, sodass hier weitere Erkenntnisse not-
wendig sind.

32	 Politisches Interesse ist nach aktuellem Forschungsstand ein 
wesentlicher Faktor und Voraussetzung für eine aktive politische 
Partizipation (Gabriel/Völkl 2008: 291, Müssig/Worbs 2012: 21).

Abbildung 8:	 Selbsteinschätzung politisches Interesse nach Migrationshintergrund, Generationszugehörigkeit und 
Aufenthaltsdauer

Quelle: SVR 2020: 30, basierend auf den Ergebnissen des SVR-Integrationsbarometers 2018, gewichtete Daten. Insgesamt wurden zwischen Juli 
2017 und Januar 2018 9.298 Personen bundesweit befragt.
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Eine Erklärung für das geringere politische Inter-
esse und Engagement liefert das von Verba et al. 
(1995) entwickelte Civic Voluntary Model (CVM), das 
vor allem das Fehlen von Ressourcen wie Bildung 
und Sprachkenntnissen, einem sicheren Arbeitsplatz 
und ausreichender Zeit, mangelnde Motivation und 
fehlende Einbindung in politische Rekrutierungs-
netzwerke als Ursachen für ausbleibendes politi-
sches Engagement benennt. Von diesen Faktoren sind 
Migrantinnen und Migranten, die in der Regel zu den 
weniger ressourcenstarken Bevölkerungsgruppen zäh-
len, häufiger betroffen. Jedoch zeigen verschiedene 
empirische Studien, dass Migrantinnen und Migranten 
auch dann unterrepräsentiert sind, wenn nach sozio-
strukturellen und demografischen Merkmalen kon
trolliert wird (Mays et al. 2019: 63). Daher werden auch 
andere Faktoren wie die im Herkunftsland erfahrene 
politische Prägung sowie die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen und Erfahrungen im Zuwanderungsland zur 
Erklärung herangezogen.

Das aktive und passive Wahlrecht hat einen erhebli-
chen Einfluss auf das Interesse am politischen Gesche-
hen sowie die Einschätzung der eigenen politischen 
Wirksamkeit und folglich auf das politische Engage-
ment. Insbesondere das Fehlen eines kommunalen 
Wahlrechts für Drittstaatsangehörige wird im Hinblick 
auf die politische Teilhabe und Partizipationschancen 
von Migrantinnen und Migranten vielfach kritisch 
diskutiert (Roth 2017: 244). Nach wie vor stellt daher 
der Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit eine 
wichtige Etappe für die formal-strukturelle und 
rechtlich-politische Gleichstellung von Migrantinnen 
und Migranten dar.

In diesem Zusammenhang zeigen die Einbürgerungs
statistiken, dass die Anzahl der eingebürgerten Dritt-
staatsangehörigen in den letzten fünf Jahren relativ 
konstant geblieben ist (Statistisches Bundesamt 
2021b: 18 ff.). Eine in diesem Zusammenhang wich-
tige Kennzahl ist das sogenannte ausgeschöpfte 
Einbürgerungspotenzial, welches das Verhältnis von 
Einbürgerungen in einem bestimmten Zeitraum zur 
Zahl der ausländischen Bürgerinnen und Bürger mit 
einer Aufenthaltsdauer von mindestens zehn Jahren in 
Deutschland zu Beginn des jeweiligen Zeitraums dar-
stellt. Es betrug für beide Geschlechter im Jahr 2020 
lediglich 2,2 % (Statistisches Bundesamt 2021b: 14). 
Bleiben die Ausschöpfungsquoten bei Einbürgerung 
konstant gering, kann mit der Zeit eine problematische 

„Repräsentationslücke“ für Personen mit Migrations-
hintergrund entstehen (Roth 2017: 245).33

Geringe Einbürgerungsquoten können ganz unter-
schiedliche Gründe haben – von der allgemeinen Ein-
stellung der Herkunftsgruppe und Familie zur Staats-
angehörigkeit (Heckmann 2015: 123), dem geringen 
Wissen über Möglichkeiten und Rechte bis hin zur 
wahrgenommenen Wirkung eines Wechsel der Staats-
angehörigkeit. Drittstaatsangehörige können aufgrund 
der – bis auf das Wahlrecht – nahezu vollständigen 
rechtlichen Gleichstellung im Sinne einer „Wohnbür-
gerschaft“ (SVR 2020: 14) den Wert der deutschen 
Staatsangehörigkeit für sich als gering einschätzen. 
Nicht zu unterschätzen ist zudem die für einen Teil 
der einbürgerungsfähigen Personen abschreckende 
Wirkung der Bedingung, bei der Einbürgerung auf die 
bisherige ausländische Staatsangehörigkeit nach § 10 
Abs. 1 Nr. 4 StAG verzichten zu müssen (Weinmann 
et al. 2011), wozu allerdings zahlreiche Ausnahmere-
gelungen existieren. Doch auch mit dem Erwerb der 
deutschen Staatsangehörigkeit und damit des aktiven 
und passiven Wahlrechts schließt sich die Repräsen-
tationslücke von Migrantinnen und Migranten nicht 
vollständig. Die Ergebnisse des SVR-Integrationsba-
rometers 2020 zeigen, dass Deutsche mit Migrations-
hintergrund deutlich seltener (65 %) angeben, bei der 
Bundestagswahl 2017 gewählt zu haben, als Deut-
sche ohne Migrationshintergrund (85,8 %) (vgl. Abbil-
dung 9). Dies trifft besonders auf Personen aus den 
Herkunftsgruppen ‚Türkei‘ (56,4 %) und ‚übrige Welt‘ 
(51,9 %), worunter Migrantinnen aus Drittstaaten ge-
hören, zu.

Neben der Wahlbeteiligung sind Vereinsmitgliedschaf-
ten und die Beteiligung an Migrantenorganisationen 
wichtige nicht elektorale Formen des politischen En-
gagements, die als zivilgesellschaftliche Partizipation 
bezeichnet werden. Laut SVR-Integrationsbarome-
ter 2018 sind mehr Frauen aus der Herkunftsgruppe 
‚übrige Welt‘ (30 %) in Vereinen aktiv als Männer aus 
derselben Herkunftsgruppe (23 %) (SVR 2020: 37 f.). 
Dabei hängt das Engagement aber nicht vorrangig mit 
dem Geschlecht, sondern eher mit der Bildung der 
befragten Frauen aus dieser Herkunftsgruppe zusam-
men (Mays 2019: 78; SVR 2020: 8). Die an der Studie 
teilnehmenden Frauen hatten im Durchschnitt höhere 

33	 Eine Repräsentationslücke zeigt sich auch mit Blick auf das 
passive Wahlrecht und die Ausübung eines politischen Man-
dats durch Personen mit Migrationshintergrund. Der Anteil an 
Bundestagsabgeordneten mit Migrationshintergrund liegt im 
aktuellen (2021) Bundestag bei 11,3 %. Siehe hierzu: https://me-
diendienst-integration.de/artikel/mehr-abgeordnete-mit-mig-
rationshintergrund-1.html [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

https://mediendienst-integration.de/artikel/mehr-abgeordnete-mit-migrationshintergrund-1.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/mehr-abgeordnete-mit-migrationshintergrund-1.html
https://mediendienst-integration.de/artikel/mehr-abgeordnete-mit-migrationshintergrund-1.html
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Abbildung 9:	 Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl 2017 nach Migrationshintergrund, Generationszugehörigkeit und 
Herkunftsgruppen

Quelle: SVR 2020: 30. Es wurden ausschließlich deutsche Staatsangehörige befragt, die zum Zeitpunkt der Bundestagswahl 2017 volljährig 
waren. Für das SVR-Integrationsbarometer 2020 wurden zwischen Ende November 2019 und Anfang August 2020 insgesamt 15.095 Personen 
bundesweit befragt.
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allgemeinbildende Bildungsabschlüsse als Männer. 
Gleichzeitig zeigt das SVR-Integrationsbarometer, dass 
zugewanderte Frauen deutlich seltener in Vereinen 
aktiv sind als Frauen ohne Migrationshintergrund. So 
geben Frauen ohne Migrationshintergrund zu 55,9 % 
an, Mitglied in einem Verein zu sein, während Frauen 
mit Migrationshintergrund zu 29,2 % eine Vereinsmit-
gliedschaft haben (SVR 2020: 38). Motive und Gründe 
von Migrantinnen und Migranten, sich nicht zivilge-
sellschaftlich zu engagieren, sind wenig erforscht. 
Die Ergebnisse einer qualitativen Studie, bei der eine 
Gruppendiskussion mit Frauen mit Migrationshinter-
grund durchgeführt wurde, deuten darauf hin, dass 
politische Partizipation in Abhängigkeit von den He-
rausforderungen der Lebensführung als „Luxusgut“ 
(Gutmann 2019: 47) gesehen wird.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass ein-
geschränkte rechtliche Möglichkeiten, das fehlende 
Wissen und fehlende Kontakte zu engagierten Grup-
pen sowie die Tatsache, sich gerade in der Anfangs-
zeit in Deutschland auf „existentielle Dinge“ (Gutmann 
2019: 48) fokussieren zu müssen, eine wichtige Rolle 
für die geringere politische Beteiligung von Migrantin-
nen spielen. Zudem erschweren insbesondere man-
gelnde Sprachkenntnisse das politische Engagement. 
Bestehende geschlechtsspezifische Hürden in ande-
ren Integrationsbereichen, speziell im Bereich Bil-
dung und Sprache, wirken sich folglich negativ auf 
die politischen Partizipationschancen von Migrantin-
nen aus. Die genauen Ursachen und Kausalitäten für 
die geringe politische Partizipation und das geringere 
Engagement bedürfen allerdings weiterer empirischer 
Untersuchungen.
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4.1	 Grundsätze und 
institutioneller Rahmen der 
Integrationspolitik

Integration wird in Deutschland als wechselseitiger 
und umfassender Prozess verstanden, der die Offen-
heit der Gesamtgesellschaft gegenüber Zuwanderung 
voraussetzt und gleichzeitig den Zugewanderten ab-
verlangt, sich um die eigene Integration zu bemühen. 
Grundlage der integrationspolitischen Strategie der 
Bundesregierung ist der Grundsatz des ‚Förderns und 
Forderns‘. Integration ist demnach „ein Angebot, aber 
auch eine Verpflichtung zu eigener Anstrengung“ (BMI 
2019).

Aufgrund der föderalen Struktur der Bundesrepub-
lik Deutschland wird „Integrationspolitik als Gemein-
schaftsaufgabe von Staat, Gesellschaft, Bund, Ländern 
und Kommunen sowie einer Vielzahl zivilgesellschaft-
licher Akteure entwickelt und umgesetzt“ (Gesemann 
2020). Die Zuständigkeiten sind auf alle politischen 
Ebenen verteilt. Darüber hinaus lässt sich Integrations-
politik nicht klar von anderen Politikfeldern abgrenzen, 
ist als Querschnittsaufgabe zu begreifen. Daher „be-
trifft Integration fast alle Bereiche: von Bildung und 
Kultur über Arbeitsmarkt und Gesundheit bis zu Woh-
nungsbau und Stadtentwicklung“ (SVR 2018: 82) und 
demnach bei Bund, Ländern und Kommunen verschie-
dene Ressorts.

Die Kompetenzen des Bundes liegen zum einen in der 
Gesetzgebung für die wichtigsten migrations- und in-
tegrationspolitischen Felder auf Bundesebene. Zum 
anderen hat der Bund mit dem am 1. Januar 2005 in 
Kraft getretenen Zuwanderungsgesetz35 wesentliche 
Kompetenzen in der Förderung von Integration und 
der Ausgestaltung von Integrationsmaßnahmen erhal-
ten (§§ 43-45a AufenthG). So ist er bspw. für die För-
derung in zentralen Integrationsbereichen verantwort-
lich – etwa die Vermittlung von Sprachkenntnissen im 

35	 Gesetz zur Steuerung und Begrenzung der Zuwanderung und 
zur Regelung des Aufenthalts und der Integration von Unions-
bürgern und Ausländern vom 30. Juli 2004 (BGBl. I, S. 1950).
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Die Notwendigkeit einer gezielten Integrationsför-
derung von Migrantinnen wird von Wissenschaft und 
Politik bereits seit Jahren thematisiert (Fachkommis-
sion Integrationsfähigkeit 2020). Der aktuelle Stand 
der Integration weist darauf hin, dass Migrantinnen 
besonderen Integrationshürden, beispielsweise im Be-
reich Spracherwerb und Erwerbstätigkeit, gegenüber-
stehen (vgl. Kapitel 3). Um diesen Herausforderungen 
zu begegnen, bestehen neben dem grundsätzlichen 
Ansatz des Gender Mainstreaming in der bundeswei-
ten Integrationsförderung von Migrantinnen Bestre-
bungen, einen umfassenden geschlechtsspezifischen 
Integrationsansatz zu etablieren.

Nachdem in diesem Kapitel zunächst die Grundsätze 
sowie die Zuständigkeiten der Integrationspolitik im 
Allgemeinen beschrieben werden, wird die grundle-
gende Struktur und Strategie der bundesweiten Integ-
rationsförderung in Bezug auf Migrantinnen beleuch-
tet. Einen besonderen Stellenwert nimmt dabei der 
Nationale Aktionsplan Integration (NAP-I) als integra-
tionspolitische Gesamtkonzeption des Bundes ein, in 
dem wesentliche integrationspolitische Ziele formu-
liert und zentrale Integrationsbereiche benannt wer-
den.34 Anschließend werden die Integrationsförderung 
von Migrantinnen auf Länderebene angesprochen 
sowie ausgewählte Projekte und Maßnahmen aus 
einigen Bundesländern exemplarisch vorgestellt.

34	 Zur Erstellung des Nationalen Aktionsplanes Integration wur-
den ab Dezember 2010 elf Dialogforen eingerichtet, die unter 
Federführung der jeweils zuständigen Bundesministerien bzw. 
Bundesbeauftragten gemeinsam mit den Ländern bestimmte 
Themenfelder bearbeitet und Maßnahmen sowie Zielvorgaben 
erarbeitet haben. Die Erarbeitung der Phasen I (‚Vorintegration‘), 
II (‚Erstintegration‘) und III (‚Eingliederung‘) des NAP-I wurden 
2020 abgeschlossen. Die Ergebnisse und Maßnahmen wurden 
auf dem 11. bzw. 12. Integrationsgipfel im Jahr 2020 vorgestellt. 
Die Ergebnisse der zwei weiteren Phasen IV (‚Zusammenwach-
sen‘) und V (‚Zusammenhalt‘) wurden auf dem 13. Integrations-
gipfel im Kanzleramt im Frühjahr 2021 vorgestellt.

https://www.bmi.bund.de/DE/service/lexikon/functions/bmi-lexikon.html;jsessionid=DC4D460FC1A9FAD55ECBA9D846534971.1_cid287?cms_lv2=9391108&cms_lv3=9398118#doc9398118
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Rahmen von Integrationskursen, bei denen wiederum 
das BAMF zentral an der Umsetzung beteiligt ist.

Zentrale integrationspolitische Akteure auf Bundes-
ebene sind das Bundesministerium des Inneren und 
für Heimat (BMI), in dessen Aufgabenbereich die 
Grundsatzzuständigkeit für die Themen gesellschaftli-
cher Zusammenhalt, Zuwanderung und gesellschaftli-
che Integration fällt. Die Grundsatzzuständigkeiten für 
Maßnahmen u. a. zur Durchsetzung von Gleichstellung 
und Förderung von Frauen liegen im Verantwortungs-
bereich des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ). Weitere Akteure sind das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), 
das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF), das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) 
sowie das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-
nologie (BMWi), die jeweils für integrationspolitische 
Teilbereiche zuständig sind. Zudem ist als weiterer 
wichtiger Akteur der bzw. die Beauftragte der Bundes-
regierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 
zu nennen, der bzw. die seit 2005 im Bundeskanzler-
amt angesiedelt ist und u. a. die Bundesregierung bei 
der Weiterentwicklung ihrer Integrationspolitik unter-
stützt (§ 93 Nr. 1 AufenthG).

Die Bundesländer sind wichtige Akteure der Integra-
tionspolitik und haben weitreichende „eigene Gestal-
tungsspielräume, auch wenn sich ihre Zuständigkeiten 
zum Teil mit denen des Bundes überschneiden“ (SVR 
2017: 8). Sie sind für die konkrete Umsetzung bundes
gesetzlicher Regelungen zuständig und gestalten ei-
genständig die Schul- und Bildungspolitik, sind zu-
ständig für Kulturpolitik und Religion und spielen für 
die Gewährleistung der inneren Sicherheit eine zen-
trale Rolle. Sie bestimmen die strategische Ausrich-
tung der Integrationspolitik mit, indem sie (zum Teil) 
eigene Integrationsgesetze erlassen36 (SVR 2017: 26). 
Fast alle Bundesländer verfügen zudem über ein Inte-
grationskonzept. Auf Landesebene können außerdem 
Förderprogramme im Bereich Integration durchge-
führt werden. Ein regelmäßiges Austauschforum ist die 
Integrationsministerkonferenz (IntMK), in deren Rah-
men sich die zuständigen Ministerinnen und Minister 
der Länder über politische Vorhaben im Bereich der 
Integration abstimmen.37

Weiterhin kommt den Kommunen bei der Gestaltung 
von Integrationspolitik eine zentrale Bedeutung zu. 

36	 Bayern, Baden-Württemberg, Berlin und Nordrhein-Westfalen 
haben jeweils eigene Integrationsgesetze.

37	 https://www.integrationsministerkonferenz.de/Die-IntMK.html 
[zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

Sie haben zwar keine eigene Gesetzgebungskompe-
tenz, verfügen aber nach Art. 28 Abs. 2 des Grundge-
setzes (GG) über das Recht, alle Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in ei-
gener Verantwortung zu regeln. Demnach können sie 
die „Integrationspolitik an die lokalen Bedingungen 
anpassen und nach eigenen Vorstellungen organisie-
ren“ (Gesemann 2020). Kommunen können als „frei-
willige Selbstverwaltungsaufgaben Beratungsange-
bote fördern, Sprachkurse anbieten und kommunale 
Integrationskonzepte erstellen“ (Damm 2019: 4). Sie 
unterstützen zudem die Integrationsarbeit zivilgesell
schaftlicher Akteure wie Wohlfahrtsverbände und 
Nichtregierungsorganisationen (NRO), welche sowohl 
auf der politischen Ebene in Bund, Ländern und Kom-
munen (z. B. durch die Einbindung ihrer Expertise in 
Gesetzgebungsverfahren) als auch bei der Durchfüh-
rung von konkreten Integrationsmaßnahmen (z. B. 
durch Beratungsangebote) eine große Rolle bei der 
Integration spielen (Gesemann 2020).

Der Austausch zwischen zentralen Akteuren auf Bun
des‑, Länder‑ und kommunaler Ebene wird durch 
verschiedene Formate, beispielsweise durch die 
interministerielle Arbeitsgruppe ‚Integration‘ (IMAG 
Integration) oder das Bund-Länder-Treffen ‚Integra-
tion‘ sowie durch Konferenzen, Workshops und runde 
Tische ermöglicht, die zu diesem Zweck (beispiels-
weise vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) 
organisiert werden (BAMF 2018: 16). Sowohl Bund 
und Länder als auch Kommunen spielen eine wich-
tige Rolle für die Integrationspolitik, im Rahmen dieser 
Studie wird jedoch primär auf die Bundesebene sowie 
in Teilen auf die Länder eingegangen.

4.2	 Grundsätze der 
Integrationspolitik auf 
Bundesebene

Das übergeordnete Ziel der Integrationspolitik des 
Bundes ist, dass „alle Menschen, die rechtmäßig in 
Deutschland leben, unabhängig davon, ob sie hier ge-
boren wurden oder nicht, die eigenen Potenziale nut-
zen und in die Gesellschaft einbringen können“ (BMI 
2020: 3). Die Integrationspolitik richtet sich an alle 
rechtmäßig in Deutschland lebenden Personen. Dabei 
nimmt die geschlechtsspezifische Integrationsför-
derung von Migrantinnen einen hohen Stellenwert in 
der Integrationspolitik des Bundes ein. Dies schlägt 

https://www.integrationsministerkonferenz.de/Die-IntMK.html
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sich in konkreten Integrationsstrategien und in daran 
anknüpfenden Fördermaßnahmen nieder.

Die strategische Ausrichtung der Integrationsförde-
rung ist im integrationspolitischen Gesamtkonzept 
— dem Nationalen Aktionsplan Integration (NAP-I) – 
festgehalten. Der NAP-I wird seit 2012 im Anschluss 
an den Nationalen Integrationsplan (NIP) erarbeitet 
und beruht „auf einer Addition der Selbstverpflichtun-
gen von Bund, Ländern und Kommunen“ (Gesemann/ 
Roth 2015: 35). Bereits im NIP und später im NAP-I 
wird die Bedeutung der Integration von Migrantinnen 
betont, denen für eine erfolgreiche Integrationspolitik 
eine Schlüsselrolle zukommt (Bundesregierung 2011: 
11; Bundesregierung 2007: 13). Durch integrationspo-
litische Maßnahmen, die „gezielt auf die spezifischen 
Bedürfnisse von Frauen und Mädchen mit Migrations-
hintergrund zugeschnitten werden“ (Bundesregierung 
2007: 13 f.), sollen Potenziale dieser Zielgruppe ge-
stärkt werden.

Im Vergleich zum NIP lassen sich im NAP-I veränderte 
thematische Schwerpunkte der Integrationspolitik im 
Hinblick auf Migrantinnen feststellen. So konzentrierte 
sich der NIP in seinen diesbezüglichen Schwerpunkten 
vor allem auf die Themen „Integration durch Recht“, 
„Partizipation“ und „Stärkung der Migrantinnen in Fa-
milie und sozialem Umfeld, Sexualaufklärung, Gesund-
heit und Altenhilfe“ (Bundesregierung 2007: 87 ff.). 
Damit standen vor allem Aspekte der besonderen 
Schutzwürdigkeit von Migrantinnen im Fokus der In-
tegrationsstrategie, die im Zusammenhang mit häus-
licher Gewalt und Zwangsverheiratung thematisiert 
wurden. Im NAP-I findet dahingehend eine Verschie-
bung auf die Potenziale und Fördermöglichkeiten von 
Migrantinnen statt. Migrantinnen bzw. Frauen mit Mi-
grationshintergrund werden darüber hinaus in den un-
terschiedlichen Phasen38 im Migrations- und Integrati-
onsprozess explizit als wichtige Zielgruppe genannt.

38	 Die Fortentwicklung der NAP-I, die zwischen 2018 und 2021 
ausgearbeitet wurde, berücksichtigt, „dass unterschiedliche 
Zielgruppen zu unterschiedlichen Zeitpunkten im Migrations- 
und Integrationsprozess unterschiedliche Bedarfe haben. Um 
die individuellen Bedarfe der Zuwanderinnen und Zuwanderer 
sowie ihrer Familien gezielt in den Blick nehmen zu können, 
orientiert sich der NAP-I an fünf Phasen der Zuwanderung und 
des Zusammenlebens:

	• Phase I: Vor der Zuwanderung: Erwartungen steuern – 
Orientierung geben

	• Phase II: Erstintegration: Ankommen erleichtern – Werte 
vermitteln

	• Phase III: Eingliederung: Teilhabe ermöglichen – Leistung 
fordern und fördern

	• Phase IV: Zusammenwachsen: Vielfalt gestalten – Einheit 
sichern

	• Phase V: Zusammenhalt: Zusammenhalt stärken – Zukunft 
gestalten

Die besondere Bedeutung von Frauen in der Integra-
tionspolitik kommt auch im 12. Bericht der Beauftrag-
ten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration zum Ausdruck. Der Bericht schreibt 
Frauen die Rolle des „Integrationsankers ihrer Fami-
lie“ (Bundesregierung 2019b: 41) zu. Zugleich findet im 
Bericht eine stärkere Fokussierung auf zentrale Felder 
der Integration statt, in denen nach neuesten Erkennt-
nisse Defizite in der Gleichstellung von migrierten 
Männern und Frauen bestehen. Einen Schwerpunkt 
nimmt hier der Bereich der Arbeitsmarktintegration 
ein. Integrationspolitische Strategien adressieren dabei 
nicht nur den schlechteren Zugang von Migrantinnen 
zum Arbeitsmarkt, sondern auch die besondere Not-
wendigkeit der qualifikationsbezogenen Beratung und 
Arbeitsvermittlung für hochqualifizierte Migrantinnen.

Die Ausrichtung des Koalitionsvertrags der aktuellen 
Bundesregierung in der Koalition zwischen SPD (So-
zialdemokratische Partei Deutschlands), Bündnis 90/
Die Grünen und FDP (Freie Demokratische Partei) 
schließt an den seit einigen Jahren bestehenden poli-
tischen Konsens über die Bedeutung der Integration 
von Frauen mit Migrationshintergrund an. Entspre-
chend stellt die Förderung von Frauen mit Migrations- 
und Fluchthintergrund ein wichtiges Vorhaben dar 
(SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 77). Dafür 
sollen u. a. die Integrationsangebote „stärker mit der 
Sprachförderung im alltagspraktischen Zusammen-
hang“ (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 76 f.) 
verknüpft werden. Darüber hinaus fokussiert der aktu-
elle Koalitionsvertrag der Bundesregierung stärker auf 
Vielfalt und Diversität und sieht die Schaffung eines 
Partizipationsgesetzes vor, das dem Leitbild ‚Einheit in 
Vielfalt‘ folgt und dem eine „ganzeinheitliche Diver-
sity-Strategie39“ (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 
2021: 118) zugrunde liegen soll. Weiterhin ist im Koa-
litionsvertrag der aktuellen Bundesregierung ein neuer 
Stellenwert zeitnah beginnender Integrationsanstren-
gungen herauszulesen, der für Frauen und Männer 
gleichermaßen gilt: Für neu angekommene Migran-
tinnen und Migranten soll es schnellere Zugänge zu 
Sprachkursen und Bildung geben (SPD/Bündnis 90/
Die Grünen/FDP 2021: 139). Daraus ergeben sich Vor-
teile speziell für Migrantinnen, da sich für sie durch 
eine ausgeweitete Förderung potenziell mehr Zu-
gangswege zur gesellschaftlichen Teilhabe eröffnen 
und bestehende Hürden durch einen gezielten Unter-
stützungsbedarf besser überwunden werden können.

39	 Diversity meint den bewussten Umgang mit Vielfalt in der 
Gesellschaft, mit dem Ziel, Diskriminierung abzubauen und 
Chancengleichheit zu fördern.
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Neben geschlechtsspezifischen Förderstrategien stellt 
die grundsätzliche Herstellung von Geschlechterge-
rechtigkeit ein wesentliches Ziel des politischen Han-
delns der Bundesregierung in allen Politikbereichen 
dar. Deutschland hat sich politisch und rechtlich ver-
pflichtet, die Strategie des Gender Mainstreaming40 
auf nationaler Ebene umzusetzen, d. h. bei allen ge-
sellschaftlichen und politischen Vorhaben die unter-
schiedlichen Auswirkungen auf die Lebenssituationen 
und Interessen von Frauen und Männern grundsätzlich 
und systematisch zu berücksichtigen (BMFSFJ 2021a). 
Eine ressortübergreifende Gleichstellungsstrategie hat 
die Bundesregierung im Jahr 2020 verabschiedet. Sie 
formuliert gleichstellungspolitische Ziele und Maß-
nahmen der gesamten Bundesregierung. Eine Sach-
verständigenkommission erstellt alle vier Jahre ein 
Gutachten für den Gleichstellungsbericht der Bundes-
regierung, „um den aktuellen Stand der Gleichstellung 
von Frauen und Männern in Deutschland zu ermit-
teln und neue Impulse für die Gleichstellungspolitik 
zu bekommen“ (BMFSFJ 2021a). Außerdem werden 
Arbeitshilfen zu verschiedenen Aufgabengebieten der 
Bundesregierung veröffentlicht, „um Geschlechterge-
rechtigkeit bei allen Maßnahmen der Bundesregierung 
berücksichtigen zu können“ (BMFSFJ 2021a). Gender 
Mainstreaming und ein geschlechtsspezifischer Ansatz 
werden in Deutschland also kombiniert und sollen sich 
gegenseitig ergänzen.

4.3	 Integrationspolitik des 
Bundes in einzelnen 
Bereichen

Die Integrationsstrategie des Bundes umfasst unter 
anderem vielfältige Bereiche wie Sprachvermittlung, 
Integration in Arbeit und Bildung sowie gesellschaft-
liche Integration, für die es Grundangebote wie bei-
spielsweise den Integrationskurs „als das grundle-
gende Sprach- und Wertevermittlungsangebot“ (BMI 
2019: 5) gibt, ergänzt durch weitere Angebote der 
Begegnung und Partizipation. Primär existieren in 

40	 Gender Mainstreaming meint dabei die Herstellung von Ge-
schlechtergerechtigkeit als Querschnittsaufgabe in allen Politik
bereichen im Sinne der EU-Konzeption und ist damit auch in 
die Integrationspolitik integriert. Die rechtliche Grundlage dafür 
findet sich in Artikel 3 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG), der die 
Gleichstellung von Männern und Frauen vorsieht und den Staat 
ausdrücklich in die Pflicht nimmt, die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern 
und auf die Beseitigung bestehender Nachteile hinzuwirken 
(Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG).

Deutschland Fördermaßnahmen, die sich an eine brei-
tere Zielgruppe wenden, Migrantinnen aber als Teil 
dieser Gruppe ansprechen. Weiterhin werden aber 
auch Maßnahmen gefördert, die sich direkt an Migran-
tinnen und geflüchtete Frauen richten.

Im Folgenden wird die Integrationsstrategie des Bun-
des in den Bereichen Bildung und Sprache, Arbeit, 
Wohnen sowie Gesundheit, aber auch in den Berei-
chen politische und zivilgesellschaftliche Partizipation 
näher betrachtet. Hierfür wird vor allem das integrati-
onspolitische Gesamtkonzept des Bundes — der NAP-I 
— herangezogen. Beispielhaft werden einzelne Maß-
nahmen für Migrantinnen in ausgewählten Integrati-
onsfeldern ausführlicher dargestellt.41

Bildung und Sprache

Bildung und Sprache sind zentrale Bereiche der Inte-
grationspolitik des Bundes. So wird das Erlernen der 
deutschen Sprache als „Fundament gelingender Inte-
gration“ (BMI 2020: 5) gesehen, da Sprachkenntnisse 
die Basis für gesellschaftliche Partizipation, Bildung 
und Arbeit sind. Das integrationspolitische Ziel des 
Bundes ist es, „allen Zuwanderinnen und Zuwande-
rern, die rechtmäßig auf Dauer oder für längere Zeit 
in Deutschland leben werden, aber auch deutschen 
Staatsangehörigen, die keine ausreichenden Deutsch-
kenntnisse besitzen, so schnell wie möglich das Erler-
nen der deutschen Sprache zu ermöglichen“ (Bundes-
regierung 2019a: 12). Bund, Länder, Kommunen und 
Zivilgesellschaft finanzieren dabei eine Vielzahl an 
Sprachkursangeboten. Der Integrationskurs bildet das 
Kernstück der Integrationsmaßnahmen des Bundes, 
zu dem alle Teilnahmeberechtigten ungeachtet des 
Geschlechts Zugang haben. Darüber hinaus existieren 
Integrationskurse für spezielle Zielgruppen, die vor 
allem Migrantinnen ansprechen (beispielsweise Eltern- 
und Frauenkurse).

Im Zusammenhang mit Bildungs- und Sprachförder-
angeboten sieht die Integrationsstrategie des Bundes 
einen besonderen Unterstützungsbedarf von fami-
liär stark eingebundenen Frauen mit Migrationshin-
tergrund vor (Bundesregierung 2020a: 45). Laut dem 
BMFSFJ stellen beispielsweise fehlende Angebote zur 
Kinderbetreuung ein wesentliches Hindernis zur Teil-
habe dar (Kluß/Farrokhzad 2020). Diese halten insbe-
sondere Frauen mit Migrationshintergrund mit (jün-

41	 Die von den Ministerien genannten Maßnahmen sollten anhand 
folgender Indikatoren als bewährte Maßnahme ausgewählt 
werden: (a) Nennungen in der Literatur, (b) positive Evaluations
ergebnisse, (c) Auszeichnungen und (d) Bestätigung durch 
Expertinnen und Experten.

http://www.gleichstellungsstrategie.de/
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/ministerium/berichte-der-bundesregierung/dritter-gleichstellungsbericht/gleichstellungsberichte-der-bundesregierung/die-gleichstellungsberichte-der-bundesregierung-118040
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geren) Kindern vom Besuch von Sprachkursen ab. 
Besonders familiennachgezogene Migrantinnen, die 
zunächst überwiegend in der Familienfürsorge einge-
bunden sind und keine Möglichkeiten haben, parallel 
Angebote zur Sprachförderung oder Weiterbildung in 
Anspruch zu nehmen, sind hiervon betroffen (Kluß/
Farrokhzad 2020: 11).

Weitere Maßnahmen zielen auf den Ausbau der ge-
schlechtersensiblen Bildungs-, Beratungs- und Infor-
mationsangebote. Diese sollen die Selbstbefähigung 

und -ermächtigung sowie das Autonomiebewusstsein 
und die gelebte Gleichberechtigung für den eigenen 
Bildungs- und Berufsweg stärken (Bundesregierung 
2020a: 62). Ein Beispiel einer bewährten Maßnahme 
in diesem Bereich stellen die Kurse des BAMF-ge-
förderten Programms ‚Migrantinnen einfach stark 
im Alltag‘ (MiA-Kurse) dar, die sich im Speziellen an 
Migrantinnen richten, die noch keinen Schul- oder 
Berufsabschluss in Deutschland erworben haben (vgl. 
Infobox 1).

Infobox 1: Beispiel einer bewährten Maßnahme im Bereich Bildung/Sprache:  
MiA-Kurse ‚Migrantinnen einfach stark im Alltag‘

Kurzer Überblick

Zielgruppe Das Programm richtet sich an ausländische Frauen mit einem auf Dauer angelegten 
Aufenthaltsstatus, seit 2016 auch an Asylsuchende mit guter Bleibeperspektive. Zugelas-
sen sind Frauen über 16 Jahren aus allen Ländern außerhalb Westeuropas, Nordamerikas 
sowie Australiens, die noch keinen Schul- oder Berufsabschluss in Deutschland erworben 
haben und die die Angebote zur bundesweiten Integrationsförderung bislang noch nicht 
oder kaum in Anspruch genommen haben.

Art der Maßnahme Längerfristige, wiederholte Maßnahme/Programm

Betroffene Integrationsfelder Sprache und Empowerment, in Kombination mit relevanten Themen für Migrantinnen

Link https://www.bamf.de/mia und www.bamf.de/mia-traeger

Ziel Die MiA-Kurse wurden vom BMAS ins Leben gerufen und 2003 vom BAMF übernommen. 
MiA-Kurse sind niederschwellige Kursangebote und nehmen im Idealfall eine Brücken-
funktion wahr, indem sie zu anderen Integrationsmaßnahmen (wie dem Integrationskurs) 
hinführen. Im Fokus stehen dabei das Empowerment von Frauen in alltäglichen und per-
sönlichen Situationen (z. B. Situationen bei Arztbesuchen, bei der Wohnungssuche etc.). 
Die Kurse finden dort statt, wo sich die Teilnehmerinnen aufhalten, d. h. im nahen Le-
bensumfeld der Teilnehmerinnen bzw. an bekannten Orten, beispielsweise Schulen oder 
Kitas. Die Teilnehmerinnen sollen ermutigt werden, selbstbewusster und unabhängiger 
zu werden und einen Zuwachs an deutschen Sprachkenntnissen zu gewinnen. Darüber 
hinaus lernen die Teilnehmerinnen in den MiA-Kursen auch alltagsrelevante Fähigkeiten, 
wie z. B. ein Anschreiben zu formulieren. Die Kursinhalte werden an den Bedarfen der 
Teilnehmerinnen ausgerichtet.

Ablauf Der Kurs besteht nur aus Frauen, einschließlich der Leiterin, und dauert 34 Stunden, ver-
teilt auf mehrere Wochen oder Monate. Eine Teilnahme an insgesamt bis zu drei Kursen 
ist möglich. Die Kursleiterin achtet darauf, dass die Kurse zu den Teilnehmerinnen und 
ihren Bedarfen passen. Die Kurse finden meist im Klassenzimmer statt, teilweise unter-
nehmen die Frauen auch Ausflüge in ihr Umfeld für Exkursionen. In den Kursen sprechen 
die Frauen über Themen, die in ihrem Alltag von Bedeutung sind: „Von der ersten Orien-
tierung im neuen Stadtteil, der Vermittlung wichtiger Informationen, beispielsweise zu 
Themen der Bildung und Erziehung bis hin zur weiteren Lebensplanung einschließlich der 
Frage, wie eine Integration in den Arbeitsmarkt erfolgen kann“ (BAMF 2016: 1). Gleichzei-
tig verbessern die Kursteilnehmerinnen ihre Deutschkenntnisse. Das Lerntempo orientiert 
sich an den Möglichkeiten und Lernerfahrungen der Teilnehmerinnen, auch besteht im 
Unterschied zu Integrationskursen kein allgemeines Sprachlernziel und es gibt keine 
Abschlussprüfung. Im Mittelpunkt stehen die Vernetzung der Teilnehmerinnen und das 
gegenseitige Lernen untereinander (BAMF 2016: 2).

Evaluation Im Auftrag des BAMF hat die Syspons GmbH einen Evaluationsbericht (BAMF 2016) 
erstellt, der zu dem Schluss kommt, dass es den MiA-Kursen gelingt, die im Konzept be-
schriebene Zielgruppe, darunter insbesondere zurückgezogene, lernungewohnte Frauen 
mit Einschränkungen in der Lebensgestaltung und Bewegungsfreiheit, zu erreichen. So 
haben 11 % der Teilnehmerinnen lediglich bis zu vier Jahre die Schule besucht und 17 % 
zwischen vier und sechs Jahren, sodass 28 % eine geringe bis sehr geringe Schulausbil-
dung besitzen und damit zur zentralen Zielgruppe des Kurses gehören. Ein Drittel der 
Teilnehmerinnen stammt aus Zentral- und Osteuropa, einschließlich ehemaliger Staaten 
der Sowjetunion, gefolgt von der MENA-Region (29 %) und der Türkei (25 %). Insgesamt 
ist die Zusammensetzung der Kursteilnehmerinnen heterogen, was von den Kursleiterin-
nen positiv hervorgehoben wird, da es für das gegenseitige Lernen unter den teilnehmen-
den Frauen förderlich ist.

https://www.bamf.de/mia und www.bamf.de/mia-traeger
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Im Rahmen der Evaluation bewerteten drei Viertel aller befragten Teilnehmerinnen mit 
zunehmender Anzahl an besuchten Kursen die Bedeutung für die eigene Entwicklung 
positiv. Während nach dem ersten Kurs knapp 70 % aller Frauen angaben, sich die selbst-
ständige Wahrnehmung von Terminen wie Arztbesuchen zuzutrauen, war dies bei 90 % 
der Frauen nach Ausschöpfung des gesamten Stundenkontingents der Fall.

Finanzierung Die MiA-Kurse werden vom BAMF mit Haushaltsmitteln gefördert. Kursdurchführende 
Träger sind Vereine und Verbände, Vertriebeneneinrichtungen, Kirchen, anerkannte Trä-
ger der politischen Bildung, Migrantenselbstorganisationen, Kommunen und sonstige 
Einrichtungen, die in der Arbeit mit Zuwandererinnen auf überregionaler, regionaler und 
lokaler Ebene tätig sind.42 Für jeden durchgeführten MiA-Kurs erhalten die Zentralstellen 
als Bindeglied zwischen dem Bundesamt und den einzelnen kursdurchführenden Trägern 
einen festen Betrag in Höhe von bis zu 1.700 €.

42	 https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationsprojekte/Frauenkurse/frauenkurse-grundsaetze.pdf;jsessioni
d=3587BCCA06A8CF50EE7C0D3D9F932EEF.intranet262?__blob=publicationFile&v=20 [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

Arbeitsmarkt

Die Steigerung der Erwerbsbeteiligung von Migrantin-
nen und geflüchteten Frauen stellt seit geraumer Zeit 
eines der zentralen Integrationsziele der Bundespoli-
tik dar (Bundesregierung 2020b). Wie im NAP-I 2021 
formuliert, sollen Migrantinnen durch gezielte Bera-
tungs- und Vermittlungsinstrumente besser erreicht 
werden (Bundesregierung 2020b: 32). Hier fördert ins-
besondere das ESF43-Programm ‚Stark im Beruf‘ (vgl. 
Infobox 2) „Frauen mit Migrationshintergrund (ein-
schließlich geflüchteter Frauen) am Arbeitsmarkt mit 
vielfältigen Qualifizierungsmaßnahmen und begleiten
dem Coaching“ (Bundesregierung 2020b: 12). Dabei 
zielt das Programm im Wesentlichen darauf ab, den 
Zugang von Frauen mit Migrationshintergrund zu 
hochwertiger Beschäftigung und zu Bildungsmaß-
nahmen zu erleichtern, indem nach Kompetenzer-
fassungen in Coachings und Gruppensettings Quali-
fizierungsmaßnahmen zur Erhöhung der beruflichen 
Handlungskompetenz, Maßnahmen zur Vermittlung 
von Arbeitsmarktkenntnissen und Hospitationen für 
Mütter etabliert und Vereinbarkeitsaspekte aufgegrif-
fen werden (Bundesregierung 2020b: 32). Somit stellen 
überwiegend Mütter im Leistungsbezug die Zielgruppe 
des ESF-Programms dar, das bis Ende 2022 als Bun-
desförderung fortgeführt wurde, darunter zuletzt fast 
40 % geflüchtete Mütter.

43	 Europäischer Sozialfonds.

Im Hinblick auf das Entrepreneurship von Migrantin-
nen und die Förderung der Selbstständigkeit sieht der 
Koalitionsvertrag der Bundesregierung die Stärkung 
von Start-ups und Gründerförderung vor. Hier sol-
len vor allem Hürden für Frauen mit Migrationshin-
tergrund beim Zugang zu Finanzierungen abgebaut 
werden (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 30). 
Die Projekte ‚Migrantinnen gründen‘44 und ‚Frauen mit 
Fluchterfahrung gründen‘45 habe bereits praxisorien-
tierte Handlungsempfehlungen für diese Gründerin-
nen entwickelt.

44	 https://www.migrantinnengruenden.de/wp-content/up-
loads/2017/08/Handbuch-MiGRANTINNEN-gr%C3%BCnden.
pdf [zuletzt abgerufen am 13.12.2022].

45	 https://www.frauenmitfluchterfahrunggruenden.de/wp-
content/uploads/2020/09/Summary-Projekt-Frauen-mit-
Fluchterfahrung-gr%C3%BCnden-2020.pdf [zuletzt abgerufen 
am 13.12.2022].

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationsprojekte/Frauenkurse/frauenkurse-grundsaetze.pdf;jsessionid=3587BCCA06A8CF50EE7C0D3D9F932EEF.intranet262?__blob=publicationFile&v=20
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Integration/Integrationsprojekte/Frauenkurse/frauenkurse-grundsaetze.pdf;jsessionid=3587BCCA06A8CF50EE7C0D3D9F932EEF.intranet262?__blob=publicationFile&v=20
https://www.migrantinnengruenden.de/wp-content/uploads/2017/08/Handbuch-MiGRANTINNEN-gr%C3%BCnden.pdf
https://www.migrantinnengruenden.de/wp-content/uploads/2017/08/Handbuch-MiGRANTINNEN-gr%C3%BCnden.pdf
https://www.migrantinnengruenden.de/wp-content/uploads/2017/08/Handbuch-MiGRANTINNEN-gr%C3%BCnden.pdf
https://www.frauenmitfluchterfahrunggruenden.de/wp-content/uploads/2020/09/Summary-Projekt-Frauen-mit-Fluchterfahrung-gr%C3%BCnden-2020.pdf
https://www.frauenmitfluchterfahrunggruenden.de/wp-content/uploads/2020/09/Summary-Projekt-Frauen-mit-Fluchterfahrung-gr%C3%BCnden-2020.pdf
https://www.frauenmitfluchterfahrunggruenden.de/wp-content/uploads/2020/09/Summary-Projekt-Frauen-mit-Fluchterfahrung-gr%C3%BCnden-2020.pdf
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Infobox 2: Beispiel einer bewährten Maßnahme im Bereich Arbeitsmarkt:  
‚Stark im Beruf‘ – Mütter mit Migrationshintergrund steigen ein

Kurzer Überblick

Zielgruppe Alle Migrantinnen (auch EU-Angehörige), speziell jedoch Frauen mit Kindern, die noch 
Betreuung benötigen

Art der Maßnahme Längerfristige, wiederholte Maßnahme/Programm

Betroffene Integrationsfelder Arbeitsmarkt, Bildung und Ausbildung, Sprache

Link https://www.starkimberuf.de/

Ziel Ziel der Maßnahme des BMFSFJ ist es, zugewanderte Frauen mit Familienverantwortung 
in Qualifizierung und Arbeit zu vermitteln. Dabei werden Mütter mit Migrationshinter-
grund durch Kontaktstellen vor Ort ganz individuell auf ihrem Weg in die Arbeitswelt 
unterstützt.
Das Projekt soll den Müttern auch Chancen auf soziale Integration eröffnen. Gleichzeitig 
soll es den Familien eine höhere wirtschaftliche Stabilität durch beiderseitige Erwerbstä-
tigkeit unter guten Bedingungen der Vereinbarkeit von Familie und Beruf und einer part-
nerschaftlichen Aufgabenteilung eröffnen (BMFSFJ 2021b: 7).
Das Vorhaben zielt des Weiteren auf die Gewinnung von zusätzlichen inländischen Fach-
kräften, da Frauen erfolgreich in Sektoren vermittelt werden können, in denen dringend 
Fachkräfte benötigt werden. Dies spielt vor allem im Bereich der personenbezogenen 
Dienstleistung wie der Pflege eine Rolle (BMFSFJ 2021b: 8).

Ablauf Das Projekt wurde vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) initiiert und gefördert. Die 90 regionalen Kontaktstellen setzen das Programm 
um (BMFSFJ 2021b: 6).
Trägerorganisationen der Kontaktstellen sind u. a. (Wohlfahrts-)Vereine und Verbände 
und Bildungsträger, aber auch Migrantenorganisationen und Initiativen. Die ‚Stark im 
Beruf‘-Kontaktstellen kooperieren dabei eng mit Partnern im Sozialraum, um ein mög-
lichst optimales fallbezogenes Unterstützungssystem zu gewährleisten. Jede Kontakt-
stelle hat das lokale Jobcenter oder die Agentur für Arbeit als verpflichtenden Partner an 
ihrer Seite, weitere Kooperationspartner (unter anderem (Weiter-)Bildungsträger, Unter-
nehmen, Migrantenorganisationen, Sprachkursanbieter, das IQ Netzwerk und Kulturein-
richtungen) werden je nach individueller Bedarfslage hinzugezogen. Auf Bundesebene 
kooperiert das Programm mit der Bundesagentur für Arbeit (BA), der Bundesvereinigung 
der deutschen Arbeitgeberverbände (BDA) und dem Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag (DIHK).
Der Mix aus Coaching und Kursen mit durchgehender Begleitung in allen Phasen der 
Erwerbsaufnahme zeichnet das Projekt aus. Zu den Angeboten gehören alltagsintegrierte 
Sprachförderung, gerade auch für Mütter mit wenig Sprachkenntnissen, soziale Integ-
ration durch die Kontakte zwischen den Teilnehmerinnen und der Einbezug von Netz-
werkpartnern, individuelles Coaching und Beratung der Mütter zu Kinderbetreuung und 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Kompetenzen und Berufsperspektiven.

Evaluation Im Rahmen einer Wirkungsanalyse wurde der Ansatz des Programms untersucht. Dabei 
wurden ein Teilnehmenden-Monitoring, eine formative Evaluation sowie Online- und Te-
lefonbefragungen von im Programm involvierten Trägern und Jobcentern durchgeführt.
Mit der Maßnahme konnten ungefähr 16.000 Mütter erreicht werden (BMFSFJ 2021b: 3). 
Etwa einem Drittel der teilnehmenden Mütter ist der Einstieg in einen Beruf oder eine 
(sozialversicherungspflichtige) Beschäftigung gelungen oder sie haben eine (berufliche/
schulische) Ausbildung begonnen. Daneben wird auch die soziale Integration gefördert 
(BMFSFJ 2021b: 16).
Zum Erfolg trägt der modulare Aufbau jedes ‚Stark im Beruf‘-Projekts bei. Sie verfolgen 
keinen vorgefertigten Kursplan, sondern stimmen mit der Teilnehmerin eine flexible und 
individuell abgestimmte Unterstützung ab, die sowohl Einzelberatung als auch Grup-
penangebote umfasst. Die Teilnehmerinnen werden durch Vertrauenspersonen darüber 
hinaus langfristig bedarfsorientiert betreut. Auch die enge Zusammenarbeit der ‚Stark im 
Beruf‘-Kontaktstellen mit den Jobcentern bzw. Arbeitsagenturen vor Ort wurde beson-
ders positiv bewertet. Durch die Angebote von ‚Stark im Beruf‘ können die regulären Bera-
tungsangebote des Jobcenters durch individuelle Unterstützung ergänzt werden, die diese 
oft so nicht leisten können. Bspw. können die Kontaktstellen Teilnehmerinnen individuell 
nach ihren eigenen Bedürfnissen an Unternehmen in der Region effektiv vermitteln.
Das Projekt „bietet einfache Wege, das Potenzial der bislang nicht erwerbstätigen Mütter 
mit Migrationshintergrund für den Arbeitsmarkt und die Integration zu heben“ (BMFSFJ 
2021b: 16). Gerade in der Corona-Pandemie zeigte sich die flexible Programmausrichtung 
beispielsweise in der zügigen Umstellung auf digitale Formate.
Die Maßnahmen und verschiedensten Instrumente zur Arbeitsmarktintegration der Ziel-
gruppe von ‚Stark im Beruf‘ wurden in einem Instrumentenkoffer dokumentiert.46

46	 https://starkimberuf.de/umsetzung/instrumentenkoffer [zuletzt abgerufen am 13.12.2022].
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Finanzierung Im ESF-Bundesprogramm ‚Stark im Beruf‘ werden in zwei Förderperioden zwischen 2015 
und 2022 je bis zu 90 Kontaktstellen bundesweit gefördert. Der Förderzeitraum umfasst 
zwischen 2015 und 2018 vier sowie zwischen 2019 und 2022 dreieinhalb Jahre. Von Mitte 
bis Ende 2022 erfolgt eine Fortführung als Bundesförderung aus Bundesmitteln. Jede 
Kontaktstelle erhält eine Förderung von bis zu 75.000 Euro (2015–2018: 50.000 Euro) aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds pro Jahr. Zusätzlich benötigen Kontaktstellen eine 
nationale Kofinanzierung von 20 % (in Übergangsregionen) oder 50 % (in stärker entwi-
ckelten Regionen).
Die kooperierenden Jobcenter und Agenturen für Arbeit sehen im Grundgedanken des 
Projekts eine hohe Relevanz und wollen die Maßnahmen auch nach dem Jahr 2022 um-
setzen (BMFSFJ 2021b: 9).

Gesundheit

Da nachhaltige und valide Forschungsergebnisse zur 
Integration im Gesundheitsbereich noch ausstehen, 
besteht die Notwendigkeit des Ausbaus einer Daten-
grundlage, die es erst erlaubt, spezifischere Aussagen 
und Analysen zur gesundheitlichen Situation von Mi-
grantinnen und Migranten zu treffen (vgl. Kapitel 3.3; 
Bundesregierung 2021: 32). Zu einer verbesserten Da-
tenlage würden laut den Empfehlungen des NAP-I die 
Ausweitung des Gesundheitsmonitorings des RKIs wie 
auch eine systematische Gesundheitsberichterstattung 
zu Migrantinnen und Migranten beitragen.

Aktuell besteht die Förderung der Gesundheitsversor-
gung vorrangig darin, die Informationsangebote für 
Migrantinnen und Migranten zu verbessern. So exis-
tiert bspw. das Portal ‚Migration und Gesundheit‘47, 
das sich neben Migrantinnen und Migranten auch an 
haupt- und ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
richtet und in über 40 Sprachen zur Verfügung steht. 
Das Portal unterstützt Migrantinnen und Migranten 
darin, sich mit der Funktionsweise des deutschen Ge-
sundheitswesens vertraut zu machen. Aufklärungsar-
beit leistete das bis 2019 vom BMG geförderte Projekt 
,MiMi – Gesundheitsförderung und Capacity Building 
mit Migranten für Migranten‘48. Ziel des Projektes 
waren die gesundheitliche Prävention und der Auf-
bau lokaler Netzwerke, um die Integration von Mi-
grantinnen und Migranten in das deutsche Gesund-
heitssystem zu unterstützen (Bundesregierung 2019b: 
247). Regionale und lokale Ableger des Projektes wie 
etwa MiMi-Bayern sind nach wie vor aktiv.49 Umge-
kehrt besteht angesichts des steigenden Anteils an 
pflegebedürftigen Migrantinnen und Migranten auch 
der Bedarf der interkulturellen Öffnung des Gesund-
heits- und Pflegesystems, die von der Bundesregierung 

47	 https://www.migration-gesundheit.bund.de/de/startseite/ 
[zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

48	 http://mimi-gesundheit.de/ zuletzt abgerufen am 05.10.2022].
49	 https://www.mimi.bayern/ [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

adressiert wird (Bundesregierung 2021: 34). Hierbei 
sollen kultursensible Aspekte in der Beratung und 
Pflege vermittelt werden, z. B. mit der vom BMG ge-
förderten eLearning-Plattform ‚Vielfalt Pflegen‘50 zur 
Förderung der transkulturellen Kompetenz für Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege, die bundes-
weit kostenlos zur Verfügung gestellt wird. In einem 
weiteren Modellprojekt des BMG ‚Brückenbauer*innen 
Palliative Care‘51 werden Menschen unterschiedlicher 
Herkunftssprachen ausführlich zu Themen der Hospiz- 
und Palliativversorgung qualifiziert. Als Sprach- und 
Kulturvermittelnde unterstützen sie ‚brückenbauend‘ 
mit niedrigschwelliger und diversitätssensibler Aufklä-
rung Fachkräfte der Hospiz- und Palliativeinrichtun-
gen und Menschen mit Migrationshintergrund.

Eines der Kernvorhaben des Bundes ist zudem die be-
rufliche Integration von Migrantinnen und Migranten 
zur Fachkräftesicherung im Gesundheitswesen (Bun-
desregierung 2021: 33). Hierfür möchte das BMG in 
Kooperation mit dem BMAS und dem BMFSFJ die Ge-
winnung von Fachkräften aus Drittstaaten intensivie-
ren. Gleichzeitig sollen auch diejenigen Migrantinnen 
und Migranten wie auch Geflüchtete, die bereits in 
Deutschland leben, für eine berufliche Qualifizierung 
in der pflegerischen und medizinischen Versorgung 
gewonnen werden. Wie in Kapitel 3 erwähnt, spielt 
auch hier die Anerkennung bereits im Herkunftsland 
erworbener Qualifikationen eine entscheidende Rolle. 
Die notwendigen Investitionen zur Anerkennung von 
Berufs- und Bildungsabschlüssen und/oder die Wei-
terbildung sind verzahnt mit weiteren Teilhabebar-
rieren (Kinderbetreuung, fehlende Informationen, 
mangelnde Sprachkenntnisse) und erschweren insbe-
sondere weiblichen Drittstaatsangehörigen eine Be-
schäftigung im Gesundheitswesen. Diese spezifischen 
Hürden für Migrantinnen bei der Strategie zur Gewin-
nung der Gesundheitsfachkräfte werden in einzel-

50	 https://vielfalt-pflegen.info/ [zuletzt abgerufen am 13.12.2022].
51	 https://brueckenbauerinnen.de/ [zuletzt abgerufen am 

13.12.2022].

https://www.migration-gesundheit.bund.de/de/startseite/
http://mimi-gesundheit.de/
https://www.mimi.bayern/
https://vielfalt-pflegen.info/
https://brueckenbauerinnen.de/
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nen Modulen der Modellprojekte adressiert, bspw. mit 
kombinierten Angeboten von Schulungen und gleich-
zeitiger Kinderbetreuung.

Wohnen

Die Bereiche Wohnen und Stadtentwicklung spielen 
in der Integrationspolitik in zweifacher Hinsicht eine 
Rolle. Einerseits sollen Ankunftsquartiere52 für Migran
tinnen und Migranten in ihrer integrativen Aufgabe 
stärker unterstützt und in der Stadt- und Quartiersent-
wicklung berücksichtigt werden. Andererseits sollen 
Zugangshemmnisse auf dem Wohnungsmarkt redu-
ziert werden (Bundesregierung 2021: 43 ff.). Das erste 
Ziel beruht auf dem Umstand, dass Integration lokal 
an den Wohnorten der Migrantinnen und Migranten 
stattfindet und daher den Kommunen eine wichtige 
Rolle zukommt (Bundesregierung 2019b: 221). Auch 
einige der bereits thematisierten Integrationshürden 
hängen fundamental mit dem Wohnort zusammen, 
bspw. die Verfügbarkeit von Kinderbetreuungsangebo-
ten, aber auch von Arbeitsplätzen sowie Informations- 
und Beratungsangeboten. Wie im Bereich Gesundheit 
werden auch in den Bereichen Wohnen und Stadt-
entwicklung Frauen bzw. Migrantinnen nicht als eine 
spezifische Gruppe adressiert. Insgesamt bestehen zu 
wenige Erkenntnisse über geschlechterspezifische Be-
nachteiligungen auf dem Wohnungsmarkt.

Die Empfehlung des NAP-I 2021 ist, die Ankunfts-
quartiere von Migrantinnen und Migranten explizit in 
Stadt- bzw. Quartiersentwicklungskonzepte einzu
binden. Gleichwohl fordert der NAP-I 2021 mehr For-
schung, da die räumlichen Wirkungsmechanismen auf 
die Integration wenig erforscht sind. Die Forschung 
soll einerseits die spezifischen Herausforderungen 
von Ankunftsquartieren herausarbeiten und anderer-
seits untersuchen, wie Kommunen integrierte Kon-
zepte der Stadtentwicklung umsetzen (Bundesregie-
rung 2021: 48).

Das zweite integrationspolitische Ziel beinhaltet eine 
Sensibilisierung von Eigentümerinnen und Eigentü-
mern bzw. Vermieterinnen und Vermietern, eine ver-
stärkte Nutzung kommunaler Vereinbarungen mit 
Wohnungsunternehmen wie auch einen Ausbau der 

52	 Im NAP-I werden „eine überdurchschnittlich hohe Neuzu-
wanderung, ein hoher Anteil an Personen mit Migrationshin-
tergrund, multilokale Netzwerke der Einwohnerinnen und 
Einwohner, eine erhöhte Fluktuation der Bevölkerung, ein 
überdurchschnittlicher Anteil einkommensschwacher Haushal-
te, eine überdurchschnittliche bauliche Dichte und unterdurch-
schnittliche Mietpreise als charakteristisch für Ankunftsquartie-
re“ (Bundesregierung 2021a: 39) bezeichnet.

Beratungsstrukturen für Wohnungssuchende, um dis-
kriminierende Praktiken in der Wohnungsvergabe zu 
minimieren (Bundesregierung 2021: 46). Im NAP-I 
2021 ist vorgesehen, den interkulturellen Dialog im 
Rahmen des Städtebauförderprogramms ‚Sozialer Zu-
sammenhalt‘ (vormals ‚Soziale Stadt‘) zu stärken. Beide 
strategischen Ziele einer migrationssensiblen Woh-
nungs- und Stadtentwicklungspolitik berücksichtigen 
die Bedarfe der Frauen mit Migrationshintergrund 
nicht explizit.

Politische und zivilgesellschaftliche 
Partizipation

Wie in Kapitel 3.5 erläutert, ist die politische Partizipa-
tion von Menschen mit Migrationshintergrund unter-
durchschnittlich ausgeprägt, sowohl was die Ausübung 
des aktiven und passiven Wahlrechts anbelangt, aber 
auch im Bereich der nicht elektoralen zivilgesellschaft-
lichen Partizipation. Im 12. Bericht der Beauftragten 
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration werden in diesem Zusammenhang in eini-
gen Bereichen Handlungsbedarfe genannt. Insbeson-
dere soll die politische Bildung von Migrantinnen und 
Migranten gestärkt werden. So fördert die Bundesbe-
auftragte z. B. seit 2019 das Modellprojekt ‚GeT AKTIV 
– Geflüchtete für Teilhabe in der Politik und Gesell-
schaft aktivieren‘ (vgl. Infobox 3), das Geflüchteten ge-
sellschaftliche Grundwerte sowie Kenntnisse über das 
politische System und die Partizipations- und Engage
mentmöglichkeiten in Deutschland vermitteln soll 
(Bundesregierung 2019b: 287).

Diese Empfehlungen wurden auch im NAP-I 2021 auf-
gegriffen: Zur Verbesserung der gesellschaftlichen und 
politischen Partizipation von Migrantinnen sollen u. a. 
Mentoring- und Empowermentprogramme beitragen 
(Bundesregierung 2021: 27 f.). Im NAP-I 2021 wird an-
geführt, dass zugewanderte Frauen „sich gern über die 
Familie hinaus sozial und gesellschaftlich betätigen 
würden“ (Bundesregierung 2021: 27 f.), was von der 
Bundesregierung unterstützt und gefördert werden 
soll. Zudem beabsichtigt die Bundesregierung, Migran-
tenorganisationen zu stärken. Dabei sollen diese „die 
besondere Situation und die Bedarfe von Frauen mit 
Migrationsgeschichte sichtbar machen“ (Bundesregie-
rung 2021: 24).

Insbesondere im Bereich der politischen Partizipation 
und Parteimitgliedschaft werden im NAP-I 2021 er-
hebliche Hindernisse für das parteipolitische Engage-
ment der Frauen mit Migrationshintergrund festge-
stellt. Zu diesen im NAP-I genannten Hindernissen 
zählen unter anderem als elitär wahrgenommene, 
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homogene Parteikulturen wie auch die Vereinbarkeit 
von Familie, Beruf und politischem Engagement sowie 
Geschlechterrollenstereotype (Bundesregierung 2021: 
26). Aber auch Diskriminierungserfahrungen können 
ein Hindernis darstellen. Aus diesem Grund zielt die 
Integrationspolitik des Bundes auf die „Verankerung 
rassismus- und diskriminierungskritischer Arbeit in 
staatlichen, politischen, gesellschaftlichen oder wirt-
schaftlichen Organisationsstrukturen“ (Bundesregie-
rung 2021: 25).

Ein für die elektorale Partizipation wichtiger Faktor ist 
nach wie vor der Erwerb der deutschen Staatsangehö-
rigkeit. In Kapitel 3.5 wurde in diesem Zusammenhang 
die bestehende Repräsentationslücke thematisiert, 
die sich aus der geringen Einbürgerungsquote und der 
daraus resultierenden geringen Wahlbeteiligung von 
Migrantinnen und Migranten ergibt. Im 12. Bericht 
der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration werden für die Einbürge-

rungsquote sowohl eine geringe Einbürgerungsmoti-
vation wie auch Einbürgerungshindernisse als Gründe 
angeführt (Bundesregierung 2019b: 296). Zu Letzte-
rem zählt unter anderem das Erfordernis, die bisherige 
Staatsangehörigkeit aufzugeben. Von diesem Erfor-
dernis wird – § 12 StAG entsprechend – zwar häufig 
abgesehen und 63,2 % aller eingebürgerten Personen 
konnten im Jahr 2020 ihre bisherige Staatsangehö-
rigkeit behalten (Statistisches Bundesamt 2020: 129), 
allerdings variiert dieser Anteil im Detailvergleich in 
Abhängigkeit der bisherigen Staatsangehörigkeit teils 
erheblich. Die Koalitionsvereinbarung der aktuellen 
Bundesregierung sieht daher vor, Mehrfachstaatsan-
gehörigkeit zu ermöglichen und den Weg zum Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit zu erleichtern, 
indem – statt wie bisher nach acht Jahren – nach fünf 
Jahren, bei besonderen Integrationsleistungen auch 
schon nach drei Jahren, die Einbürgerung möglich sein 
soll (SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP 2021: 96).

Infobox 3: Beispiel einer bewährten Maßnahme im Bereich politischer Partizipation:  
GeT AKTIV – Geflüchtete für Teilhabe in der Politik und Gesellschaft aktivieren

Kurzer Überblick

Zielgruppe Das Projekt richtet sich an Geflüchtete, die bereits einen Aufenthaltstitel oder eine fakti-
sche Bleibeperspektive haben. Außerdem werden deutsche Sprachkenntnisse, mindestens 
Niveau B1, benötigt.

Art der Maßnahme Langfristige, wiederholte Maßnahme/Programm

Betroffene Integrationsfelder Politisches und zivilgesellschaftliches Engagement

Link https://getaktiv.de/get-aktiv/

Ziel Über Fortbildungsseminare und Exkursionen sollen Geflüchtete für politische Teilhabe 
und zivilgesellschaftliches Engagement gewonnen werden. Darüber hinaus sollen einzel-
ne Personen als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren auftreten und ihr individuelles 
Engagement nutzen, um zivilgesellschaftliche Strukturen aufzubauen. Auf diese Weise 
sollen die Teilnehmenden ihre erworbenen Kenntnisse und Inhalte in ihre Communitys 
einbringen.

Ablauf Die Fortbildung besteht aus acht ganztägigen Basismodulen, die auf einer kompetenz
orientierten Herangehensweise beruhen. Damit sollen die Angebote zur interkulturellen 
politischen Bildung an den Kenntnissen, Vorerfahrungen und Kompetenzen der Geflüch-
teten ansetzen. Auf diese Weise können die Teilnehmenden ihr Wissen einbringen und 
durch Begegnungen, Diskussionen, Vor-Ort-Besuche, Planspiele etc. verfestigen und 
ausbauen. Der Unterricht findet mit einem Mix aus interaktivem Vortrag, Schulung, Ein-
zel- sowie Gruppenarbeit statt. Zusätzlich können je nach Thema Exkursionen angeboten 
werden. Die Geflüchteten sollen so Orientierung und ein weitgehendes Verständnis der 
Gesellschaft in Deutschland entwickeln, während sie ihre eigene Rolle und ihre Mitgestal-
tungsmöglichkeiten reflektieren und mitgebrachte Erfahrungen einbringen. Jedes Modul 
wird von pädagogischem Fachpersonal mit Praxiserfahrung im interkulturellen Kontext 
durchgeführt.
Die gesellschaftliche Rolle der Frauen wird in Modul V2 (Demokratie als Lebenskonzept: 
Das Prinzip der Gleichheit) explizit thematisiert. Dabei soll das Modul den Teilnehmenden 
Unterschiede in den Familienkonzepten und Rollenbildern von Frauen in der deutschen 
Gesellschaft vermitteln.
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Evaluation Es ist keine Evaluation bekannt. Allerdings hat die Arbeitsgemeinschaft Migrantinnen, 
Migranten und Flüchtlinge in Niedersachsen – amfn e.V. als eine der Projektkoordinato-
rinnen das Handbuch „Interkulturelle politische Bildung für Geflüchtete“ veröffentlicht53, 
worin einige Erkenntnisse aus den bisherigen Projektverläufen gezogen werden. Hier wird 
die Notwendigkeit hervorgehoben, Vormittagsangebote (mit Kinderbetreuung) auszubau-
en, um mehr Frauen die Teilnahme zu ermöglichen. Insgesamt nahmen an ‚GeT AKTIV‘ 
bis 2019 rund 2.200 Personen in den Bundesländern Bayern, Nordrhein-Westfalen, Nie-
dersachsen und Sachsen-Anhalt teil.

Finanzierung ‚GeT AKTIV‘ ist ein Verbundprojekt, bestehend aus acht Vereinen bzw. Migrantenorgani-
sationen, und wird von der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration gefördert.

53	 https://amfn.de/wp-content/uploads/2020/10/amfn_Handbuch-zur-politischen-Bildung_Komplett_28-8-2020-2.pdf [zuletzt 
abgerufen am 05.10.2022].

4.4	 Integrationsförderung 
von Migrantinnen auf 
Länderebene

Die Bundesländer nehmen bei der Integration von 
Migrantinnen eine zentrale Rolle ein, da sie aufgrund 
ihrer Gesetzgebungskompetenzen integrationsrele-
vante Handlungsfelder wie z. B. die Bildungspolitik 
maßgeblich prägen. Sie arbeiten in der Innenminister-
konferenz (IMK) und der Integrationsministerkonfe-
renz (IntMK) zusammen und beeinflussen hiermit die 
gesamte nationale Integrationspolitik. Auch erarbeite-
ten die Länder gemeinsam mit Bund und Kommunen 
den NAP-I, der als strategisches Gesamtkonzept für 
die Integrationspolitik fungiert (vgl. Kapitel 4.2). Ferner 
wirken sie auf die lokale Integrationspolitik entschei-
dend ein, indem sie Städte, Gemeinden und Landkreise 
zur Implementierung von Integrationsprogrammen 
verpflichten (Gesemann/Roth 2015: 20).

Aufgrund der föderalen Struktur ergibt sich eine er-
hebliche Varianz der Integrationspolitiken auf Länder
ebene (Thränhardt 2001: 26 f.). Dies resultiert u. a. 
daraus, dass sich die Länder „vielfältigen, von Land zu 
Land unterschiedlichen Herausforderungen zu stel-
len [haben]“ (Gesemann/Roth 2015: 14), u. a. geografi-
schen, wirtschaftlichen Herausforderungen, aber auch 
hinsichtlich unterschiedlicher Zuwanderergruppen, die 
nach spezifischen Antworten verlangen. Darauf reagie-
ren die Länder bspw. mit länderspezifischen Integrati-
onskonzepten und -aktionsplänen oder – wie im Falle 
von vier Bundesländern (Baden-Württemberg, Bay-
ern, Berlin und Nordrhein-Westfalen) – mit eigenen 
Integrationsgesetzen.

Ziel aller Bundesländer ist es, gleichberechtigte Teil-
habe am sozialen, kulturellen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben zu ermöglichen und den Abbau 
von Diskriminierung und Fremdenfeindlichkeit voran-
zutreiben (Gesemann/Roth 2015: 63). Dabei wird die 
Berücksichtigung von Migrantinnen bei der Integra-
tionsförderung in einigen Ländern besonders betont. 
So räumt die Landesregierung des Freistaats Bayern 
beispielsweise Frauen im Integrationsprozess eine 
Schlüsselfunktion ein, da ihr Integrationserfolg maß-
geblich auch den Erfolg der gesamten Familie mit-
entscheide.54 In Bezug auf die Teilgruppe geflüchte-
ter Frauen hat sich z. B. die Landesregierung in Berlin 
„zum Ziel gesetzt, geflüchteten Frauen bessere Pers-
pektiven der gleichberechtigten Teilhabe zu ermögli-
chen“ (Quelle Berlin). Frauen werden laut dem Berliner 
Senat „im Gesamtkonzept zur Integration und Partizi-
pation Geflüchteter […] als spezielle Zielgruppe mitge-
dacht“ (Quelle Berlin). Unterstützt werden „insbeson-
dere Maßnahmen zur Verbesserung des Zugangs zur 
Regelstruktur und zu themenspezifischen Beratungs-
angeboten, zum Deutscherwerb und zu arbeitsmarkt-
orientierten Bildungs- und Qualifizierungsmöglichkei-
ten, zum Schutz vor Gewalt in Unterkünften sowie zu 
Partizipationsmöglichkeiten“ (Quelle Berlin).

Wie der Bund fördern auch die Bundesländer zahl
reiche Maßnahmen, die Migrantinnen als spezielle 
Zielgruppe oder als Teil einer breiteren Zielgruppe 
einbeziehen. Da die Vielzahl von Maßnahmen im 
Rahmen dieser Studie nicht umfänglich dargestellt 
werden kann, werden im Folgenden lediglich exem-
plarisch einige landesspezifische Maßnahmen aufge-
zeigt, die im Rahmen der Studie von den Innen- und 
Integrationsministerien der Länder Bayern, Berlin, 

54	 https://www.stmi.bayern.de/mui/integrationspolitik/integrati-
on_frauen/index.php [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

https://amfn.de/wp-content/uploads/2020/10/amfn_Handbuch-zur-politischen-Bildung_Komplett_28-8-2020-2.pdf
https://www.stmi.bayern.de/mui/integrationspolitik/integration_frauen/index.php
https://www.stmi.bayern.de/mui/integrationspolitik/integration_frauen/index.php
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Brandenburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein genannt wurden (vgl. 
Tabelle 5).

Die Maßnahmen tangieren die Bereiche Arbeitsmarkt, 
Bildung und Sprache, Gesundheit, Wohnen, politi-
sche und zivilgesellschaftliche Partizipation sowie 
Rassismus und Diskriminierung. Obwohl die meisten 
Maßnahmen in der Regel mehrere Bereiche gleich-
zeitig abdecken, zeigt sich, ähnlich wie bei den Maß-
nahmen des Bundes, dass auch bei der Integrations-
förderung der Länder ein Fokus auf Maßnahmen im 
Bereich Arbeitsmarkt, Sprache und Bildung zu erken-
nen ist (vgl. Tabelle 5). So geben alle Länder, die sich 
im Rahmen der Studie zurückgemeldet haben, an, 
dass sie Maßnahmen und Projekte in diesen Bereichen 
unterstützen.

Beispielsweise fördert das bayerische Staatsministe-
rium des Inneren, für Sport und Integration (StMI) im 
Bereich Arbeitsmarkt sogenannte ‚Jobbegleiter (JB)‘ 
und ‚Ausbildungsakquisiteure für Flüchtlinge (AQ-
Flü)‘, die in der aktuellen Förderperiode geflüchtete 
Migrantinnen unterstützen, um ihre Integration in den 
Arbeitsmarkt und den Zugang zur Ausbildung zu er-
leichtern. Die Unterstützungsleistung besteht in der 
Akquise und Beratung der Zielgruppe, der Vermittlung 
und Stabilisierung von Ausbildungs- und Beschäfti-
gungsverhältnissen, aber auch der Nachbetreuung der 
Zielgruppe sowie der Arbeitgebenden, u. a. um einer 
möglichen Auflösung des Arbeits-/Ausbildungsver-
trags entgegenzuwirken (Quelle Bayern).

Das Land Baden-Württemberg setzt ebenfalls Maß-
nahmen zur Integrationsförderung auf dem Arbeits-
markt um (Landesregierung Baden-Württemberg 
2019). Dazu zählt bspw. das seit 2017 vom Landesmi-
nisterium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau 
geförderte Mentorinnenprogramm für Migrantinnen. 
Das Projekt ist Teil des Landesprogramms ‚Kontakt-

stelle Frau und Beruf‘ und hat die ,Förderung der 
Integration und Chancengleichheit von Frauen mit Mi-
grationshintergrund und geflüchteten Frauen in den 
Arbeitsmarkt‘ zum Ziel. Das Programm sieht vor, dass 
erfahrene Mentorinnen mit Migrationshintergrund 
andere Frauen mit Migrationshintergrund bei der Be-
rufswegplanung und der Orientierung am deutschen 
Arbeitsmarkt unterstützen. Somit sollen einerseits der 
Einstieg in das Arbeitsleben ermöglicht und anderer-
seits Fachkräfte für Unternehmen gewonnen werden 
(Landesregierung Baden-Württemberg 2020: 204). Die 
Landesregierung betont, dass „viele Frauen mit Migra-
tionsgeschichte wertvolle Kompetenzen [mitbringen], 
die wir dringend im Standortwettbewerb benötigen“ 
(Landesregierung Baden-Württemberg 2019).

Im Querschnittbereich Bildung, Sprache und Arbeits-
markt ist als Beispiel das Projekt ‚Brückenmaßnahme 
Bildung und Beratung (B3)‘ des Landes Rheinland-
Pfalz zu nennen. Es zielt auf Akademikerinnen mit 
Migrationshintergrund und ihre Qualifikation für den 
deutschen Arbeitsmarkt. Des Weiteren soll es der ge-
schlechterbedingten Benachteiligung von zugewan-
derten Frauen im Bildungssystem und auf dem Ar-
beitsmarkt entgegenwirken (Quelle Rheinland-Pfalz).

Eine besonders innovative Maßnahme im Bereich Bil-
dung ist das vom Land Berlin geförderte Programm 
‚Digital Empowerment and Information Access for 
Refugee Women‘ (vgl. Infobox 4), das darauf abzielt, 
die Medien- und Digitalkompetenzen geflüchteter 
Frauen sowie ihr Selbstbewusstsein und ihre Selbst-
lernkompetenz zu stärken, die sie bei der Integra-
tion in den Arbeitsmarkt unterstützen sollen (Quelle 
Berlin).

Tabelle 5:	 Förderschwerpunkte in der Integrationsförderung von Migrantinnen in ausgewählten Bundesländern

Arbeitsmarkt und 
Entrepreneurship

Bildung und  
Sprache

Gesundheit Wohnen Partizipation und 
Teilhabe

Rassismus und  
Diskriminierung

Bayern X X X X

Berlin X X X

Brandenburg X X

Nordrhein-Westfalen X X X X X

Rheinland-Pfalz X X X

Schleswig-Holstein X X X X X

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis einer Befragung der Bundesländer in dieser Studie. Die Tabelle bietet eine exemplarische Übersicht der 
Förderschwerpunkte. Es wurden nur die Bundesländer berücksichtigt, die an der Befragung teilgenommen haben.
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Infobox 4: Beispiel einer bewährten Ländermaßnahme: Digital Empowerment and Information 
Access for Refugee Women

Kurzer Überblick

Zielgruppe Das Programm ist spezifisch auf geflüchtete Frauen ausgerichtet.

Art der Maßnahme Längerfristige, wiederholte Maßnahme/Programm

Betroffene Integrationsfelder Arbeitsmarkt, Bildung und Ausbildung, Sprache

Link https://www.fczb.de/projekt/digital-empowerment/
https://www.fczb.de/projekt/mikado/

Ziel Ziel des Projektes des Landes Berlin sind der Aufbau und die Verstetigung digitaler Basis-
Medienkompetenzen/IT-Techniken mit zeitgleicher Vermittlung von berufsbezogenen 
Deutschkenntnissen für geflüchtete Frauen. In Zeiten des (digitalen) Wandels sind digi-
tale Kompetenzen unabdingbar, weshalb mit dem Projekt die oft nur geringen vorhande-
nen Medien- und Digitalkompetenzen geflüchteter Frauen sowie ihr Selbstbewusstsein 
und ihre Selbstlernkompetenz gestärkt werden sollen. Dadurch sollen ihre gesellschaftli-
che Teilhabe sowie langfristig ihre berufliche und existenzsichernde Integration auf dem 
Arbeitsmarkt unterstützt werden.
Die Maßnahme umfasst ein niederschwelliges, modulares und flexibel nutzbares Wei-
terbildungs- und Orientierungsangebot zur Verbesserung des Zugangs zu Informations- 
und Bildungsressourcen für geflüchtete Frauen, unabhängig von Herkunftsland und 
Bleibeperspektive. Das Angebot berücksichtigt die Heterogenität geflüchteter Frauen 
und erreicht Frauen mit unterschiedlichen Bildungsvoraussetzungen, beruflichen Vor
erfahrungen, Zielvorstellungen, Belastungen und familiären Verpflichtungen.

Ablauf Das zielgruppen- und frauenspezifische Angebot erreicht geflüchtete Frauen sowohl 
aufsuchend in verschiedenen Gemeinschaftsunterkünften sowie in den Räumen des 
FrauenComputerZentrumBerlin e.V. (FCZB). Durch Letzteres sollen Frauen ermutigt wer-
den, zusätzliche Angebote zu nutzen. Das niedrigschwellige und zeitlich und inhaltlich 
flexibel nutzbare Kursangebot ermöglicht die Teilnahme von Frauen mit verschiedenen 
Teilnahmevoraussetzungen wie (Kinder-)Betreuungsverpflichtungen und unterschied-
lichen Bildungshintergründen. Die Teilnehmerinnen erfahren durch persönliche Emp-
fehlung oder durch professionelle Multiplikatorinnen und Multiplikatoren sowie Netz-
werkpartnerinnen und Netzwerkpartner über die Kurse. Zudem tragen Angebote mit der 
Sprachmittlung in Arabisch und Farsi dazu bei, dass geflüchtete Frauen erreicht werden. 
Für die Öffentlichkeitsarbeit und Zielgruppen-Ansprache stehen mehrsprachige Projekt-
Flyer in den Sprachen Deutsch, Englisch, Farsi, Arabisch und Französisch zur Verfügung. 
Der Einsatz von Lehrerinnen sorgt für eine geschützte Lernatmosphäre.

Evaluation Die Ergebnisse der Maßnahme werden jährlich im Umsetzungsbericht zum Gesamtkon-
zept zur Integration und Partizipation Geflüchteter sowie für die Jahre 2017 und 2018 in 
den Umsetzungsberichten zum Masterplan Integration und Sicherheit des Landes Berlin 
dargestellt.

Finanzierung Das Modellprojekt ‚Digital Empowerment and Information Access for Refugee Women‘ 
wird aus Mitteln des Masterplans Integration und Sicherheit des Landes Berlin von der 
Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, Abteilung Frauen und 
Gleichstellung gefördert und seit Oktober 2016 durchgängig umgesetzt. Bis Ende 2023 
ist das Projekt noch in der Haushaltsplanung berücksichtigt. Über die Fortführung nach 
2023 kann keine Aussage getroffen werden.

https://www.fczb.de/projekt/digital-empowerment/
https://www.fczb.de/projekt/mikado/
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Herausforderungen und 
Möglichkeiten im Hinblick auf 
die Integrationsförderung von 
Migrantinnen

5

5.1	 Herausforderungen und 
Handlungsbedarf

Die im Rahmen dieser Studie dargelegten Befunde 
zum Integrationsstand von Migrantinnen belegen, dass 
es trotz vieler Fortschritte nach wie vor einen großen 
Handlungsbedarf gibt. Besonders in den Bereichen Bil-
dung und Erwerbstätigkeit bestehen für Migrantinnen 
nach wie vor Herausforderungen. Dies zeigt sich in den 
niedrigeren Quoten der Arbeitsmarktbeteiligung sowie 
im Vergleich zu Frauen ohne Migrationshintergrund in 
deutlich niedrigeren Bildungsabschlussquoten.

Maßnahmen, die speziell zur Integrationsförderung 
von Migrantinnen gedacht sind, ermöglichen es, das 
mitgebrachte Humankapital von Frauen, das aktu-
ell noch vielfach ungenutzt ist, in die deutsche Ge-
sellschaft einzubringen. Viele Migrantinnen waren in 
ihren Herkunftsländern häufiger als männliche Mi
granten in wissensintensiven Dienstleistungen wie Bil-
dung oder Gesundheit tätig (Kosyakova et al. 2021: 5), 
woraus sich wiederum erhebliche Potenziale für den 
deutschen Arbeitsmarkt ergeben können. Jedoch han-
delt es sich hierbei auch um Bereiche, die eine höhere 
Investition voraussetzen, vor allem was den Sprach
erwerb sowie die Anerkennung ausländischer Berufs- 
und Bildungsabschlüsse betrifft. Unterstützende För-
der- und Beratungsangebote können dabei helfen, die 
individuellen Qualifikationen, Kompetenzen, Erfahrun-
gen, Talente und Interessen von Migrantinnen in die 
Gesellschaft einzubringen. Primär Frauen aus Dritt-
staaten, darunter Geflüchtete, gehören hier zu einer 
Personengruppe, deren Potenziale in der Vergangen-
heit weder ausreichend betrachtet noch abgerufen 
wurden (Bundesregierung 2019b: 39).

Um dies zu realisieren, müssen geschlechtsspezifische 
Integrationshürden genauer betrachtet werden. Eine 
große Herausforderung besteht in einem erschwerten 
Zugang zu Integrationsmaßnahmen aufgrund fehlen-
der Möglichkeiten zur Kinderbetreuung, der qualifi-

kationsgerechten Erwerbsaufnahme und der Aner-
kennung von Bildungs- und Berufsabschlüssen. Bund, 
Länder, Kommunen und zivilgesellschaftliche Akteure 
haben deshalb in den letzten Jahren niedrigschwellige 
Angebote entwickelt. Nichtsdestotrotz bleibt die Zu-
gänglichkeit der Angebote für Frauen eine der größten 
Herausforderungen, was sich auch durch die COVID-
19-Pandemie verstärkt hat, da viele Begegnungsmög-
lichkeiten weggefallen sind. Insbesondere für Mütter 
in ländlichen Gebieten oder mit Mobilitätseinschrän-
kungen stellt der Zugang zur Integrationsförderung 
ein Problem dar. Neue Online-Formate und Schulun-
gen (z. B. bezüglich Strategien zum Selbststudium), die 
aufgrund der COVID-19 entwickelt wurden, ermögli-
chen es jedoch, diese Zielgruppen besser zu erreichen.

Eine weitere geschlechterspezifische Integrationshe-
rausforderung liegt in der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Zwar wurden in den letzten Jahren viele all-
gemein zugängliche Möglichkeiten der Kinderbetreu-
ung geschaffen, sodass Frauen häufiger an den Inte-
grationsmaßnahmen teilnehmen können. Zudem hat 
das BAMF spezielle Integrationskurse für Frauen und 
für Eltern eingeführt, in denen auf besondere zeitliche 
Bedürfnisse der Eltern Rücksicht genommen wird. Um 
für Frauen jedoch die Chancen auf eine Teilnahme an 
Integrationskursen zu erhöhen, ist ein weiterer Aus-
bau der Angebote für Kinderbetreuung notwendig 
(Tissot 2021). Auch zeigen die im Kapitel 3 vorgestell-
ten Ergebnisse, dass neben einer bedarfsorientierten 
Kinderbetreuung auch die Schaffung von familien-
freundlichen Arbeitsmodellen sowie die Anerkennung 
von Qualifikationen wichtige Ziele zur Überwindung 
zentraler Integrationshemmnisse von Migrantinnen 
darstellen. Wichtig ist an dieser Stelle, dass in Bera-
tungs- und Informationsangeboten das Erwerbskräfte
potenzial der familiennachgezogenen Migrantinnen 
nicht zugunsten der Männer übersehen wird. Dies leis-
tet – in Kombination mit Kinderbetreuungsangebo-
ten – einen wichtigen Beitrag dazu, dass der Wunsch 
nach qualifikationsadäquater Erwerbstätigkeit nicht 
aufgrund des Vereinbarkeitsdilemmas von Familie und 
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Beruf bereits früh im Migrationsprozess zunichte ge-
macht wird.

Die in der Studie vorgestellten Maßnahmen des Bun-
des und der Bundesländer zielen primär auf die oben 
genannten Herausforderungen ab. Neben der Förde-
rung des Spracherwerbs steht die Arbeitsmarktbetei-
ligung im Fokus der Fördermaßnahmen. So konsta-
tiert das BMFSFJ in seiner Erläuterung zum Programm 
‚Stark im Beruf‘, dass viele Frauen hoch motiviert seien 
zu arbeiten. Sie würden aber den Einstieg ins Erwerbs-
leben nicht ohne Unterstützung schaffen. Sie müss-
ten frühzeitig im Integrationsprozess angesprochen 
und durch die Angebote der Kinderbetreuung entlas-
tet werden.

Neben den gut ausgebauten Förderangeboten in den 
Bereichen Sprache und Arbeitsmarkt zeigt sich im 
Rahmen dieser Studie, dass in den Integrationsbe-
reichen Gesundheit und Wohnen weiterführende Er-
kenntnisse und Daten notwendig sind. Dies betrifft 
die Datengrundlage über die gesundheitliche Situa-
tion sowie den Zugang von Migrantinnen zur Gesund-
heitsversorgung. Es fehlen ebenfalls valide Erkennt-
nisse über die geschlechterspezifischen Barrieren bei 
der Wohnungssuche und Wohnungsversorgung von 
Migrantinnen und Migranten. Eine politische Adressie-
rung von Herausforderungen und Bedarfen der Frauen 
in den beiden Integrationsbereichen findet entspre-
chend der spärlichen Datenlage nur rudimentär statt. 
Auf der Ebene des Bundes wird insbesondere der 
Handlungsbedarf der geschlechter- und migrations-
sensiblen Berichterstattung im Bereich Gesundheit be-
tont (Bundesregierung 2019b: 248). Im Bereich Woh-
nen liegt der Schwerpunkt auf dem Ausbau sowohl 
von Beratungsangeboten zur Wohnungssuche als auch 
von flächendeckenden Strukturen für die Vermittlung 
von Wohnungen und die Begleitung des Übergangs 
von benachteiligten Gruppen in den regulären Woh-
nungsmarkt (Bundesregierung 2019b: 251).

Für die politische und zivilgesellschaftliche Partizipa-
tion thematisiert diese Studie die Repräsentationslü-
cke, die sich aufgrund der geringen Wahlbeteiligung 
und des geringen politischen wie zivilgesellschaftli-
chen Engagements – auch außerhalb der elektoralen 
Partizipation (z. B. Vereine) – von Migrantinnen und 
Migranten ergibt. Dieser Herausforderung begegnet 
die Integrationsförderung auf zweierlei Wegen: Einer-
seits sollen die auf bürgerschaftliches Engagement 
und Migrantenselbstorganisationen gerichteten Par-
tizipationsangebote aufgewertet werden, um die all-
gemeine Bereitschaft, das Wissen und die Netzwerke 
für das politische Engagement zu stärken (Bundesre-

gierung 2021: 24). Diese Angebote müssen, wie auch 
in den anderen Bereichen diskutiert, den Bedürfnis-
sen und Bedarfen von Migrantinnen entsprechend 
angepasst werden. Zweitens soll Migrantinnen und 
Migranten über Einbürgerungen die rechtlich-poli-
tische Gleichstellung ermöglicht werden, sodass für 
die in Deutschland lang ansässigen Personen im Hin-
blick auf die Partizipationsmöglichkeiten keine Nach-
teile mehr existieren. Insbesondere der zweite Aspekt 
ist von besonderer Bedeutung, da eine ausschließlich 
auf bürgerschaftliches Engagement und Migranten-
selbstorganisation gerichtete Integrationspolitik an-
sonsten Gefahr läuft, den Anschein einer politischen 
„Integration durch die Hintertür“ (Roth 2015: 247) zu 
erwecken.

5.2	 Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie

Die COVID-19-Pandemie stellte für Umsetzung der 
integrationspolitischen Maßnahmen in den Jahren 
2020 und 2021 eine zentrale Herausforderung dar. Zu 
Beginn der Pandemie entstanden auf bundes-, landes- 
und kommunaler Ebene spezielle Maßnahmen, die da-
rauf abzielten, Migrantinnen und Migranten besser zu 
erreichen, um über das Thema COVID-19 zu informie-
ren und Empfehlungen zu Hygiene- und Verhaltens-
regeln zu geben. Deutschland ist laut OECD ein gutes 
Beispiel für mehrsprachige Informationen im Rahmen 
der COVID-19-Aufklärung (OECD 2020b: 8). Zudem 
wurden viele Projekte, Programme sowie Beratungs-
angebote an die Pandemie-Umstände angepasst.

Viele Integrationsmaßnahmen mussten während des 
sogenannten ersten Lockdowns zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Virus zwischen März und Ende Juni 
2020 zunächst vollständig unterbrochen werden. Um 
anschließend den Betrieb wiederaufnehmen bzw. auf-
rechterhalten zu können, wurden Integrationsmaß-
nahmen wie Beratungs- und Sprachangebote, wenn 
möglich, auf virtuelle Formate umgestellt. Auf Bun-
desebene wird seitdem die Durchführung der Integ-
rations- und Berufssprachkurse im virtuellen Klassen-
zimmer bzw. mit virtuellen Anteilen ermöglicht (Kay et 
al. 2021). Weiterhin etablierten Projektträger während 
der Pandemie neue Kontaktmöglichkeiten mit den je-
weiligen Zielgruppen, die bis heute genutzt werden: 
So gibt es Chatgruppen, Videokonferenzen und digi-
tale Treffen, aber auch kleinere Videos und Podcasts 
zu den jeweiligen Maßnahmen.
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Die Digitalisierung betrifft auch Maßnahmen für 
Migrantinnen. So setzten die Kontaktstellen des ESF-
Bundesprogramms ‚Stark im Beruf – Mütter mit Mi-
grationshintergrund steigen ein‘ unter anderem auf 
digitale Angebote, um den Kontakt zu den Teilneh-
merinnen zu halten und die Arbeit fortsetzen zu 
können (Antwort BMFSFJ). Hybride Formate, die bei-
spielsweise für die Zielgruppe zugewanderter Mütter 
erprobt worden sind, haben inzwischen Eingang in 
die reguläre Beratungs- und Bildungsarbeit gefunden. 
Doch diese Umstellung verläuft nicht immer problem-
los. Fehlende Zugänge zu technischen Geräten und 
instabiles Internet, so die Erfahrungen des Projek-
tes ‚Digital Empowerment and Information Access for 
Refugee Women‘, erschweren die Teilnahme. Zudem 
haben sich Frauen während der Pandemie noch mehr 
als sonst der Betreuungsarbeit (Kinderbetreuung, 
Homeschooling etc.) widmen müssen, was die Teil-
nahme von Migrantinnen an diversen Projekten ge-
fährdete. Die Schließung von Unterkünften für Externe 
beeinflusste die Durchführung von Projekten für ge-
flüchtete Frauen negativ (Antwort Berlin).

Neben der Anpassung bereits bestehender Projekte, 
in denen die Erreichbarkeit durch digitale Angebote 
gewährleistet wurde, wurden neue Projekte entwi-
ckelt, die auf die spezifischen Herausforderungen der 
COVID-19-Pandemie für Migrantinnen reagieren. 
Welche Auswirkungen die COVID-19-Pandemie auf 
Frauen hat und welche Maßnahmen ergriffen wer-

den sollten, untersuchte der Dachverband der Migran-
tinnenorganisationen ‚DaMigra‘ im Rahmen des vom 
BMFSFJ und BAMF geförderten Projekts ‚#selbstbe-
stimmt‘. DaMigra stellt insbesondere fest, dass Mi
grantinnen ebenso wie andere Frauen und Kinder 
aus sozial benachteiligten Gruppen unter den Um-
ständen der COVID-19-Pandemie einem erhöhten 
Gewaltrisiko, u. a. häuslicher Gewalt, ausgesetzt sind 
(DaMigra 2020).

Weitere Studienergebnisse weisen darauf hin, dass 
Migrantinnen von den Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie in anderen Lebensbereichen gegenüber 
Nicht-Migrantinnen, aber auch im Vergleich zu zu-
gewanderten und geflüchteten Männern, unverhält-
nismäßig stark betroffen sind (Kosyakova 2021). Be-
sonders deutlich zeigen sich Benachteiligungen auf 
dem Arbeitsmarkt, welche sich im Laufe der COVID-
19-Pandemie verstärkt haben: „Zugewanderte Frauen 
sind seltener in einem Arbeitsverhältnis, arbeiten öfter 
prekär und niedrig entlohnt sowie unter unsicheren 
Bedingungen als nicht-zugewanderte Frauen und als 
zugewanderte Männer“ (Leisenheimer 2021: 51). Wei-
terhin „sind Beratungs- und Unterstützungsstruktu-
ren für sie aufgrund von migrationsspezifischen Bar-
rieren schwerer erreichbar als für nicht-migrantische 
Frauen“ (Leisenheimer 2021: 51), was aufgrund der 
eingeschränkten Möglichkeiten (Schultreffs, Eltern-
abend usw.), soziale Kontakte während der Pandemie 
knüpfen zu können, zu einer verstärkten Herausforde-
rung wurde.
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Vor dem Hintergrund des übergeordneten Ziels der 
Integrationspolitik des Bundes und der Länder, dass 
alle Menschen, die rechtmäßig in Deutschland leben, 
die eigenen Potenziale nutzen und in die Gesellschaft 
einbringen können, unterstützt der Staat mit Integrati-
onsangeboten Chancengleichheit und die tatsächliche 
Teilhabe der Bevölkerung in allen zentralen Lebens-
bereichen. Hierfür kombiniert die Integrationspolitik 
Deutschlands Gender Mainstreaming mit geschlechts-
spezifischen Ansätzen.

Der aktuelle Stand der Integration zeigt auf, dass Mi-
grantinnen besondere Integrationshürden, beispiels-
weise im Bereich Bildung und Erwerbstätigkeit, haben. 
Während Migrantinnen aus Drittstaaten im Vergleich 
zu Frauen ohne Migrationshintergrund deutlich häu-
figer über ein Abitur verfügen, haben sie allerdings 
auch den höchsten Anteil an Personen ohne allge-
meinbildenden Schulabschluss. Im Ausland erworbene 
Abschlüsse werden nicht in allen Fällen in Deutsch-
land anerkannt, da zugewanderte Frauen mit höheren 
Bildungsabschlüssen häufig Qualifikationen in Bil-
dungs-, Erziehungs- und Gesundheitsberufen aufwei-
sen, an die hohe Anerkennungsanforderungen gestellt 
werden. Daraus ergeben sich geschlechterspezifische 
Benachteiligungen im Bildungsbereich. Weiterhin ver-
zeichneten Migrantinnen 2020 in Deutschland nied-
rigere Erwerbstätigenquoten und ein erhöhtes Ar-
mutsrisiko. Dies betrifft nicht nur geringqualifizierte, 
sondern auch qualifizierte Migrantinnen. Bei Letz-
teren zeigten sich ebenfalls Zugangsschwierigkeiten 
zur qualifikationsadäquaten Erwerbsarbeit und eine 
insgesamt deutlich geringere Erwerbstätigenquote. 
Neben der Bildungsbenachteiligung sind fehlende 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten eine zentrale Hürde 
bei der Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen, 
denn Migrantinnen sind mehrfach belastet: Sie ste-
hen nicht nur vor der Aufgabe, Zugang zum Bildungs- 
oder Arbeitsmarkt zu erhalten, sondern übernehmen 
häufiger als Männer den Großteil der Haushalts- und 
Kinderbetreuungspflichten.

Diese geschlechtsspezifischen Integrationsherausfor-
derungen finden in den Integrationsstrategien und 
-maßnahmen Berücksichtigung. Im integrationspoli-
tischen Gesamtkonzept des Bundes, dem Nationalen 
Aktionsplan Integration (NAP-I), zeigt sich analog zur 
Entwicklung der politischen und gesellschaftlichen 
Debatte um Migrantinnen eine vermehrte Fokussie-
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rung auf die Ressourcen und Fähigkeiten von Migran-
tinnen und ihre Potenziale für den deutschen Arbeits-
markt. Die Förderung der Arbeitsmarktintegration ist 
dementsprechend ein Schwerpunkt in der Integra-
tionspolitik. Integrationspolitische Strategien adres-
sieren dabei nicht nur den schlechteren Zugang von 
Migrantinnen zum Arbeitsmarkt, sondern auch die be-
sondere Notwendigkeit der qualifikationsbezogenen 
Beratung und Arbeitsvermittlung für hochqualifizierte 
Migrantinnen.

Ein weiterer Fokus der Integrationspolitik des Bun-
des ist der Bereich der Bildung und Sprache mit dem 
zentralen Ziel, einen schnellen Zugang zum Erlernen 
der deutschen Sprache zu ermöglichen. So bietet das 
BAMF u. a. spezielle Integrationskurse für Frauen und 
Eltern an, die nicht nur bei der Verfügbarkeit der Kurse 
die Bedarfe von Teilnehmerinnen mit Kindern berück-
sichtigen, sondern auch die Lernangebote an den Fa-
milienalltag anpassen, indem bspw. gezielt das Schul-
system in Deutschland vorgestellt wird.55

In anderen Integrationsbereichen wie Wohnen und 
Gesundheit sind die Bedarfe von Migrantinnen al-
lerdings nach wie vor zu wenig bekannt. Zwar wird 
das Thema Wohnen als Handlungsfeld der Integra
tionspolitik adressiert und von der Bundesregierung 
die Notwendigkeit eines integrierten Entwick-
lungs- und Handlungskonzepts in deutschen Städ-
ten im Hinblick auf die Verbesserung der Wohnsitu-
ation von Migrantinnen und Migranten betont (vgl. 
Kapitel 4.3), allerdings existieren wenige Erkennt-
nisse über geschlechtsspezifische Hürden auf dem 
Wohnungsmarkt. Hierfür müssen die Intersektiona-
lität von Geschlecht und Migration und deren Aus-
wirkungen auf die Wohnsituation von Migrantinnen 
tiefgehender untersucht werden, ehe entsprechende 
Lösungsansätze und geschlechtsspezifische Maßnah-
men entwickelt werden können. Dies betrifft auch den 
Bereich Gesundheit, wo sowohl in Bezug auf Perso-
nen mit Migrationshintergrund im Allgemeinen als 
auch Frauen im Speziellen fundierte Erkenntnisse zu 
Integrationsstand und -hürden fehlen. Grundsätzlich 
ist aber eine diversitätssensible Gesundheitsversor-
gung ein wichtiges politisches Ziel (Herrmann/Kätker 

55	 https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/Zugewander-
teTeilnehmende/Integrationskurse/SpezielleKursarten/Frauen/
frauen-node.html [zuletzt abgerufen am 05.10.2022].

https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/Integrationskurse/SpezielleKursarten/Frauen/frauen-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/Integrationskurse/SpezielleKursarten/Frauen/frauen-node.html
https://www.bamf.de/DE/Themen/Integration/ZugewanderteTeilnehmende/Integrationskurse/SpezielleKursarten/Frauen/frauen-node.html
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2007). Das bedeutet, dass eine moderne Gesundheits-
versorgung solche Merkmale wie Alter, Geschlecht, 
Religion oder sexuelle Orientierung neben der Migrati-
onsgeschichte der betroffenen Menschen in den Blick 
nehmen soll, um Bedürfnisse und Bedarfe diverser Be-
völkerungsgruppen adäquat adressieren zu können.

Trotz vieler Fortschritte besteht nach wie vor Hand-
lungsbedarf im Hinblick auf den Zugang von Frauen zu 
Integrationsmaßnahmen. Zudem fehlen noch häufig 
Kinderbetreuungsmöglichkeiten wie auch Informati-
onen über bestehende Betreuungs- und Unterstüt-
zungsangebote. Die COVID-19-Pandemie hat einige 
Herausforderungen noch verstärkt. Dazu gehört auch 
der Verlust von Arbeitsplätzen in prekären Beschäfti-
gungsbereichen, wovon Migrantinnen und insbeson-
dere geflüchtete Frauen tendenziell häufiger betroffen 
sind. Auch haben sich im Zuge der Pandemie aufgrund 
der temporären Ausfälle von Angeboten vor Ort neue 
Herausforderungen im Zugang zu Integrationsange-
boten herauskristallisiert. Andererseits konnten durch 
vermehrte digitale Angebote auch Zielgruppen, bei-

spielsweise Frauen in ländlichen Gebieten, schneller 
erreicht werden.

Es zeigt sich, dass Migrantinnen eine wichtige Ziel-
gruppe der Integrationspolitik auf Bundes- und Län-
derebene darstellen. Dabei zeichnet sich die Integra-
tionspolitik in Bezug auf Migrantinnen in den letzten 
Jahren durch Kontinuität aus. Die neue, seit 2021 am-
tierende Bundesregierung baut auf bewährten Stra-
tegien auf, setzt aber auch eigene Akzente. Die In-
tegration in Arbeitsmarkt, Bildung und Sprache hat 
weiter einen hohen Stellenwert im Hinblick auf die 
Integrationsförderung von Migrantinnen. Gleichzei-
tig findet eine stärkere Akzentuierung der Themen 
Antirassismus und Antidiskriminierung statt. Es wäre 
hierbei wichtig zu eruieren, welche geschlechtsspezi-
fischen Erfahrungen mit Rassismus und Diskriminie-
rung Migrantinnen machen und ob man besondere 
Maßnahmen braucht, um diesem Phänomen effektiv 
entgegenzutreten. Künftige Forschung kann an diese 
Forschungslücke anschließen.
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Anhang

Antworten auf die Befragung im Rahmen dieser Studie

Bundesministerien

BAMF Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

Integrationsbeauftrage Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration

BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales

BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung

BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

BMI Bundesministerium des Innern und für Heimat

BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz

Ministerien der Länder

Bayern BStMI – Bayerisches Staatsministerium des Innern, für Sport und Integration

Berlin SenIAS BE – Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales

Brandenburg MSGIV – Ministerium für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg

Nordrhein-Westfalen MKFFI NRW – Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen

Rheinland-Pfalz MFFJIV RP – Ministerium für Familie, Frauen, Jugend, Integration und Verbraucherschutz des Landes Rheinland-
Pfalz

Schleswig-Holstein MIKWS – Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport des Landes Schleswig-Holstein

Thüringen TMASGFF – Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit

NGOs

Agisra Köln Salierring 48, 50677 Köln

https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/ministerien-behoerden/IV/iv_node.html
https://www.integration-migration-thueringen.de/fachdienst/content/tmsfg.htm
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AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz

AsylRLUmsG Gesetz zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union
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COVID-19 Corona Virus Disease 2019

CVM Civic Voluntary Model

DaMigra Dachverband der Migrantinnenorganisationen
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etc. et cetera

EU Europäische Union
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FDP Freie Demokratische Partei
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GG Grundgesetz

Hg. Herausgeber

IAB Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

IMAG Interministerielle Arbeitsgruppe Integration

IMIRA Improving Health Monitoring in Migrant Populations

IMK Innenministerkonferenz

IntMK Integrationsministerkonferenz

IOM International Organization for Migration – Internationale Organisation für Migration

JB Jobbegleiter

LSBTI Lesben, Schwule, bisexuelle, transgender und intergeschlechtliche Menschen

MENA Middle East and North Africa

MH Migrationshintergrund

MiA Programm „Migrantinnen einfach stark im Alltag“

MiMI Gesundheitsprojekt „Mit Migranten für Migranten“

NAP-I Nationaler Aktionsplan Integration

NIP Nationaler Integrationsplan 

NRO Nichtregierungsorganisationen

Nr. Nummer

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

REG Return Exit Group

RKI Robert-Koch-Institut

SGB Sozialgesetzbuch

SOEP Sozio-oekonomisches Panel

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

StAG Staatsangehörigkeitsgesetz

StMI Bayerisches Staatsministerium des Inneren, für Sport und Integration

SVB sozialversicherungspflichtig Beschäftigte

SVR Sachverständigenrat für Integration und Migration

S. Seite
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